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De Wohnungsfürſorgegeſellſchaft für Oberſchleſien hat im Jahre 1922 unmittelbar nach der 
Zerreißung Oberſchleſiens ihre Tätigkeit aufgenommen. 10 Jahre Wohnungsfürſorge im 
Grenzland Oberſchleſien bedeutet 10 Jahre Grenzlandarbeit unter den ſchwierigſten Bedingungen. 
Aus dem lebendigen Volkskörper Oberſchleſiens waren unter Nichtachtung der natürlichſten Lebens— 
bedingungen eines Landes, eines Volkes und eines Wirtſchaftsgebietes 3500 qkm Landes mit 
über 1 Willion Einwohnern herausgeriſſen worden. Eine unſinnige und unnatürliche Grenze 
wurde gezogen, die dem Lande und ſeiner Wirtſchaft ungeheure Wunden brachte, die nimmer 
heilen, ſondern immer blutend bleiben werden. Der Bruder wurde vom Bruder getrennt. Von 
den Arbeitsplätzen, den Gruben und großen Werken wurden in Wohnſiedlungen untergebrachte 
arbeitſame Erwerbstätige gewaltſam losgelöſt. Das von dieſem harten Schickſal getroffene Volk, 
das ſeine deutſche oberſchleſiſche Heimat liebt, wie kein anderes, geriet in aufwallende Bewegung. 
Tauſende und Abertauſende ſtrebten zurück zu dem beim Reiche verbliebenen Heimatboden. 
Dieſer wohnloſen Flüchtlinge mußte ſich die öffentliche Fürſorge bei der Neubegründung von 
Heimat und Wohnſtätte annehmen. Der Wohnungsfürſorgegeſellſchaft für Oberſchleſien eröffnete 
ſich hier ein großes Aufgabengebiet. Sie brachte in den erſten Jahren rund 5000 Flüchtlings- 
familien in neu errichteten Heimſtätten unter. 

Grenzlandarbeit iſt es aber auch, den im Lande Wohnenden Heimſtätten zu bieten, die 
deutſcher Wohnkultur entſprechen und die Liebe zur Heimaterde fördern. Indem die Wohnungs— 
fürſorgegeſellſchaft rund 12 500 Familien geſunde und zweckentſprechende Wohnungen errichtete, 
hat ſie dieſe oberſchleſiſchen Familien und namentlich das hieraus erwachſende Geſchlecht mit der 
Heimat feſter verbunden. 

Durch umfangreiche Tätigkeit der Geſellſchaft auf dem Gebiete der Wohnungsherſtellung 
iſt die oberſchleſiſche Wirtſchaft in allen ihren Zweigen gefördert und gekräftigt worden. Sind 
doch in den 10 Jahren der Tätigkeit der Geſellſchaſt 125 Willionen Reichsmark der oberſchleſiſchen 
Wirtſchaft zugefloſſen. 

Nicht Stillſtand, ſondern Fortſchritt heißt die Loſung der oberſchleſiſchen Wohnungs— 
fürſorgegeſellſchaft! Deshalb hat ſie ſich in den letzten Jahren auch an allen Beſtrebungen för— 
dernd beteiligt, die unter dem Zwange wirtſchaftlicher Not die Löſung neuer Aufgaben erheiſchen. 
Im Rahmen dieſer Aufgabe ſind in dieſem Jahre 320 Stadtrandſiedlungen hergeſtellt worden. 

Keine Feſte werden das Gedenken an den Tag der 10 jährigen Tätigkeit der Wohnungs— 
fürſorgegeſellſchaft für Oberſchleſien der Oeffentlichkeit in Erinnerung bringen. Wir wollen in 
dieſen Herbſttagen 156 Siedler auf die im Sommer von der Geſellſchaft erſtellten Neuſiedlungen 
führen und ihnen eine neue Heimat und ein neues Arbeitsfeld bieten. Durch die Errichtung 
von Siedlerſtellen in Oberſchleſien haben wir uns ein neues Arbeitsfeld erſchloſſen, das in 
gleichem Maße wie die Herſtellung von Wohnungen, dem oberſchleſiſchen Volke und damit der 
Heimat und dem Vaterland Segen bringen wird. 

Groß iſt das Feld unſerer gemeinnützigen Tätigkeit. Noch viele und ſchwere Arbeiten 
harren unſer. Wir find gewillt, tatkräftig beim Werke zu bleiben, einem Werke, dem die Reichs— 
und Staatsregierung in den verfloſſenen zehn Jahren die tatkräftigſte Unterſtützung gewährt haben. 
Dieſer Hilfe gedenken wir in aufrichtiger Dankbarkeit. Wir danken auch den Herren, die als 
Vertreter des Reiches und des Staates, ſowie ſonſtiger Körperſchaften in gemeinſamer Arbeit 
und in innigſter Hingabe mit uns das Ziel unſeres gemeinſamen Strebens gefördert haben, 
das auch in Zukunft bleiben ſoll, was es in den erſten zehn Jahren war: 

Arbeit für Heimat und Vaterland. 

Dr. Fiſcher 
Vizepräſident des Oberpräſidiums, 
Vorſitzender des Aufſichtsrats der Wohnungsfürſorge⸗Geſellſchaft für Oberſchleſien G. m. b. H. in Oppeln. 
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Die Wohnungsfürſorgegeſellſchaften und der künftige Wohnungsbau 


Von Geheimrat Dr. Pauly, Berlin. 


„Der König iſt tot, — es lebe der König!“ Mit 
dieſem Worte begrüßte Frankreich ehemals nach 
dem Tode des alten den neuen König, um zum 
Ausdruck zu bringen, daß ſein Königtum etwas 
nicht Unterbrechbares, etwas Fortdauerndes, Uns 
entbehrliches, Notwendiges ſei. Wir können dies 
Wort auf den Wohnungsbau anwenden. Der 
mit Hauszinsſteuerhypotheken unterſtützte Woh⸗ 
nungsbau iſt aus, iſt tot — was aber nun? Auch 
der neue König war oft ganz anders als der 
alte, und viele, die ſich vom alten König etwas 
erhofften, mußten ihre Hoffnungen begraben, — 
viele andere aber faßten neuen Mut und ſchöpften 
neue Hoffnung für ſich. Wie nun hier? Für die 
Nutznießer der rieſigen Beträge an Hauszins⸗ 
ſteuern in den Großſtädten, für die Großbau⸗ 
unternehmen iſt mit dem Verſiegen der öffent⸗ 
lichen Geldquellen die Blütezeit vorbei. Aber 
nun treten auf einmal zahlreiche kleine Bauan⸗ 
wärter hervor, die bereit ſind, ihre eigenen Mittel 
aus dem Verſteck hervorzuholen und ſie in beſchei— 
dene Eigenheime zu ſtecken, wenn ihnen nur etwas 
mit Kredit und Anleitung geholfen wird. 


Alſo der Wohnungsbau iſt tot, es lebe der 
Wohnungsbau! Genauer: „Der Mietskaſernen⸗ 
bau iſt tot, es lebe der kleine Eigenheimbau!“ 
Es ſcheint in der Tat richtig zu ſein, was Paulſen 
vor kurzem in der „Bauwelt“ glaubte feſtſtellen 
zu können, daß nämlich die ſeitherige Wohnungs⸗ 
bauunterſtützungspolitik den Einfamilienhaus⸗ 
bau hemmte, — ſo ſtark und zahlreich treten jetzt 
die Eigenheimanwärter auf den Plan. Wagten 
ſie ſich früher nicht hervor oder wurden ſie nicht 
genügend gefördert? Wohl beides, beſonders 
aber in den Großſtädten letzteres. — Ob heute 
nicht manche Großſtadt ſehr froh wäre, wenn ſie 
anders verfahren hätte, auch manche Groß⸗Bau⸗ 
genoſſenſchaft??! — Wenn ſie ſtatt der Rieſen⸗ 
blocks mit Hunderten oder Tauſenden von Miet⸗ 
wohnungen, mit vielfach wegen unerſchwinglicher 
Mietſätze leerſtehenden Wohnungen, lange Reihen 
von Einfamilienhäuſern hätten, die im Eigentum 
und Unterhaltung () ihrer Bewohner ſtünden?! 
Und doch hat es ſich vielleicht als ein Glück her⸗ 
ausgeſtellt für die Eigenheimanhänger, daß ſie 
erſt jetzt hervortreten. Denn ſowohl die Anforde⸗ 
rungen an Größe und Bequemlichkeiten der ein⸗ 
zelnen Wohnungen, wie auch der Bauindex ſind 
ſeit jener Periode ſehr ſtark geſunken. — Wer 
wollte denn früher darauf hören, wenn wir rie⸗ 
fen: „10 000, — NM iſt viel zu viel, auch 6000,— 
NM iſt noch zu viel, es müſſe möglich ſein, wie 
in Holland und Belgien für die breite Maſſe des 
Volkes Eigenheime für 3000, — bis 4500,— AM 
zu bauen?“ Was damals für durchaus unmög⸗ 
lich erklärt wurde, jetzt geht's. Als die Reichs⸗ 
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richtlinien Wohnungen von 39 bis 45 Quadrat- 
meter Wohnfläche verlangten, erhob ſich erneutes 
Geſchrei über die dadurch ſchwer bedrohte „Woh- 
nungskultur“. Wir haben das damals ſchon nicht 
mitgemacht, ſondern darauf hingewieſen, daß das 
Kleinhaus in Bremen, als Reihenhaus vielfach 
4% Meter Breite, 7% Meter Tiefe, alſo knapp 
36 Quadratmeter aufwieſe, wovon dann noch die 
Mauerſtärken abgehen. Gewiß, dies Haus hat 
oben auch noch Räume, aber deren Ausbau konnte 
ja bleiben, bis die Eigenheimer wirtſchaftlich ſo 
weit erſtarkten, daß ſie ihn ohne Hilfe durchführen 
konnten. Auch hier hat wieder eine Maßnahme 
des Reiches durchſchlagend gewirkt, indem bei der 
vorſtädtiſchen Kleinſiedlung oder Stadtrandſied⸗ 
lung die Erſtellungskoſten rückſichtslos auf 3000,— 
RM beſchränkt wurden, — falls anders man den 
Reichszuſchuß erwartete. — Es ergab ſich, daß 
man durchaus menſchenwürdige Behauſungen — 
Kleinhäuſer, ſogar mit Stall — für den Preis 
beſchaffen konnte. Und damit entſtand, zugleich 
mit dem ſo unerwartet plötzlichen Verſiegen der 
Hauszinsſteuergelder, eine Atmoſphäre, in der 
auch die kleinen Eigenheimbewerber zu atmen 
und ſich zu rühren wagten. 


Und die Wohnungsfürſorgegeſellſchaften? Für 
fie bedeutet die veränderte Lage die Wieder— 
eröffnung ihres eigentlichen Aufgabengebietes, zu 
dem der Zugang allzulange verſchüttet war. Denn 
ihre Aufgabe iſt ja keineswegs die, möglichſt 
viele Wohnungen irgendwelcher Art (jelbitver- 
ſtändlich hygieniſch und ſonſt einwandfrei), ſon⸗ 
dern vorbildlich zu bauen, ſo ſozial und 
jo äſthetiſch, wie es reine Erwerbsgejell- 
ſchaften oder private Unternehmer nicht wollten 
oder nicht konnten. Es iſt ohne weiteres zuzu— 
geben, daß ſie dieſe rein ideale Einſtellung zum 
Wohnungsproblem nicht immer und nicht überall 
eingenommen haben. Man muß aber auch ge— 
recht ſein und anerkennen, daß es außerordentlich 
ſchwierig für fie geweſen wäre, fi jo zu verhal- 
ten. Man muß anerkennen, daß ſie da, wo ihnen 
die materielle Möglichkeit gegeben war, im Land⸗ 
arbeiterwohnungsbau, Vorbildliches in der Schaf⸗ 
fung von Eigenheimen geleiſtet haben, und daß 
ſie immer wieder — leider ohne zureichenden Er⸗ 
folg — danach geſtrebt haben, dieſe Vorausſetzun⸗ 
gen auch auf dem Gebiete des ſonſtigen Woh- 
nungsbaus gewährt zu erhalten. Seitens der 
maßgebenden Stellen — in Regierungen und Ge— 
meinden, — vor allem bei letzteren, entfernte 
man ſich aber je länger je mehr von der Förde- 
rung des Flachbaues, geſchweige denn des Ein⸗ 
familienheims. Geſtattete man anfänglich — 
etwa bis 1919/1920 — hohe Stockwerkshäuſer nur 
zur Ausfüllung von Baulücken, ſo wurde unter 


dem ſteten Druck der großen Städte, — aber auch 
der kleineren — der Stockwerksbau bald die 
Regel, ſo ſehr, daß ein überhebliches Herabſchauen 
auf die Wiener vielſtöckige Bauweiſe kaum noch 
irgendwie berechtigt wäre. Der Fehler lag darin, 
daß man den Gemeinden die ganze Verantwor⸗ 
tung für die Gewährung der Hauszinsſteuerhypo⸗ 
theken übertrug, ſtatt, daß man die Regierungs⸗ 
präſidenten beauftragte, dieſe nie wiederkehrende 
Gelegenheit und Möglichkeit auszunutzen, die 
Wohnweiſe, die ſtädtiſche Wohnweiſe 
in Preußen grundlegend zu ändern, 
— ſie von der Mietkaſerne ab- und dem Eigen⸗ 
heimbau zuzuwenden. Unter der Loſung „die 
Steuer müſſe da verbraucht werden, wo fie auf- 
komme“, verſuchten außerdem die Großſtädte der 
Regierung den dem verſtändigen Ausgleich von 
Wohnungsbedarf und Leiſtungsfähigkeit zwiſchen 
Stadt und Land dienenden Fonds ſtändig zu ver⸗ 
kleinern. — Aber auch dieſer Fonds wurde ange— 
ſichts der ſtarken, den Gemeinden als den „Haus⸗ 
zinsſteuerhypotheken- Gläubigern“ eingeräumten 
Stellung keineswegs rückſichts⸗ und reſtlos für 
Einfamilienhäuſer verwendet, ſondern größten— 
teils noch für Stockwerkshäuſer, wenn auch viel⸗ 
fach nach Höhe und Art gemilderten. — Den 
Wohnungsfürſorgegeſellſchaften aber wurde eine 
bevorzugte Stellung, oder gar — trotz allem 
gegenteiligen Geſchrei — eine Monopolſtellung 
für Einfamilienhäuſer nicht eingeräumt. Sie 
erhielten auch weder Rahmenbeſcheide noch die 
Berechtigung, Hauszinsſteuermittel zu verteilen, 
— wie das vielfach behauptet worden iſt, — ſon⸗ 
der ſie waren — leider — genötigt, ſich um Haus⸗ 
zinsſteuerhypothekengelder genau ſo wie andere 
zu bewerben. Allerdings wurde ihnen von man⸗ 
chen Regierungspräſidenten geholfen und die Ge— 
meinden angehalten, ihnen für gemiſchte oder 
reine Flachbau-Siedlungen gewiſſe Beträge zuzu⸗ 
teilen, — aber letzten Endes maßgebend blieben 
die Gemeinden auch dann. So iſt es gekommen, 
daß in zahlloſen Fällen Kompromiſſe zwiſchen 
dem, was die Gemeinden wollten und dem, was 
die Wohnungsfürſorgegeſellſchaften im Dienſte 
des Wohnungsweſens erſtrebten, geſchloſſen wur⸗ 
den, — zum Schaden des Einfamilienhauſes, aber 
auch zum Schaden der Sonderſtellung der Woh⸗ 
nungsfürſorgegeſellſchaften. Denn dieſen wären 
gewiß viele Angriffe von Architekten und 
Unternehmern, denen Großhausblocks naturgemäß 
mehr zuſagten, erſpart geblieben, wenn ſie ſich 
von Anfang an und bedingungslos ausſchließlich 
auf die Betreuung und Förderung des Einfami⸗ 
lienhauſes — ohne oder mit Einliegerwohnung 
und Landzulage — hätten beſchränken können und 
dieſes durch hartnäckige Verringerung von Raum 
und Koſten immer weiteren Volkskreiſen zugäng⸗ 
lich gemacht hätten, — ſo wie das jetzt einſetzt. 
— Daß fie nicht jo verfuhren und verfahren konn⸗ 
ten, iſt zwar ihren Einnahmen zeitweiſe dienlich 
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geweſen, ja, ihre Daſeinsmöglichkeit wäre im an⸗ 
deren Falle zunächſt jedenfalls nur durch Zuwei⸗ 
ſung feſter Kontingente aus dem Staatsanteil 
lediglich für den Einfamilienhausbau, etwa 
unter Bevorzugung der Kinderreichen möglich 
geweſen. — Aber es führte andererſeits zu einer 
Vergrößerung (wie die Gegner ſich ausdrückten, 
unnützen Aufblähung) ihres Verwaltungsgefü⸗ 
ges, die bei dem Fortfall der Hauszinsſteuerhypo⸗ 
theken notwendig eine für die Angeſtelltenſchaft 
äußerſt bedauerliche und ſchmerzliche Schrumpfung 
zur notwendigen Folge haben mußte. — Sie 
führte aber weiter dazu, daß von vielen Seiten, 
als die Hauszinsſteuerquelle plötzlich ganz ver- 
ſiegte, und die Tätigkeit der Geſellſchaften darauf: 
hin ſich ganz außerordentlich verminderte, gefragt 
wurde, ob ſie denn nicht ganz überflüſſig ſeien, ob 
dieſe „Kriegserſcheinungen“ nicht ſchleunigſt zu 
verſchwinden hätten. Dieſe Auffaſſung hätte nicht 
aufkommen können, wenn ſich die Wohnungsfür⸗ 
ſorgegeſellſchaften nicht ein Jahrzehnt lang hätten 
verleiten laſſen, — man mag auch ſagen, durch 
die Verhältniſſe gezwungen worden wären — 
ihr ureigenſtes Gebiet: Reform der Wohnweiſe, 
— Förderung des Einfamilienhauſes mit Garten, 
zu verlaſſen! (Denn die Reform der Miets- 
kaſerne, fraglos auch etwas Verdienſtliches, wurde 
ſchon bald nach dem Kriege Gemeingut). — Nun⸗ 
mehr ſind aber die Anläſſe geſchwunden für ein 
Abſchweifen von dieſem ihrem Gebiete und wird 
zur Tatſache, daß ihre Aufgabe ſich jetzt beſon⸗ 
ders ſcharf abhebt; nicht um ein Suchen nach 
neuen Exiſtenzmöglichkeiten, ſondern um das Sich⸗ 
zurückfinden zur eigentlichen Aufgabe handelt es 
ſich, zur Aufgabe der Verwurzelung mög⸗ 
lichſt breiter Volksſchichten mit Bo- 
den und Eigenbeſitz, der Verminde⸗ 
rung der Abwanderung vom Lande, 
der Verſtärkung der Zuwanderung 
zum Lande. 

Dabei ſollen und dürfen die Geſellſchaften aber 
wiederum nicht vergeſſen, daß Ausgangspunkt 
und Ziel ihrer Arbeit die Verbeſſerung 
der Wohnweiſe iſt. Demnach mag ihre für⸗ 
ſorgeriſche und betreuende Arbeit beginnen mit 
der Vermehrung der Schrebergärten für die rund 
35% der Bevölkerung, die in den alten Miets⸗ 
hauswohnungen verbleiben, — ſie ſoll ſich aber 
dann in erſter Linie und ganz überwiegend rich⸗ 
ten auf die Förderung des Eigenheims mit Land⸗ 
zulage, beginnend mit dem Hausgärtchen und 
endend bei der ſogenannten nebenberuflichen 
oder Wirtſchaftsſiedlung. Es gehört aber 
grundſätzlich nicht dazu die landwirtſchaftliche, 
die Bauernanſiedlung. Wohl mögen bei der Auf⸗ 
teilung eines größeren Beſitzes im Sinne der vor⸗ 
ſtehenden Ausführungen gelegentlich Stücke Lan⸗ 
des übrigbleiben, die nur durch Aufteilung in 
einige Bauernſtellen Verwendung finden können. 
Aber der andersartige Charakter der Siedlung 


darf dadurch nicht verwiſcht werden. Für die 
landwirtſchaftliche Siedlung ſind bekanntlich mit 
ſtaatlicher Beteiligung und AUnterſtützung die pro— 
vinziellen Landgeſellſchaften geſchaffen worden. 
Nur iſt zu bedenken, daß ſeit ihrer Gründung 
Verhältniſſe eingetreten ſind, die die Förderung 
der ländlichen Siedlung und der Vergrößerung 
kleiner Stellen auf die Größe einer Ackernahrung 
viel dringlicher erſcheinen laſſen als damals. Es 
kann daher ſehr wohl ſein, daß die verantwort- 
lichen Stellen zu der Meinung kommen, die Sied⸗ 
lung ſei über die Leiſtungsfähigkeit der Land⸗ 
ſiedlungsgeſellſchaften hinausgehend zu fördern. 
Unter dieſem Geſichtswinkel ſind ja auch zahlreiche 
private Aufteiler von Grundbeſitz zugelaſſen wor— 
den, — und es iſt nichts dagegen einzuwenden, 
wenn dann die Wohnungsfürſorgegeſellſchaften 
auf Verlangen oder im Einvernehmen mit den 
dafür zuſtändigen Landes-, Reichs- und Provinz⸗ 
ſtellen auch landwirtſchaftliche Aufteilung und 
Siedlung betreiben. 

Reform der Wohnweiſe und Bevölkerungsver⸗ 
teilungspolitik ſollen aber auch dann maßgeblich 
für die Wohnungsfürſorgegeſellſchaften bleiben. 
Demgemäß wird man ihre Arbeit als um ſo 
wertvoller, ihre Aufgabe als um ſo vollkommener 
erfüllt anſehen dürfen, je mehr Familien ſie mit 
dem Lande neu verwurzelt haben und — unbe— 
ſchadet gewiß von Kriſenfeſtigkeit und Ausbau⸗ 
möglichkeit — je weniger Land fie dafür bean- 
ſprucht haben. — Damit unterſcheidet ſich ihre Art 
der Tätigkeit ſehr wohl von der ausgeſprochenen 
Bauernſiedlung, die nach optimalen landwirt⸗ 
ſchaftlichen Betriebsgrößen ſucht. — Der Klein⸗ 
landſiedler, um dieſen umfaſſenden Ausdruck zu 
wählen, iſt etwas anderes als der Bauernſiedler; 
— er iſt als ſolcher und als ungemein wichtiges 
Ferment für den Staatsaufbau und die Staats⸗ 
erhaltung gewiſſermaßen erſt nach dem Kriege 
entdeckt worden. — Beide Siedlerarten ſtoßen an 
den Grenzen — der größte Kleinland- und der 
kleinſte Bauernſiedler — naturgemäß zuſammen. 
Das darf aber nicht dazu führen, daß der Klein⸗ 
landſiedler in die Ecke geſtellt wird, — und, nach⸗ 
dem er nun glücklich entdeckt iſt, alsbald wieder 
verſchwindet. Wohl können die Verhältniſſe in 
den Provinzen ſo gelagert ſein, daß für eine völlig 
unabhängige Arbeit beider ſtaatlich geförderten 
Geſellſchaften nebeneinander kein genügendes 
Feld iſt; — in den Bezirken Heſſen und Naſſau 
werden beide Geſellſchaften ſchon ſeit langer Zeit 
in Perſonal⸗ und Büro⸗Anion geführt, — in Han⸗ 
nover und der Grenzmark die Bauten beider Ge⸗ 
ſellſchaften techniſch einheitlich betreut. So mag 
eine ſtarke Annäherung beider Geſellſchaften an⸗ 
einander noch vielfach und in vieler Hinſicht mög⸗ 
lich ſein. Bis zu welchem Grade, wird im Einzel⸗ 
falle zu prüfen ſein, ſorgfältig! — um nicht müh⸗ 
ſam Aufgebautes vorſchnell zu zerſtören. Sorg⸗ 
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fältig wird auch zu ſorgen ſein dafür, daß nicht 
die eine Art Siedlung zugunſten der anderen 
leidet. 

Noch eines iſt wichtig für die Wohnungsfür⸗ 
ſorgegeſellſchaften als die in Bauſachen beſonders 
Erfahrenen: Die Baukoſten werden auf ein unbe⸗ 
dingt tragbares Maß zurückgeſchraubt werden 
müſſen. Schon bisher galten unſere, ſeit Jahren 
auch in allen Arbeitsausſchuß⸗ und Aufſichtsrats⸗ 
ſitzungen der Geſellſchaften wiederholten Mah⸗ 
nungen, kleiner zu bauen, billiger zu bauen, im⸗ 
mer noch kleiner und immer noch billiger, in 
erſter und letzter Linie vor allem der Arbeit der 
Wohnungsfürſorgegeſellſchaften, vor allem dem 
Einfamilienhaus. Aber ehe dieſe Mahnungen 
wirklich zum Erfolge führen konnten, mußten erſt 
die Hemmungen beſeitigt ſein, die neben dem all- 
gemeinen Baukoſtenindex in den Anſprüchen der 
Eigenheimanwärter ſelbſt, auf der anderen Seite 
aber in den Anforderungen der hauszinsſteuer⸗ 
verteilenden Stellen an Größe und Ausſtattung 
der Wohnungen lagen. Aber noch weiter, als es 
ſelbſt heute erreichbar erſcheint, müſſen die Bau⸗ 
koſten herabgedrückt werden, um für die breite 
Maſſe tragbare Laſten zu erzielen. Das wird 
vielfach nur ſo gehen, daß kein vollſtändiger Aus⸗ 
bau erfolgt. — Beim Einfamilienhaus wird ſich 
die Familie vorerſt mit dem Außenausbau und 
dem allernotwendigſten Innenausbau begnügen 
müſſen (Nichtausbau der Stuben im Dachgeſchoß). 
Bei größerer Landzulage aber wird der Klein- 
landſiedler vorerſt oft mit einem Wohnen in der 
Stallſcheune vorlieb nehmen und den Wohnhaus: 
bau auf die Zeit verſchieben müſſen, wo er iyn 
bezahlen kann. Das bringt noch etwas anderes 
naturnotwendig mit ſich: nämlich, daß man dem 
Siedler beim Bau zwar hilft mit Plänen, mit 
Geld, mit Fuhren uſw., daß man ihm aber die 
Bauten nicht fertig hinſetzt, ſondern es ihm ſelbſt 
überläßt, der Bauherr zu ſein und nur darauf 
ſieht, daß er ſich baulich nicht übernimmt. Das 
war die alte, in vieljähriger Erfahrung hundert— 
und tauſendfach bewährte Uebung bei der Kgl. 
Anſiedlungskommiſſion für Poſen und Weſt⸗ 
preußen; ſie wird — wieder eingeführt — die 
Wohnungsfürſorgegeſellſchaften vor mancher 
ſchweren geldlichen Sorge und vor mancher Be⸗ 
ſchwerde über angeblich mangelhaft von ihnen 
ausgeführte Bauten und vor Angriffen der Archi⸗ 
tekten und Anternehmer bewahren. Iſt der Sied⸗ 
ler allein für ſeine Bauten verantwortlich, ſo 
wird er ſparſamer und mit ihnen zufrieden ſein. 
Das führt weiter dazu, daß ſich die Wohnungs⸗ 
fürſorgegeſellſchaften von ihrer in manchen Pro⸗ 
vinzen zu ſtark betonten bautechniſchen Einſtel⸗ 
lung überhaupt wieder entfernen. Nicht im Bau⸗ 
techniſchen liegt künftig das Schwergewicht der 
Tätigkeit der Wohnungsfürſorgegeſellſchaften, 
ſondern ſie müſſen ſich fühlen als Treuhänder 
des Eigenheim- und des Kleinlandanwärters, ſie 
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müſſen die „provinziellen Treuhandſtellen für das 
Wohnungs- und Kleinſiedlungsweſen“ bilden. 


Wir kommen ſomit zu folgendem Ergebnis: 


Die Förderung des Eigenheims mit Landzu⸗ 
lage, bis zur Kleinlandſiedlung iſt keine neue, 
ſondern die alte Aufgabe der Wohnungsfür⸗ 
ſorgegeſellſchaften. 

Die bäuerliche Siedlung iſt grundſätzlich nicht 
ihre Aufgabe, ſondern die der ländlichen Sied— 
lungsgeſellſchaften. Sie kann ihnen aber durch 
die zuſtändigen Stellen gleichfalls übertragen 
werden. 
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3. Organiſation und Aufbau beider Geſellſchaften 
müſſen in jedem Falle ſo geſtaltet ſein oder 
werden, daß der geſamte Siedlungsgedanke 
möglichſt ſtark gefördert wird. 

Die bautechniſche Arbeit der Wohnungsfür⸗ 
ſorgegeſellſchaften hat zwecks Erzielung mög⸗ 
lichſter Sparſamkeit bei den Bauten und zu⸗ 
gunſten einer ausgeſprochenen treuhänderiſchen 
Tätigkeit zurückzutreten. 

5. Die Wohnungsfürſorgegeſellſchaften nennen 
ſich künftig daher richtiger „Provinzielle Treu⸗ 
handſtelle für Wohnungs- und Kleinſiedlungs⸗ 
weſen.“ 


Zehn Jahre Wohnungsfürſorgegeſellſchaft für Oberſchleſien 


Von Bürodirektor Wittwer, Oppeln. 


Ende Auguſt 1932 waren zehn Jahre ſeit der 
Gründung der Wohnungsfürſorgegeſellſchaft für 
Oberſchleſien G. m. b. H. in Oppeln verfloſſen. 
Sie war eine der letzten provinziellen Wohnungs⸗ 
fürſorgegeſellſchaften, die auf Grund des Preußi⸗ 
ſchen Wohnungsgeſetzes vom 28. März 1918 ges 
gründet wurden. 

In Oberſchleſien konnte die mit der Gründung 
dieſer Geſellſchaft verfolgte Abſicht des Staates 
erſt verhältnismäßig ſpät verwirklicht werden, da 
während der Aufſtands- und Beſatzungszeit bis 
Sommer 1922 an Aufbaumaßnahmen irgend- 
welcher Art nicht zu denken war. 

Als ſich nach dem Abzug der Beſatzung die Fol— 
gen der unſinnigen Zerreißung des Landes in 
ihrer ganzen Schwere auszuwirken begannen, 
zeigte es ſich ſehr bald, daß die Beſeitigung der 
Wohnungsnot neben den ſonſt erforderlichen 
wirtſchaftlichen Maßnahmen die vordringlichſte 
Aufgabe war. Es ging nicht an, die Zehntau⸗ 
ſende von Flüchtlingen aus dem polniſch gewor- 
denen Teil der Provinz jahrelang in Schulen, 
Turnhallen und ſonſtigen Notunterkünften kam⸗ 
pieren zu laſſen. Obgleich unter dieſen Umjtän- 
den für die Wohnungsfürſorgegeſellſchaft die 
Notwendigkeit beſtand, ſofort mit der praktiſchen 
Arbeit zu beginnen, fehlten ſo gut wie alle not⸗ 
wendigen Vorausſetzungen. Da handelte es ſich 
in erſter Linie darum, die verwaltungstechniſche 
Grundlage für den gemeinnützigen Wohnungsbau 
zu ſchaffen. Denn abgeſehen von einigen Beamten⸗ 
wohnungsbauvereinen in den größeren Städten 
gab es keine Organe, die als Träger des Klein⸗ 
wohnungsbaues hätten auftreten können. Die 
Privatwirtſchaft hielt ſich in dieſer Zeit davon 
vollkommen fern. Es wurde alſo der Wohnungs⸗ 
bau auf genoſſenſchaftlicher Grundlage durch 
Gründung einer Anzahl Baugenoſſenſchaften 
organiſiert. Weitere Schwierigkeiten ergaben ſich 
aus der geringen finanziellen Leiſtungsfähigkeit 
der meiſt den Arbeiter- und kleinen Beamten⸗ 
kreiſen angehörenden Genoſſenſchaftsmitglieder, 
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und ſchließlich traten gerade dort, wo die Schaf: 
fung von neuem Wohnraum infolge des ſtändigen 
Zuſtroms der Flüchtlingsmaſſen am brennendſten 
war, im oberſchleſiſchen Induſtriebezirk, noch Hem⸗ 
mungen dadurch ein, daß die Geländebeſchaffung 
infolge des Bergbaues in der beabſichtigten 
Weiſe vielfach unmöglich wurde. Gleichwohl hat 
die Wohnungsfürſorgegeſellſchaft in den erſten 
drei Jahren ihrer Tätigkeit rd. 2000 Wohnungen, 
vorzugsweiſe im Flachbau, erſtellt, und im Som- 
mer 1932 waren es rd. 12 500 Wohnungen, die 
unter ihrer vollen Betreuung im Laufe der zehn 
Jahre geſchaffen worden ſind. Daneben hat ſie 
am Bau von etwa 5000 Wohnungen durch teil⸗ 
weiſe Betreuung, wie Bauberatung, Anfertigung 
von Planunterlagen, Mittelbeſchaffung uſw. mit⸗ 
gewirkt. Es war klar, daß die Wohnungsfür⸗ 
ſorgegeſellſchaft entſprechend ihrer eigentlichen 
Aufgabe, wohnungsreformeriſch zu wirken, bei 
ihrer Tätigkeit den Fragen der Wohnkultur ihr 
beſonderes Augenmerk zuwenden mußte. Dieſe 
Belange erforderten gerade in Oberſchleſien aus 
ſozialen und nationalen Gründen eine beſonders 
ſorgfältige Berückſichtigung. Das erhellt aus fol⸗ 
genden Zahlen: 

Nach den letzten Feſtſtellungen des Statiſtiſchen 
Reichsamts beträgt der Geburtenüberſchuß in 
Oberſchleſien auf 1000 Einwohner 11,2, während 
der Reichsdurchſchnitt 4,4 beträgt. Die Zahl der 
Geſtorbenen beträgt in Oberſchleſien auf 1000 
Einwohner 12,9, im Reichsdurchſchnitt dagegen 
11,8. Die durchſchnittliche Wohndichte iſt im 
oberſchleſiſchen Induſtriebezirk mit 1,60 je Wohn⸗ 
raum ermittelt worden gegen 1,02—1,38 in den 
Städten des rheiniſch-weſtfäliſchen Induſtrie⸗ 
bezirks, und 0,98 im Durchſchnitt der Groß- und 
Mittelſtädte überhaupt. Dieſen unumſtößlichen 
Tatſachen war Rechnung zu tragen. Es wurde 
alles getan, um der hier im Oſten bis nach 
Kriegsende noch wenig anzutreffenden Mohn- 
form des Einfamilienhauſes mit Garten Geltung 
zu verſchaffen. Zwar ſtellten ſich dieſer Abſicht 
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mancherlei Hinderniſſe in den Weg. Vielfach 
mangelte es an dem erforderlichen Baugelände, 
und durch die infolge der Baukoſtenüberteuerung 
eintretenden Finanzierungsſchwierigkeiten wur⸗ 
den die Bauherren mehr und mehr zur Erſtellung 
von Stockwerkswohnungen gedrängt. Trotzdem 
iſt es doch gelungen, von den voll betreuten Woh⸗ 
nungen 5469 — rd. 44% als Einfamilienhäufer 
zu errichten. Dabei kann gleichzeitig bemerkt 
werden, daß 1220 von dieſen Einfamilienhäuſern 
als Reichsheimſtätten ausgegeben wurden. Die 
früheren Widerſtände gegen die Reichsheimſtätte 
ſind erfreulicherweiſe jetzt nicht mehr ſo zahlreich. 
Der Flachbau (Häuſer bis zu zwei Geſchoſſen) iſt 
im übrigen überall da, wo es ſich mit Rückſicht 
auf die Tragbarkeit der Mieten irgendwie ver⸗ 
antworten ließ, vorzugsweiſe gefördert worden. 
Etwa % aller Wohnungen wurden in dieſer 
Weiſe erſtellt. 


Um der Zuſammenballung der Bevölkerung in 
den Großſtädten entgegenzuwirken, ſuchte die 
Wohnungsfürſorgegeſellſchaft insbeſondere den 
Wohnungsbau in den kleineren Orten der Pro⸗ 
vinz zu fördern. Das geht daraus hervor, daß 
von den voll betreuten Wohnungen rd. 7500 — 
60% auf die kleineren und mittleren Orte ent⸗ 
fallen. Ein weiteres Mittel zur Auflockerung 
der Großſtädte waren die von der Geſellſchaft 
durchgeführten Kleinhausſiedlungen am Rande 
des Induſtriebezirks. Hier mußte vielfach auf die 
Neubildung der kommunalen Grenzen infolge 
Verlegung der Landesgrenze Rückſicht genommen 
werden. Die der Wohnungsfürſorgegeſellſchaft 
angegliederte Städtebauabteilung, über deren 
Tätigkeit an anderer Stelle dieſes Heftes aus⸗ 
führlicher berichtet wird, hat dabei wertvolle Pla- 
nungsarbeiten geleiſtet. 


Auf dem Gebiet der inneren Koloniſation iſt 
die Wohnungsfürſorgegeſellſchaft Trägerin des 
aus Mitteln der wertſchaffenden Arbeitsloſenfür⸗ 
ſorge durch zinsloſe Tilgungsdarlehen geförder⸗ 
ten Landarbeiterwohnungsbaues. 
Insgeſamt ſind 3000 Wohnungen, und zwar über⸗ 
wiegend als Eigenheime, zu einem geringen Teil 
als Werkwohnungen, errichtet worden. Die auf 
dieſem Gebiet geleiſtete Arbeit verdient beſon⸗ 
ders hervorgehoben zu werden. Wer die Wohn⸗ 
verhältniſſe der ländlichen Arbeiter in den öſt⸗ 
lichen Provinzen früher gekannt hat, weiß, in 
welch menſchenunwürdiger Weiſe dieſe armen Leute 
— nicht ſelten von dem Vieh nur notdürftig ge⸗ 
trennt — in ganz unzulänglichen und vielfach 
dem Verfall ausgeſetzten Räumen zuſammen⸗ 
gepfercht waren. Hier war alſo Hilfe ebenſo 
nötig, wie bei der Linderung des Flüchtlings⸗ 
elendes in den Städten. Außer den wohnungs⸗ 
politiſchen Geſichtspunkten waren aber noch an⸗ 
dere wichtige Gründe dafür maßgebend, daß man 
dieſer Art der Wohnungsfürſorge vorzugsweiſe 
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Förderung angedeihen ließ. Bis zur Verhängung 
der Sperre kamen alljährlich Tauſende von aus: 
ländiſchen landwirtſchaftlichen Arbeitern, ſoge⸗ 
nannte „Sachſengänger“, nach Deutſchland. Ferner 
gingen aus dem gemiſchtſprachigen Teil der Pro⸗ 
vinz rechts der Oder jedes Jahr ebenfalls Tau⸗ 
ſende von landwirtſchaftlichen Arbeitern als Sai⸗ 
ſonarbeiter nach Mittel⸗ und Weſtdeutſchland. 
Es galt alſo, durch den Bau von Wohnungen für 
die einheimiſchen Landarbeiter, dieſe ſeßhaft zu 
machen, und ſo einesteils der Landflucht vorzu⸗ 
beugen, anderenteils die ausländiſchen Wander- 
arbeiter zu verdrängen. Inſofern war es ſehr zu 
begrüßen, daß der Kreis der förderungsberechtig⸗ 
ten Perſonen allmählich über die rein landwirt⸗ 
ſchaftlichen Arbeiter hinaus auf landwirtſchaft⸗ 
liche Handwerker wie Sattler, Stellmacher, 
Schmiede und auf ländliche Bauhandwerker aus⸗ 
gedehnt wurde. Die Finanzierung der Land⸗ 
arbeitereigenheime hat kaum nennenswerte 
Schwierigkeiten bereitet. Vom Bauherrn wurde 
verlangt, daß er 10% der Baukoſten durch Bar⸗ 
leiſtung und Selbſthilfe beim Bau aufzubringen 
hatte. Sollten Eltern und Schwiegereltern mit 
in die Wohnung aufgenommen werden, ſo konnte 
ein erhöhtes Staatsdarlehen bewilligt werden, 
beim Einbau einer Mietwohnung auch eine Haus⸗ 
zinsſteuerhypothek. Da auch Stall- und Scheunen⸗ 
flächen gefördert wurden, waren die Leute in der 
Lage, noch einige Morgen Acker zu kaufen oder 
zu pachten und Vieh zu halten. Unter dieſen 
Umſtänden war die Aufbringung der jährlichen 
Abzahlungsraten des in 30 Jahren zu tilgenden 
Staatsdarlehens gut möglich. Mit dem Nieder⸗ 
gang der Landwirtſchaft, und hervorgerufen durch 
die große Arbeitsloſigkeit, hat ſich in letzter Zeit 
auch die Lage der Beſitzer von Landarbeitereigen— 
heimen immer mehr verſchlechtert. Die Tilgungs⸗ 
raten gehen ſehr unregelmäßig ein. Da iſt es 
dankbar begrüßt worden, daß zur wirtſchaftlichen 
Feſtigung derartig notleidender Eigenheimſtellen 
im Rechnungsjahr 1932 in beſchränktem Umfange 
öffentliche Mittel zur Verfügung geſtellt wurden. 
Aus dieſen Mitteln können Zuſatzdarlehen zur 
Vergrößerung der Landzulage bis zum Höchſt⸗ 
betrage von 2000 RM je Stelle, ferner Zuſatz⸗ 
darlehen zur Vergrößerung oder zum nachträg⸗ 
lichen Ausbau von Stall⸗ und Scheunenraum in⸗ 
folge der Landzulage und endlich Zuſatzdarlehen 
bei Umwandlung der Eigenheime in Reichsheim⸗ 
ſtätten gewährt werden. Die Wohnungsfürſorge⸗ 
geſellſchaft hat in der Erkenntnis, daß die vorbe⸗ 
zeichneten Hilfsmaßnahmen wohl geeignet ſind, 
die leiſtungsſchwachen Eigenheimer über die Kri⸗ 
ſenzeit hinweg zu bringen, ſofort umfangreiche 
Ermittelungen eingeleitet und daraufhin den Be⸗ 
willigungsinſtanzen eine größere Anzahl von An⸗ 
trägen eingereicht, deren Anerkennung erwartet 
wird. Für eine Förderung neuer Landarbeiter⸗ 
eigenheime haben im Rechnungsjahr 1932 infolge 


der ungünſtigen finanziellen Lage Preußens Mit- 
tel leider nicht bereitgeſtellt werden können. 

Aehnliche ſozial-politiſche Erwägungen wie bei 
der vorſtehend behandelten Stützung der Land- 
arbeiter find ja auch bei der vom Reich geförder⸗ 
ten vorſtädtiſchen Randſiedlung für Erwerbsloſe 
maßgebend. Die Wohnunggfürſorgegeſellſchaft 
führt bei der Mehrzahl dieſer bis jetzt für Ober⸗ 
Den bewilligten Siedlerſtellen die Betreuung 

urch. 

In welcher Weiſe die Wohnungsfürjorgegejell- 
ſchaft durch ihre Tätigkeit als Betreuungsinſtitut 
befruchtend auf die oberſchleſiſche Wirtſchaft ge— 
wirkt hat, geht aus der folgenden Aufſtellung der 
von ihr beſchafften Geldmitel hervor: 

a) Erſtſtellige Hypotheken 21 Millionen 

b) Hauszinsſteuerhypotheken 33 

c) Zinsloſe Staatsdarlehen zum 

Bau von Landarbeiterwoh⸗ 
nungen 

d) Mittel zum Bau von Woh⸗ 

nungen für Kinderreiche, für 
im Dienſt befindliche Be 
amte, für abgebaute Beamte 
und für Kriegsbeſchädigte 2 

Außer dieſen, der endgültigen Finanzierung der 
Wohnungsbauten dienenden Mitteln, ſind den 
Bauherren rd. 52 Millionen Reichsmark als Zwi⸗ 
ſchenkredite zur Verfügung geſtellt worden. Ins⸗ 
geſamt handelt es ſich alſo um eine Summe von 
rd. 125 Millionen, die dem Wohnungsbau zuge⸗ 
führt wurde, und ſomit überwiegend der ober- 
ſchleſiſchen Wirtſchaft zugute gekommen iſt. 

Abſchließend kann hiernach geſagt werden, daß 
das von der Wohnungsfürſorgegeſellſchaft in 
zehnjähriger Arbeit in Oberſchleſien Geſchaffene 
als ein weſentlicher Teil der in dieſer durch den 
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Krieg und ſeine Nachwirkungen hart betroffenen 
jüngſten Provinz Preußens geleiſteten Aufbaus 
arbeit betrachtet werden darf. 

Die Aufgabe der Geſellſchaft iſt damit nicht er⸗ 
ſchöpft. Die Wohnungs- und Siedlungsfrage, die 
rationelle Verteilung des künftig zu erſtellenden 
Wohnraums, die Hinwegführung der arbeitsloſen 
Menſchen aus den Großſtädten und Induſtrie⸗ 
gebieten, in denen für ſie in abſehbarer Zeit doch 
keine Erwerbsmöglichkeit ſein wird, find die ſo⸗ 
zialen Fragen unſerer Zeit. Mit dem Wegfall 
der Zuſchüſſe aus öffentlichen Mitteln zur Baus 
finanzierung iſt der Wohnungsbau faſt allgemein 
zum Stillſtand gekommen. Das bedeutet aber 
keineswegs, daß der Wohnungsbedarf befriedigt 
wäre. Die hier und da leerſtehenden Wohnungen 
find dafür kein Beweis. Die Arſache für das 
Leerſtehen liegt doch in den meiſten Fällen darin, 
daß die Bewerber mit mehr oder weniger ge— 
kürztem Verdienſt die trotz allem möglichen Ent⸗ 
gegenkommen immer noch zu hohen Mieten in den 
Häuſern der Baujahre 1926—1930 nicht bezahlen 
können. Der Not gehorchend müſſen ſie deshalb, 
ſolange es eben erträglich iſt, bei Verwandten 
uſw. mit Notunterkünften vorlieb nehmen. Für 
die Dauer geht das aber natürlich nicht. Wenn 
nicht alle Zeichen trügen, ſo werden wir in nicht 
zu ferner Zeit vor einem offen in Erſcheinung 
tretenden neuen Wohnraummangel ſtehen. Aus 
dieſen Gründen wird man jetzt und immer die 
Mitarbeit der Träger und Organe der ſtaatlichen 
Wohnungs- und Siedlungspolitik nicht entbehren 
können. Die Wohnungsfürſorgegeſellſchaft für 
Oberſchleſien wird dieſe Mitarbeit gern leiſten 
zum Wohle des um ſeinen wirtſchaftlichen Auf— 
ſtieg ſchwer ringenden Grenzlandes und ſeiner 
Bewohner. 


Der oberſchleſiſche Wohnungsbau im Wandel der Nachkriegszeit 


Von Regierungsbaumeiſter Böttner, Oppeln. 


Der Wohnungsbau wird immer im Zuſammen⸗ 
hang mit allgemeinen entwicklungsgeſchichtlichen 
Vorgängen ſtehen, und ſeine Geſtaltung wird als 
das Ergebnis der innerpolitiſchen, ſozialen und 
verwaltungstechniſchen Grundlagen anzuſehen 
ſein. Die fortwährend neu geſtellten Aufgaben 
hinſichtlich der Löſung der Wohnungsfrage haben 
ihren Urſprung in der Bevölkerungsbewegung, 
die in der Regel in enger Beziehung ſteht zu der 
Herausbildung neuer Erwerbsformen, zu der 
Vermehrung der Bevölkerung und zu neuen 
Schichtungen und Gliederungen der Volksmaſſen. 
Dieſe Vorgänge ſind von außerordentlicher Be— 
deutung, werden ſich aber in ihrer Entwicklung 
niemals mit Sicherheit vorausſehen laſſen und 
können deshalb mit Rückſchlägen verbunden ſein, 
die einen nachhaltigen Einfluß auf das geſamte 
Wirtſchaftsleben auszuüben vermögen. Die in 
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den letzten beiden Jahren zu Tage getretenen 
Erkenntniſſe und die hiermit im Zuſammenhange 
ſtehenden Verordnungen zur Sicherung von Wirt- 
ſchaft und Finanzen haben uns zum Bewußtſein 
gebracht, welches Ausmaß dieſe Wirkungen an⸗ 
nehmen können und zu welchem jähen Abbruch 
ein im Wohnungsbau in die Erſcheinung getre⸗ 
tener Entwicklungsgang gelangen kann. Wir 
ſtehen vor einer durchgreifenden Wandlung im 
Wohnungsbau. Es dürfte daher gerade jetzt 
intereſſieren, auf dieſem Gebiete für eine Zeit⸗ 
ſpanne einen Rückblick zu werfen und zwar auf 
die Vorgänge in einem Lande, welches durch 
Kriegs⸗ und Aufſtandsfolgen hart getroffen wor⸗ 
den iſt und unter der gegenwärtigen Kriſenzeit 
beſonders ſchwer zu leiden hat, — das Grenzland 
Oberſchleſien —. 

Vor dem Kriege konnte ſich Oberſchleſien in ſei⸗ 
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Abb. 1. Grundrißtyp zu einem ſtädtiſchen Miethaus mit Kleinſtwohnungen. 


nem ſüdöſtlichen Gebiete neben dem Bergbau 
einer blühenden Induſtrie erfreuen. Dem Reich⸗ 
tum der Bodenſchätze entſprachen aber leider nicht 
die Wohnungsverhältniſſe. Die Erſtellung von 
Wohnungen, insbeſondere die für die werktätige 
Bevölkerung, hatte ſeit Anfang der zweiten Hälfte 
der vorigen Jahrhunderts in den raſch anwach— 
ſenden Induſtriegemeinden außerordentlich unbe— 
friedigende Formen angenommen. Dieſe Erſchei⸗ 
nung war bei der kaum auf Wohlfahrt und künſt⸗ 
leriſche Geſtaltung Bedacht nehmenden Einſtellung 
des Baugewerbes, dem der weſentlichſte Teil der 
Verſorgung des Wohnungsmarktes zufiel, nicht 
zu verwundern. Die Wohnungen lagen meiſt 
dicht gedrängt in licht- und luftarmen Häuſern 
mit drei und mehr Stockwerken, in Hinterhäuſern 
und in Seitenflügeln. Dieſe mehrgeſchoſſigen 
Mietkaſernen, außen unverputzt und mit Dach⸗ 
pappe abgedeckt, ſchufen Straßenbilder, die ſich an 
Häßlichkeit kaum überbieten ließen. N 

Von der nicht⸗ſpekulativen Bautätigkeit, wie ſie 
von Gemeinden, von Arbeitgebern und von ge— 
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meinnützigen Baugenoſſenſchaften hätte betrieben 
werden können, war vor dem Kriege nur wenig 
zu verſpüren. Hier und da hatten die Induſtrie⸗ 
und Bergwerke nach den Vorbildern der Rhei— 
niſch⸗Weſtfäliſchen Induſtrie Werkwohnungen er⸗ 
richtet, die zweifellos in der Entwicklung des 
Wohnungsbaues einen Fortſchritt bedeuteten, 
aber nach verſchiedenen Richtungen hin Wünſche 
offen ließen. Es muß weiterhin anerkannt wer⸗ 
den, daß die Induſtrie auch dem Flachbau und 
ſelbſt dem Einfamilienhaus eine gewiſſe Förde⸗ 
rung hat angedeihen laſſen. 

Der gemeinnützige Wohnungsbaugedanke hatte 
ih noch wenig durchgeſetzt und nur einige Be- 
amtenwohnungsbauvereine hatten es unternom= 
men, dieſen in die Tat umzuſetzen. In verſchie⸗ 
denen Städten, wie Neiße, Oppeln, Gleiwitz und 
Beuthen waren die Vereine bemüht, bei ihren 
Bauten auch wohnungsreformeriſche Ziele zu ver⸗ 
wirklichen, jedoch war die Zahl der erſtellten 
Wohnungen verhältnismäßig gering, ſodaß ſie 
für den Wohnungsmarkt kaum ins Gewicht fiel. 


Abb. 2. Straßen- und Hofanſicht zu einem ſtädtiſchen Miethaus mit Kleinſtwohnungen. 
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Abb. 3. Grundrißtyp zu einem Landarbeiterhaus nach 

den Richtlinien für die Förderung des Baues von 

Landarbeiterwohnungen mit Mitteln der wertſchaffen— 
den Arbeitsloſenfürſorge. 


Leider wurde von dieſen Kreiſen aus erklärlichen 
Gründen faſt ausſchließlich das Miethaus ge⸗ 
fördert. 

Wie in den Städten und in den Induſtriege— 
meinden, jo waren die Wohnungsverhältniſſe 
auch auf dem Lande höchſt verbeſſerungsbedürftig. 
Hier waren es beſonders die Landarbeiter, denen 
es vielfach nicht vergönnt war, in den ihnen zur 
Verfügung ſtehenden Räumen ein menſchenwür⸗ 
diges Daſein zu führen. Dieſe aufs äußerſte be= 
ſchränkten Räume waren gewöhnlich von denen 
anderer Haushaltungen nicht ſo getrennt, wie es 
ein geordnetes Familienleben und wie es die Ge— 
ſundheit und die Sittlichkeit erforderlich macht. 

Dieſe unerfreulichen Zuſtände auf dem Gebiete 
des Wohnungsweſens konnten gerade für ein 
Grenzland recht verhängnisvoll werden und ſie 
dürften zweifellos auch in entſcheidenden Stunden 
manchen Einfluß auf national-gegneriſche Strö— 
mungen ausgeübt haben. 

Das Preußiſche Wohnungsgeſetz vom 28. März 
1918, welches von grundlegender Bedeutung für 


den Wohnungsbau geworden iſt, hat in Ober⸗ 
ſchleſien bedauerlicherweiſe erſt nach Abzug der 
Beſatzungstruppen im Jahre 1922 und nachdem 
der wertvollſte Teil des Landes losgeriſſen war, 
ſeine ſegensreichen Wirkungen ausſtrahlen kön⸗ 
nen. Dieſes Geſetz will die allgemeinen Miß⸗ 
ſtände dadurch beheben, daß es beſonders die bis— 
herigen Hemmniſſe im Bau von Wohnungen für 
minderbemittelte Kreiſe zu beſeitigen ſucht. Hier⸗ 
unter gehören in erſter Linie die hohen Boden- 
preiſe, die teilweiſe durch unzweckmäßige Be- 
bauungspläne und Bauordnungen hervorgerufen 
waren. Durch Umlegung und Beſeitigung jtören- 
der Baumasken ſoll der Bodenzerſplitterung ent⸗ 
gegengetreten werden und durch Enteignung und 
Eingemeindungsverfahren ſoll eine günſtigere 
Geſtaltung von Baugelände erzielt werden. Klein⸗ 
haus⸗ und Kleinwohnungsviertel ſollen durch Er⸗ 
mäßigung und Stundung von Straßenbaukoſten⸗ 
beiträgen begünſtigt werden. 

Die geringe Bautätigkeit während der Kriegs- 
jahre und der darauf folgenden Beſatzungszeit 
ſchuf nach Rückkehr der Kriegsteilnehmer und 
durch den Zuſtrom von Flüchtlingen eine Woh⸗ 
nungsnot, die ein zielbewußtes Eingreifen der 
öffentlichen Hand erforderlich machte. Die Er— 
kenntnis, daß nur durch raſches Handeln der zer— 
ſetzenden Wirkung der Not Einhalt geboten wer— 
den konnte, zwang die Gemeinden zunächſt zur 
Errichtung von Wohnbaracken, von denen ein 
Teil noch heute in Benutzung iſt. Erſt gegen 
Ende der Inflationszeit im Jahre 1923 und zu 
Beginn des Jahres 1924 ſetzte eine planmäßige 
Bautätigkeit ein, bei der in erſter Linie der Not⸗ 
lage der Flüchtlinge Rechnung getragen wurde. 
Es kam zu der Gründung einer Reihe von Flücht⸗ 
lingsbaugenoſſenſchaften, die vom Reich, Staat 
und Gemeinden und ferner von der Provinziellen 
Siedlungs⸗ und Wohnungsfürſorgegeſellſchaft für 
Oberſchleſien in weitgehendem Maße unterſtützt 
wurden. Das Einfamilienhaus mit Stallanbau 
und einem Garten von 200 bis 400 Quadratmeter 
wurde der Ausgangspunkt für die Wohnungsbe⸗ 
ſchaffung und nur in wenigen Fällen iſt von die⸗ 


Abb. A. Anſichten zu einem Landarbeiterhaus, gefördert aus Witteln der wertſchaffenden Arbeitsloſenfürſorge. 


ſer Zielſetzung abgewichen worden. Eingeſchoſſige 
Bautypen mit ſteilem Dach, welche etwa 70 bis 
80 Quadratmeter Wohnfläche enthielten und in 
deren Anbauten etwa 6 bis 8 Quadratmeter 
Stallfläche vorhanden waren, wurden mit ver⸗ 
ſchiedenen Abweichungen im Grundriß und Auf⸗ 
riß zu Siedlungen von 50 bis zu mehreren 100 
Häuſern an verſchiedenen Orten zuſammengefaßt. 
Bedauerlicherweiſe ſetzte gegen dieſe Art der 
Häuſer, in völliger Verkennung ihres ideellen 
Wertes, eine harte Kritik ein, die ſich in Aus⸗ 
drücken, wie Schafſtälle, Scheunenviertel und dgl. 
nicht genug tun konnte. Heute ſind dieſe Sied⸗ 
lungshäuſer im Grünen gebettet und laſſen für 
viele die Sehnſucht eines ſolchen Beſitztums er⸗ 
wecken. In den Jahren 1925 und 1926 bevor⸗ 
zugten die verſchiedenen Baugenoſſenſchaften im⸗ 
mer mehr und mehr in der Wahl des Haustyps 
eine zweigeſchoſſige Bauweiſe, weil den Mitglie⸗ 
dern durch die Aufnahme einer zweiten Familie 
die Finanzierung und die Rentierlichkeit geſicher⸗ 
ter erſchien. 

Der nach und nach auch von privater Seite ein⸗ 
ſetzende Wohnungsbau erſtreckte ſich in der Regel 
auf die Durchführung von drei- bis viergeſchoſſi⸗ 
gen Miethäuſern. Die Bevorzugung des Miet⸗ 
hauſes lag einmal in der Lage des vorhandenen 
oder des zum Kauf angebotenen Grundſtücks be⸗ 
gründet, zum andern aber auch in der vom Bau— 
herrn erwarteten günſtigeren und geſicherteren 
Rentabilität. Auch die Wohnungsbaugeſell⸗ 
ſchaften wandten ſich der Errichtung von Miet⸗ 
häuſern zu, was von den Körperſchaften der 
Stadt⸗ und Landgemeinden nicht ungern geſehen 
wurde, denn die Anlegung von neuen Verkehrs- 
wegen und die Herſtellung von Verſorgungslei⸗ 
tungen hatte vielfach den überwiegenden Teil der 
Gemeindevertreter zu Gegnern von Flachbauten 
werden laſſen. Es wurden vielmehr die viel⸗ 
geſchoſſigen Kleinwohnungsbauten Wiens als 
geeignete Vorbilder auch für unſere Verhältniſſe 
angeſehen. Jeder aber, der Gelegenheit hatte, 
zu dem Internationalen Städtebaukongreß im 


Jahre 1926 Zeuge von der Aufnahme des Be— 
richts über die Löſung des Wiener Wohnungs⸗ 


Abb. 5. Grundrißtyp zu einer Landarbeiterſtelle nach 
den Richtlinien für die landwirtſchaftliche Siedlung 
vom 10. November 1931. 


bauproblems zu ſein, wird ſich erinnern, in 
welch ſcharfem Gegenſatz ſich die Mehrzahl der 
Teilnehmer gerade zu dieſen Wohnungsbauten 
ſtellte, trotz der gleichzeitig durchgeführten, oft 
muſtergültigen Gemeinſchaftsanlagen, wie Wä⸗ 
ſchereien, Bibliotheken, Kinderheime und Klein⸗ 
kinderſpielplätze. Je kleiner die Wohnung wurde, 
deſto größer war für die Auftraggeber der Bau⸗ 
ten die Verſuchung, die Wohnungen in Miethäu⸗ 
ſern zu maſſieren, wobei es nahe lag, die Kleinſt⸗ 
wohnungen in jedem Geſchoß von Außengängen 
aus zugängig zu machen, oder an jedem Treppen⸗ 
podeſt vier Wohnungen zu legen. 

Als im Herbſt 1930 unter dem Drucke der Not⸗ 
lage von der Reichsregierung mit großen Anſtren⸗ 
gungen der Verſuch gemacht wurde, die darnieder⸗ 
liegende Wirtſchaft und beſonders den ſtark in 
Mitleidenſchaft gezogenen Baumarkt aufs neue zu 
beleben, zeigte ſich, daß die von den bereitgejtell- 
ten Mitteln zu errichtenden Wohnungen in Größe 
von 32 bis 45 Quadratmeter im weſentlichen in 
mehrgeſchoſſigen Miethäuſern untergebracht wur⸗ 
den. Obwohl ſich die Wohnungsfürſorgegeſell⸗ 
ſchaft für Oberſchleſien G. m. b. H. Oppeln mit 
allen Mitteln dieſer Strömung entgegenſetzte, 
vermochte ſie bei den Städten nur in wenigen 
Fällen eine Entſcheidung für den Flachbau her⸗ 
beizuführen. Unter dem Zwange der Verhält⸗ 
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Abb. 6. Anſichten zu einer Landarbeiterſtelle, gefördert aus Mitteln der Deutſchen Siedlungsbank. 
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Abb. 7. Grundrißtyp zu einer vorſtädtiſchen Kleinſiedler⸗ 
ſtelle, ausgeführt in den Stadtkreiſen Gleiwitz, Neiße 
und Oppeln und in dem Landkreis Beuthen-Tarnowitz. 


niſſe, bei denen vor allem der Rentabilitätsbe⸗ 
rechnung eine ausſchlaggebende Rolle zufiel, 
wurde eine Löſung gewählt, die zwei von einem 
Treppenhaus zu erreichende offene Gänge vor⸗ 
ſieht, an denen wiederum die Zugänge zu zwei 
Wohnungen liegen. Auf dieſe Weiſe iſt eine ein⸗ 
wandfreie Durchlüftung erreicht, für die gerade 
bei Kleinſtwohnungen eine ſichere Gewähr ge— 
geben ſein muß (Abb. 1 und 2). 

Dieſe Grundrißlöſung, die ſich auf die Miets⸗ 
geſtaltung beſonders günſtig im mehrgeſchoſſigen 
Miethauſe auswirken kann, dürfte als Endglied 
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Abb. 8. Anſichten zu einer vorſtädtiſchen Kleinſiedlerſtelle. 
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einer Kette von Verſuchen anzuſehen ſein, die 
einſeitig darauf gerichtet waren, im Innern der 
Städte bei hohen Boden- und Straßenbaukoſten 
Kleinſtwohnungen zu ſchaffen, für die ſich noch ge⸗ 
rade ein erträgliches Maß an Mietzins erreichen 
ließ. Je nach den verſchiedenartigen Verhältniſſen 
ergab ſich für eine Kleinſtwohnung mit Stube 
und Küche von 32 Quadratmeter Wohnfläche eine 
Miete von 20 bis 22 RM. Auf 1 Quadratmeter 
Wohnfläche entfielen demnach etwa 7,50 bis 
8 RM jährlich. Die Geſamtbaukoſten beliefen 
ſich auf etwa 4500,— RM, ſodaß ſich die Rente 
in einem Rahmen von 5% bis 6% bewegte. 

Der ländliche Wohnungsbau, joweit 
dieſer von der öffentlichen Hand für Siedler und 
Landarbeiter gefördert wurde, iſt in ſeiner Ent⸗ 
wicklung nur in geringem Maße Veränderungen 
unterworfen geweſen. Die Notlage hat aber auch 


hier in der Raumbemeſſung eine rückwärtige Be⸗ 


wegung eintreten laſſen. Sollten nach früheren 
Vorſchriften in einem Landarbeiterwohnhaus 
mindeſtens 60 bis 70 Quadratmeter Wohnfläche 
geſchaffen werden, jo iſt dieſes Maß nach den neu⸗ 
eren Beſtimmungen auf 50 Quadratmeter herab⸗ 
geſetzt (Abb. 3, 4, 5, 6). 

Die Entwicklung des von der öffentlichen Hand 
geförderten ſtädtiſchen und ländlichen Wohnungs⸗ 
baues hat nun gegen Ende des Jahres 1931 neue 
Bahnen eingeſchlagen. Durch die dritte Verord⸗ 
nung zur Sicherung von Wirtſchaft und Finanzen 
vom 6. Oktober 1931 iſt die Förderung des Woh⸗ 
nungsbaues durch Zuweiſung öffentlicher Mittel 
ausſchließlich auf den Flachbau und insbeſon⸗ 
dere auf das Eigenheim beſchränkt worden. 
Der leitende Gedanke der Reichsregierung iſt ein⸗ 
mal die Einſchaltung der Erwerbsloſen bei dem 
Aufbau beſcheidener Heimſtätten und zum an⸗ 
deren die Beſchaffung eines Betätigungsfeldes 
als Nebenerwerb auf zugeteiltem Boden durch 
Gartenwirtſchaft in Verbindung mit 
einem Kleintierſtall. Neben dieſer ſogenannten 
vorſtädtiſchen Kleinſiedlung ſoll weiterhin in ver⸗ 
ſtärktem Maße die ländliche Siedlung gefördert 
werden, wobei ebenfalls durch Selbſthilfe des 
Siedlers und durch eine vorläufige Raumein⸗ 
ſchränkung eine günſtige Tragfähigkeit der Zins⸗ 
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laſten erzielt werden ſoll. Die Vergrößerung der 
Wohnfläche muß unbedingt durch einen ſpäteren 
Ausbau des Dachgeſchoſſes gegeben ſein, ſodaß 
dem Bedarf an weiteren Räumen bei kinder⸗ 
reichen Familien jederzeit Rechnung getragen 
werden kann. 

Die vorſtädtiſche Kleinſiedlung 
iſt für Oberſchleſien — als Grenzland — von be⸗ 
ſonderer Bedeutung, da ſie den Anbemittelten 
durch eigener Hände Arbeit zu einem Eigenheim 
verhilft, was zweifellos in verſtärktem Maße zur 
Verankerung des Deutſchtums im Oſten beitragen 
wird. Die nach den Plänen der Wohnungsfür⸗ 
ſorgegeſellſchaft für Oberſchleſien G. m. b. H. Op⸗ 
peln zur Ausführung kommenden Kleinſiedler⸗ 
ſtellen ſehen Doppelhäuſer vor, von denen der 
eine Grundrißtyp die Anordnung des Wirtſchafts⸗ 
hauſes und des Stalles in einem Anbau vor⸗ 
fieht, während bei einem anderen Typ ſämtliche 
Räume unter einem Dach vereinigt ſind (Abb. 7, 
8, 9, 10, 11, 12). Der erſtere Grundriß iſt als 
Ziegelſteinbau mit 30 Zentimeter ſtarken äußeren 
Amfaſſungsmauern unter Einfügung einer Luft⸗ 
ſchicht zur Ausführung gekommen, während für 
den anderen Typ Holzfachwerk gewählt worden 
iſt, welches nach innen noch mit Matten bekleidet 
iſt. Die letztere Konſtruktion eignet ſich am beſten 
für ſolches Gelände, welches als Bergbaugelände 
bereits unterfahren iſt oder noch unterfahren 
werden ſoll. Die Baukoſten einſchließlich leben⸗ 
dem und totem Inventar betragen 3000 RM, 
wobei die Selbſthilfe des Siedlers durchſchnittlich 
mit 500 RM angenommen werden kann. Es be⸗ 
darf deshalb nur eines Kapitals von 2500 RM, 
welches im Rahmen der bereitgeſtellten Mittel 
von der Reichsregierung in Geſtalt eines dinglich 
ſicherzuſtellenden Reichsdarlehns zur Verfügung 
geſtellt wird. Dieſes Darlehn iſt mit 4% zu ver⸗ 
zinſen und mit 1% zu tilgen. Für die erſten 
3 Jahre wird der Zinsſatz allgemein auf 3% er⸗ 
mäßigt. Die vom vierten Jahre ab einſetzende 
Dauerbelaſtung wird bei Stellen bis zu 1000 Qua⸗ 
dratmeter Gartenfläche im allgemeinen 190 RM 
im Jahre oder rund 16 RM im Monat nicht über⸗ 
ſchreiten. Hierbei iſt für das Gelände ein Erb⸗ 
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Abb. 9. Grundrißtyp zu einer vorſtädtiſchen Klein— 
ſiedlerſtelle, ausgeführt im Landkreis Toſt-Gleiwitz. 


bauzins von höchſtens 0,03 RM pro Quadrat⸗ 
meter vorausgeſetzt. Die Betriebs- und Inſtand⸗ 
haltungskoſten ſind mit 1% von 3000 RM ange⸗ 
nommen. Der in dieſen Kleinſiedlerſtellen ge— 
ſchaffene Wohnraum beträgt etwa 40 Quadrat⸗ 
meter, ſodaß bei monatlicher Belaſtung von 
16 RM auf je einem Quadratmeter Wohnfläche 
jährlich nur 4,80 RM entfallen. Dabei darf nicht 
außer acht gelaſſen werden, daß in dieſem Preiſe 
die Nutznießung von etwa 1000 Quadratmeter 
Gartenland und von etwa 6 Quadratmeter Stall⸗ 
fläche enthalten iſt. 

Aus der Gegenüberſtellung einer noch vor 
Jahresfriſt in den ſtädtiſchen Bauprogrammen 
bevorzugten Kleinſtwohnung im mehrgeſchoſſigen 
Miethauſe und einer Wohnung der vorſtädtiſchen 
Kleinſiedlung läßt ſich erſt erkennen, welche Be- 
deutung die reichs⸗- und jtaatsjeitig verfolgten 
Ziele für die Entwicklung des zukünftigen Woh⸗ 
nungsbaues haben kann. Dem Anbemittelten iſt 
durch geſetzliche Maßnahmen und infolge der 
günſtigen Geſtaltung der Zinsbelaſtung die Mög⸗ 
lichkeit gegeben, durch den Fleiß der eigenen 
Hände ſich ein Heim zu ſchaffen und zu erhalten, 
welches als Einfamilienhaus in ſeinem Eigentum 
die beſte Vorausſetzung für ein geordnetes Fami⸗ 
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Abb. 10. Anſichten zu einer vorſtädtiſchen Kleinſiedlerſtelle. 
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lienleben bietet und für ein Volk die beſte Ge- 
währ ſeiner Selbſterhaltung. 

Aber auch derjenige, der im Beſitze von Spar⸗ 
kapital iſt, wird prüfen müſſen, ob es für ihn nicht 
vorteilhafter iſt, das Miethaus der Stadt zu ver- 
laſſen, um ſich im vorſtädtiſchen Haus die Vor⸗ 
züge des Einfamilienhauſes zunutze zu machen. 
Nach dem gegenwärtigen Preisſtande der Baus 
ſtoffe und nach den zurzeit gültigen Löhnen dürf⸗ 
ten die Baukoſten für ein Einfamilienhaus mit 
60 Quadratmeter Wohnfläche etwa 4200 RM bis 
4500 RM betragen. In der Annahme, das 600 
Quadratmeter Bauland einſchließlich Straßen— 
baukoſten rund 1000 RM koſten, jo würde unter 
Zugrundelegung einer Rente von 6%, wie ſie in 
der Vorkriegszeit üblich war, bei 5500 RM Ge⸗ 
ſamtbaukoſten eine monatliche Laſt von nicht ganz 
28 RM entſtehen. 

Unter dieſen Umſtänden erſcheint 
die Hoffnung auf eine günſtige Ent⸗ 
wicklung des Wohnungsbaues nicht 
unberechtigt. Allerdings iſt hierbei Voraus⸗ 
ſetzung, daß nicht wieder eine maßloſe Ueberſtei⸗ 
gerung der Forderung hinſichtlich der Wohnfläche 


eintritt und daß ſich die Preiſe für den Boden 
und für den Ausbau der Straße in entſprechenden 
Grenzen halten. Wenn von intereſſierten Kreiſen 
Einwendungen gebracht werden, daß durch die 
Flucht aus der Stadt für den vorhandenen Haus⸗ 
beſitz ernſte Gefahren beſtehen, ſo kann dieſer 
Auffaſſung entgegengehalten werden, daß für 
Oberſchleſien dieſe Befürchtung nicht zutrifft, da 
nach den letzten Feſtſtellungen des Preußiſchen 
Miniſters für Volkswohlfahrt in Oberſchleſien 
der relativ größte Wohnungsmangel beſteht. Auf 
1000 Einwohner entfielen nicht weniger als 21 
wohnungsbedürftige Familien. In dieſem Zus 
ſammenhange iſt es deshalb intereſſant zu erfah⸗ 
ren, daß in dieſem Jahr in Oberſchleſien mit rund 
1472 000 Einwohnern im ganzen nur rund 500 
vorſtädtiſche Kleinſiedlerſtellen nach dem Stande 
vom 4. 7. 1932 mit öffentlichen Mitteln geför⸗ 
dert worden ſind und daß ohne Inanſpruchnahme 
öffentlicher Mittel nur in wenigen Fällen von 
privater Hand gebaut worden iſt. Da in dieſem 
Jahre die mit öffentlichen Mitteln durchgeführte 
ländliche Beſiedlung auch nur einen Zuwachs von 
etwa 500 bis 600 Wohnungen erwarten läßt, ſo 


Abb. 11. Vorſtädtiſche Kleinſiedlung am Rande der Stadt Gleiwitz. 
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Abb. 12. Vorſtädtiſche Kleinſiedlung in Schwientoſchowitz im Landkreiſe Troſt-Gleiwitz. 


dürfte hieraus zu erkennen ſein, in welch gerin- 
gem Maße der Bedarf an Wohnungen gegenwär— 
tig gedeckt wird. 

Eine verſtärkte Förderung der Beſiedlung des 
vorſtädtiſchen Geländes und des flachen Landes 


wird ſich deshalb nur vorteilhaft auswirken kön⸗ 
nen, da ſie gleichzeitig für den oberſchleſiſchen 
Wohnungsbau eine Zielſetzung gibt, die nach den 
gegenwärtigen Erkenntniſſen für das Wohl der 
Bevölkerung am erſtrebenswerteſten iſt. 


Die Tätigkeit der Bau- und Siodlungsgeſellſchaft 
Oberſchleſien G. m. b. H. im Rahmen der Grenzſiedlung Oberſchleſien 


Von Dr. Max Metzmaier. 


Nirgends tritt die Verbundenheit zwiſchen 
Landwirtſchaft und Induſtrie, zwiſchen Stadt und 
Land ſo ſehr in Erſcheinung wie in Oberſchleſien. 
Dieſes Verbundenſein hatte ſeinen Rückhalt in 
den Zentren der Induſtrien, die ihren Bedarf an 
menſchlichen Arbeitskräften in der Zeit ihrer 
Blüte längſt nicht mehr an Ort und Stelle be⸗ 
friedigen konnten, ſondern darauf angewieſen 
waren, ſie aus der näheren und weiteren Am⸗ 
gebung heranzuziehen. Damit griff die Induſtrie 
tief in die landwirtſchaftlichen Gebiete und holte 
ſich Tag für Tag die Arbeitskräfte, um ſie nach 
Vollendung des Tagewerkes wieder zurück zu 
geben. Dieſer Austauſch induſtrieller, aber noch 
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mit dem Land verbundener Menſchen bedingte 
jenes große Verſtändnis für die Landwirtſchaft 
einerſeits und für die Induſtrie andererſeits, wie 
wir es im Weſten unſeres Vaterlandes kaum fin⸗ 
den werden. 

Naturgemäß hat man verſchiedentlich Verſuche 
unternommen, dieſen hin- und herfließenden 
Arbeitsſtrom zu regulieren und ihn durch ver- 
kehrstechniſche Maßnahmen oder mit Hilfe dau⸗ 
ernder Einrichtungen durch das Mittel der Gep- 
haftmachung an Orten, die verkehrsgünſtig lie⸗ 
gen, eine ſchnelle Zufahrt zur Arbeitsſtelle zu 
ſchaffen, ihn aber andererſeits auch wieder von 
den dichtbevölkerten Induſtrieblöcken fernzuhalten. 


Große Arbeit wurde in dieſer Hinficht geleiſtet. 
In erſter Linie hat die Wohnungsfürſorgegeſell— 
ſchaft für Oberſchleſien fi) bemüht, dieſe Pro— 
bleme zu löſen. So entſtanden in großem Ume 
fange Arbeiterſiedlungen und Kolonien an der 
Peripherie der Induſtrieſtädte. Und wenn auch 
durch den Niedergang der Wirtſchaft dieſe Sied— 
lungen nicht verſchont blieben, ſo war doch vielen 
noch die Möglichkeit gegeben, wenigſtens zeit⸗ 
weiſe landwirtſchaftlichen oder gewerblichen 
Nebenerwerb zu erhalten oder durch Pacht einer 
kleinen Ackerfläche ſich den notwendigſten Bedarf 
an Nahrungsmitteln ſelbſt zu erzeugen. Damit 
kommen wir dem Gedanken der Neben- 
erbwerbsſiedlung näher, jener Sied- 
lungsform, die ihren praktiſchen Vorläufer in der 
Stadtrandſiedlung finden ſollte. Letztere wird 
aber keine vollſtändige Löſung bedeuten können, 
weil dieſe Siedler unbedingt auf eine ausrei⸗ 
chende Verdienſtmöglichkeit im induſtriellen und 
gewerblichen Erwerbsleben angewieſen ſind. Die- 
ſen Erwerb zu ſchaffen, dürfte aber für die näch⸗ 
ſten Jahre unmöglich ſein. Wir müſſen daher in 
erſter Linie die Exiſtenzgrundlage auf der land 
wirtſchaftlichen Baſis ſuchen und zwar durch eine 
Landzulage, die über die Selbſtverſorgung hinaus 
noch erlösbringende Ueberſchüſſe zeitigt und die 
dem Kurz- oder Saiſonarbeiter helfen ſollen, 
über die verdienſtloſe Zeit hinwegzukommen. Die 
Landzulage muß aber in einer Form gegeben 
werden, daß ſie voll und ganz ihren Zweck er— 
füllen kann. Damit wird unwillkürlich ein 
Uebergang zur landwirtſchaftlichen Siedlung ges 
ſchaffen. 

Die fortſchreitende Kriſe mit ihren Einwirkun⸗ 
gen auf den Wirtſchaftsorganismus erfordert, 
den Arbeitsmenſchen noch mehr in Verbindung 
zur Scholle, zur Landwirtſchaft zu bringen und 
den bereits dort tätigen Arbeitsmenſchen an dieſe 
zu binden. Die Gründung von Landarbeiter⸗ 
heimſtätten mit Landzulage und die Verſelbſtän⸗ 
digung der Landarbeiter, diente vornehmlich die— 
ſem Zweck. Um die Löſung dieſer Aufgaben be⸗ 
müht ſich vorwiegend die von der Wohnungsfür⸗ 
ſorgegeſellſchaft gegründete Tochtergeſellſchaft, die 
Bau- und Siedlungsgeſellſchaft 
Oberſchleſien G. m. b. H. Sie ſoll den Ge⸗ 
danken der Nebenerwerbsſiedlung un⸗ 
ter Verwertung der bei der Anſetzung von Land— 
arbeitern und der Gründung von Heimſtätten 
uſw. geſammelten Erfahrungen in enger Verbin⸗ 
dung mit der landwirtſchaftlichen Siedlung durch⸗ 
führen. 

Als die Gründung der Bau- und Sied⸗ 
lungsgeſellſchaft Oberſchleſien G. 
m. b. H. vor einem Jahre erfolgte, war man ſich 
darüber klar, daß aus den erwähnten Gründen 
eine ſchematiſche Siedlung, wie ſie bis dahin vor⸗ 
nehmlich zur Durchführung kam, nicht mehr den 
Verhältniſſen, insbeſondere nicht denen Ober— 
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ſchleſiens entſprach. Die Aufteilung nicht mehr 
ſanierungsfähiger Betriebe konnte nicht aus⸗ 
ſchließlich Selbſtzweck ſein, ſondern mußte plan⸗ 
mäßig all die Belange berückſichtigen, die das 
Wirtſchaftsgebiet Oberſchleſien unbedingt ver⸗ 
langt. Die Förderung der Wirtſchaftsheimſtät⸗ 
ten, Vergrößerung beſtehender Arbeiterheim— 
ſtätten und die Schaffung von Stellen mittlerer 
Größe in geſundem Verhältnis zu auszulegenden 
Bauernſtellen war Aufgabe und Ziel. Dabei 
haben wir es als eine ſelbſtverſtändliche Pflicht 
betrachtet, die durch die Beſiedlung arbeitslos 
werdenden Landarbeiter entweder anzuſiedeln 
oder ſie anderweitig unterzubringen, ſo daß ſie 
nicht der Erwerbsloſigkeit anheim und den Ge⸗ 
meinden zur Laſt fallen. Die Art der nach dieſen 
Grundſätzen durchzuführenden Beſiedlung iſt für 
jedes einzelne Siedlungsgut durch die örtliche 
Lage verſchieden. Dieſe Planung nach den ört⸗ 
lichen Erforderniſſen iſt bei den von der Baus 
und Siedlungsgeſellſchaft Oberſchleſien G. m. 
b. H. durchgeführten Gutsaufteilungen eindeutig 
zu erkennen. 

So mußte z. B. bei der Beſiedlung des ans 
nähernd 2000 Morgen großen Gutes Strebi⸗ 
now, Kreis Groß-Strehlitz, beſonders auf die 
Auslegung von Stellen mittlerer Größe Bedacht 
genommen werden, da die Auslegung kleinſter 
Stellen an dem Mangel an dauernder zuſätzlicher 
Verdienſtmöglichkeit ſcheitern mußte. Die vor⸗ 
handenen Gutsgebäude wurden zu ſelbſtändigen 
Bauernſtellen ausgebaut. Im übrigen verlang⸗ 
ten betriebswirtſchaftliche Rückſichten die Form 
der gruppierten Streuſiedlung an drei Aufbau⸗ 
ſtraßen. 

Das Vorhandenſein einer Brennerei, deren 
Umwandlung in eine Genoſſenſchaftsbrennerei 
erfolgt, rechtfertigt weiterhin die bereits er⸗ 
wähnte Stellengröße. Zur Anſetzung der Guts⸗ 
arbeiter, die ausnahmslos, ſoweit ſie ſich frei⸗ 
willig für den Erwerb einer Siedlerſtelle aus- 
ſprachen, erfolgte, wurden kleinere Stellen in 
Größe von 15 bis 20 Morgen zur Auslegung ge⸗ 
bracht. Das Geſamtbild der Beſiedlung in Stre⸗ 
binow ergab demnach die Auslegung von ins⸗ 
geſamt 52 Stellen, davon 


17 Stellen mit einer Größe von 40—60 Morgen 
18 25—30 
17. 10—20 


” „ ” 


” ” 


52 Stellen. 


Durch Anſetzung der Gutshandwerker, darunter 
eines Schmiedes und eines Stellmachers, ferner 
zweier Gärtner, eines Schloſſers, eines Schnei⸗ 
ders und eines Bäckers, ſowie eines Kolonial- 
warenhändlers wurden die Belange der Wirt⸗ 
ſchafts⸗ und der Nebenerwerbsſiedlung ausrei⸗ 
chend gedeckt. Die Auslegung der letztgenannten 
Stellen erfolgte jedoch nur mit geringem Auf⸗ 


. a FE mE GEHE a En Ta ER EU EEE FE Per a — ne 


wand und im Rahmen der Aufitiegfiedlung, um 
die Renten nicht durch eine ungeſunde finanzielle 
Belaſtung zu gefährden. Die Beſiedlung wurde 
zur Vermeidung eines großen Aufwandes in 
einer kurzen Zwiſchenwirtſchaft von 6 Monaten 
durchgeführt. Der Einfluß dieſer kurzen Zwi- 
ſchenwirtſchaft und die ſparſame im Rahmen der 
Aufſtiegſiedlung gehaltene Ausführung der Ge— 
bäude ergaben Renten, die weſentlich unter 
denen liegen, die heute in Oberſchleſien üblich 
ſind. Die günſtige Abſatzlage zum nächſten Markt⸗ 
ort Gogolin und zu umliegenden Induſtrieorten 
ſichert den Siedlern in Verbindung mit der Ge⸗ 
noſſenſchaftsbrennerei auch unter den heutigen 
Verhältniſſen noch eine gute Verwertung ihrer 
Erzeugniſſe. Gleichzeitig gibt auch die im Am⸗ 
kreiſe ſtark vorhandene Induſtrie für ſpäter gün⸗ 
ſtigere wirtſchaftliche Verhältniſſe die Möglich⸗ 
keit zuſätzlichen induſtriellen Nebenerwerbs. 
Bei der Anſetzung kamen hauptſächlich Bewer⸗ 
ber aus dem Siedlungsbereich in Frage, die zum 
größeren Teil Eigentümer kleinerer landwirt⸗ 
ſchaftlicher Grundſtücke, zum andern Söhne klei⸗ 
nerer Bauern waren und teilweiſe auch Indus 
ſtriearbeiter, die zum Landwirtſchaftsberuf zu⸗ 
rückkehrten. Um auch erwerbsloſen Landarbei⸗ 
tern, denen die Mittel zur Anzahlung fehlen, die 


Anſiedlung zu ermöglichen, wurde aus dem Land⸗ 
kreis Neiße eine Gruppe von 7 Bewerbern zu⸗ 
ſammengeſtellt, die die Anzahlung für die Sied⸗ 
lerſtelle zum größten Teil auf dem Wege der 
Selbſthilfe aufbrachten. Wenn auch noch nichts 
Abſchließendes geſagt werden kann, ſo läßt doch 
der Fleiß dieſer Leute und die Hingabe, mit der 
ſie ihre Exiſtenzgründung betreiben, die Hoff⸗ 
nung zu, daß ſie ihr Fortkommen finden werden. 

Damit iſt auch im Rahmen der Gutsaufteilung 
Strebinows der Gedanke der ſelbſtaufbau⸗ 
enden Gruppenſiedlung zur Durchfüh⸗ 
rung gebracht worden. 

Zur Gebäudefrage iſt allgemein zu bemerken, 
daß in erſter Linie darauf Bedacht genommen 
wurde, die Baukoſten ſo niedrig wie möglich zu 
geſtalten. Das Ergebnis iſt aus den beigefügten 
Abbildungen zu erſehen. 

Andere Geſichtspunkte waren bei der Auftei⸗ 
lung des Siedlungsgutes Sacharzowitz, 
Kreis Toſt⸗Gleiwitz, maßgebend. Hier verlangten 
die Bodenverhältniſſe und die Abſatzlage, ſowie 
die ungenügende Nebenerwerbsmöglichkeit die 
Auslegung von größeren Stellen, nämlich: 

10 zu 60 Morgen, 
15 zu 30 bis 40 Morgen, 


und nur 3 Arbeiterſtellen zu ca. 20 Morgen. 


Gebäudegruppe aus der ländlichen Siedlung Strebinow bei Gogolin. 


Landarbeiter- und Handwerkerſtellen in Strebinow bei Gogolin. 


Auch hier war Gelegenheit, die vorhandene 
Brennerei genoſſenſchaftlich auszuwerten und 
damit die Grundlage der Siedlerwirtſchaft zu 
feſtigen und zu ſichern. Die kurze Zwiſchenwirt⸗ 
ſchaft, die ſchnelle Errichtung der Gebäude, alles 
in einem Zeitraum von ca. 5 Monaten, ermög⸗ 
lichten eine außerordentlich billige Geſtaltung der 
Rente, die bei der 60⸗Morgenſtelle auf ca. 13,— 
Mark zu ſtehen kommt. Beſondere Erwähnung 
verdient hier die reſtloſe Unterbringung und An⸗ 
ſetzung ſämtlicher Landarbeiter, von denen 5 Fa⸗ 
milien in 30—40⸗Morgenſtellen untergebracht 
und 3 auf den kleineren 20-Morgenſtellen ange⸗ 
ſetzt wurden. Um dieſen letzteren die Exiſtenz zu 
ſichern, ſind ſie in erſter Linie als Arbeiter für 
die zur Auslegung kommende Genoſſenſchafts⸗ 
brennerei vorgeſehen. Die Gutslage erforderte 
hier aus betriebswirtſchaftlichen Gründen die 
Durchführung der Streuſiedlung, wobei jedoch 
nicht Einzelgehöfte, ſondern ſtets blockweiſe 3 bis 
5 Stellen errichtet wurden. 

Ein weiteres Giedlungsgut Kempezowitz, 
Kreis Beuthen-Tarnowitz, verlangte wegen feiner 
nahen Lage zum Induſtriebezirk Beuthen-Gleiwitz 
beſondere Rückſichten bei der Aufteilung. Hier 
war die Nachfrage nach kleinen Stellen derart 
groß, — von nahezu 500 Bewerbern wünſchten 
80% Stellen in einer Größe von etwa 10 Mor⸗ 
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gen —, daß nach Berückſichtigung der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe hauptſächlich kleinere bis 
mittlere Stellen ausgelegt wurden, ſodaß die 
Aufteilung folgendes Bild zeigt: 


12 Stellen zu 10 bis 12 Morgen, 
14 25 


* 
9 40 SEE ONE 


Die Bewerber waren hierbei zum größten Teil 
aus der Landwirtſchaft hervorgegangene Indus 
ſtriearbeiter, die zum Teil noch Beſchäftigung 
haben und die ſich jetzt ſchon mit dem Gedanken 
der Nebenerwerbsſiedlung vertraut machen. Die 
induſtrienahe Lage bietet hier bei dieſer Stellen⸗ 
größe beſte Gelegenheit durch Gemüſe- und Früh⸗ 
kartoffelbau guten Nebenverdienſt zu erzielen, 
wofür die bereits anſäſſigen Altbeſitzer und 
Kleinbauern das beſte Zeugnis abgeben. Auch 
in Kempczowitz wird die Beſiedlung in kürzeſter 
Zeit durchgeführt ſein. 

Das letzte Objekt, das in dieſem Jahre beſiedelt 
wird, iſt das an der polniſchen Grenze gelegene 
Gut Kopanina, Kreis Beuthen O/S. Hier 
ermöglichte der Umbau der alten vorhandenen 
Gebäude eine reſtloſe Ausnutzung derſelben zu 

6 Stellen zu 60 Morgen, 
2 35 
1 20 


* * ” 
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Lediglich die Neuerrichtung von 2 Arbeiterſtellen 
in der Größe von 12 Morgen war notwendig. 
Eine kurze Zwiſchenwirtſchaft und eine günſtige 
Verwertung der Gebäude geſtattete hierbei, die 
Renten noch mehr zu ſenken und iſt mit einer 
ſolchen in Höhe von etwa RM 12,— auf der 
60⸗Morgenſtelle zu rechnen. 


Auch auf dieſem Gute iſt die Unterbringung 
der Landarbeiter reſtlos geklärt, indem 3 auf 
eigenen Wunſch durch Unterjtügung des Gied- 
lungsträgers eine Stadtrandſiedlung erwerben 
konnten und die übrigen drei auf dem Gute ſelbſt 
angeſetzt werden. 


In den beiden letztgenannten Siedlungen 
wurde eine Anzahl oſtoberſchleſiſcher Flüchtlinge 
angeſiedelt, denen die Städte Gleiwitz und Hin⸗ 
denburg entgegenkommenderweiſe durch Ablöſung 
der Wohlfahrtsunterſtützung die Anzahlung zur 
Verfügung ſtellten. Wenn naturgemäß durch 
Knappheit der Mittel eine großzügige Anſetzung 
der Flüchtlinge leider nicht erfolgen konnte, ſo 
muß doch der Wille dieſer beſcheidenen Hilfs⸗ 
leiſtung bei Anſetzung der fähigſten Bewerber 
anerkannt werden. Der Drang dieſer Menſchen, 
ſich nach jahrelanger Erwerbsloſigkeit wieder ins 
Wirtſchaftsleben einzugliedern, iſt der beſte An⸗ 


ſporn zur tatkräftigen Schaffung einer neuen 
Daſeinsgrundlage. 

Neben dieſer Neuſiedlung wurden in größerem 
Maße Anlieger⸗ und Miſchſiedlun⸗ 
gen in Zuſammenarbeit mit der Oſthilfedurch⸗ 
führung gebracht. Gerade die Anliegerſiedlung 
iſt in Oberſchleſien ein wichtiges Teilgebiet der 
Siedlung, die in dem großen Landbedürfnis der 
kleinen Bauern ihren Ausdruck findet. Es wur⸗ 
den annähernd 1000 Morgen auf dem Wege der 
Abſiedlung zugeteilt, wobei gleichzeitig beſondere 
Rückſicht auf die durch die Abſiedlung erwerbslos 
werdenden Landarbeiter genommen wurde, die 
in ſämtlichen Fällen über den Weg der Miſchſied⸗ 
lung angeſetzt werden konnten. Die Schwierig⸗ 
keiten bei der Anſetzung von Landarbeitern bei 
den Miſchſiedlungen find durch weitgehendes Ent- 
gegenkommen der zuſtändigen Kreiſe, des Reichs⸗ 
kommiſſars für die Oſthilfe und der Deutſchen 
Siedlungsbank allſeitig behoben worden, ſodaß 
zu hoffen iſt, daß auch dieſe nun ſelbſtändig ge⸗ 
wordenen Landarbeiter ihre Exiſtenz gefunden 
haben. Die Beſiedlung noch kleinerer Objekte 
und beſonders die Abſiedlung auf dem Wege 
über die Oſthilfe bedeuten, wenn auch nicht 
flächenmäßig mit der Neuſiedlung zu vergleichen, 
doch ein dankbares Arbeitsgebiet und eine we⸗ 


Große Kuhbauernſtellen in Strebinow bei Gogolin. 
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Kleine Kuhbauernſtellen in Sacharzowitz. 


ſentliche Stärkung der kleinbäuerlichen Wirt⸗ 
ſchaften. Gerade die Bau- und Siedlungsgeſell⸗ 
ſchaft betrachtet es in erſter Linie als ihre Auf⸗ 
gabe, dieſe Möglichkeiten weitgehendſt auszu⸗ 
ſchöpfen. Dabei kann auch gleichzeitig den Bes 
ſitzern von Landarbeiterheimſtätten, die bis jetzt 
nur über eine geringe Landfläche verfügten, durch 
Landzulage geholfen werden. 

Weſentlich für das Weiterkommen des Gied- 
lers iſt die Beratung. Die Bau- und Sied⸗ 
lungsgeſellſchaft war von vornherein bemüht, 
trotz der Kürze der Zwiſchenwirtſchaft die zu= 
zuziehenden Siedler zu beraten und ihnen Hin- 
weiſe zu erteilen, wie die Bewirtſchaftung der 
einzelnen Siedlerſtelle am zweckmäßigſten zu ge—⸗ 
ſtalten ſei. Sie hat unter Leitung des Sach⸗ 
bearbeiters die zuſtändigen Wirtſchaftsbeamten 
angewieſen, jedem Siedler einen ungefähren 
Wirtſchaftsplan aufzuſtellen. Hand in Hand da— 
mit ging auch ſo früh als möglich eine enge Zu— 
ſammenarbeit mit den zuſtändigen Siedlerbera— 
tern der Landwirtſchaftskammer, die ſich für alle 
Teile harmoniſch geſtaltete und für die Zukunft 
erfolgverſprechend ſein wird. Daneben iſt aber 
eine ebenſo enge Zuſammenarbeit und eine per— 
ſönliche Fühlungnahme zwiſchen Siedler und 
Siedlungsträger erforderlich, die bei der Baus 
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und Siedlungsgeſellſchaft in erfreulicher Weiſe 
vorhanden iſt. Dieſes beiderſeitige Vertrauen iſt 
für den Siedlungserfolg Grundbedingung. 

Die Auswahl der Siedler beanſprucht 
naturgemäß in einem Grenzland wie Oberſchle— 
ſien beſondere Beachtung. Nicht immer ſind allein 
die finanziellen Verhältniſſe des Siedlers maß⸗ 
gebend, ſondern weſentlich die wirtſchaftliche Eig⸗ 
nung, die die Garantie für eine geſicherte Be⸗ 
triebsführung abgibt. 

Vor allem verdienen aber die national⸗ 
politiſchen Belange höchſte Aufmerkſam⸗ 
keit. Das Ziel muß ſein, die polniſchen Erwerbs⸗ 
gelüſte auf deutſches Land durch die Siedlung zu 
unterbinden. 

Der Herkunft nach waren etwa 90% der Sied⸗ 
ler aus Oberſchleſien und es iſt, ſolange ge⸗ 
nügend Bewerber vorhanden ſind, keine Notwen⸗ 
digkeit gegeben, aus anderen Induſtriegebieten 
Siedler durch beſondere Werbung herbeizuholen. 
Daß auch ohne dieſe Werbung Weſtſiedler den 
Weg nach dem Oſten finden und ſuchen, zeigen 
die übrigen 10% Weſtfalenſiedler, die auf Grund 
bereits vorhandener verwandtſchaftlicher Be— 
ziehungen zu Altſiedlungen ſich in Oberjehl-ien 
um Siedlerſtellen beworben haben. 

Die Bau⸗ und Siedlungsgeſellſchaft hat ſich in 


richtiger Erkenntnis der Sachlage, wie eingangs 
ausgeführt, nicht ſchematiſch einer beſtimmten 
Siedlungsform, ſei es Streu-, Gruppen- oder 
Wirtſchaftsſiedlung zugewandt, ſondern die Auf⸗ 
teilung der Ländereien rein den örtlichen Ver⸗ 
hältniſſen entſprechend durchgeführt und beſon— 
ders bei den kleinen Stellen den Nebenerwerbs- 
gedanken berückſichtigt. Sie hat beſonders darauf 
geachtet, die Zwiſchenwirtſchaft in kürzeſter Zeit 
zu erledigen und damit die Belaſtung der Sied⸗ 
ler und der von der Aufteilung betroffenen Ge— 
meinden in mäßigen Grenzen zu halten. Da⸗ 
durch wurde erreicht, daß bei den heutigen wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſen und bei genügendem 
Fleiß der Siedler ſein Durchkommen finden muß 


und die Zahlung der Renten gewährleiſtet er- 
ſcheint. Es iſt mit allen Mitteln verſucht wor⸗ 
den, jo billig wie möglich zu bauen und das Ge- 
bäudekapital in ein geſundes Verhältnis zum 
Landkaufpreis zu bringen. Weiter muß die Ge- 
ſtaltung der Siedlerſtelle als Aufſtiegsſiedlung 
es jedem Siedler ermöglichen, im Zeitraum der 
Schonjahre den etwa notwendigen Ausbau vor⸗ 
nehmen zu können. Danach darf die Erwartung 
ausgeſprochen werden, daß die Siedler, ſoweit ſie 
mit Sachkenntnis und Fleiß ihre Stellen bewirt⸗ 
ſchaften, auf den von der Bau- und Siedlungs⸗ 
geſellſchaft ins Leben gerufenen Stellen auch in 
wirtſchaftlich ungünſtigen Zeiten durchzuhalten 
vermögen. 


Das Anliegerſiedlungsproblem in Oberſchleſien 


Von Oberlandmeſſer Arthur Boche, Oppeln. 


Jeder Siedlungsfachmann ſollte, bevor er an 
die praktiſche Arbeit herangeht, die regionale und 
lokale Struktur des betreffenden Gebietes in Ver⸗ 
gangenheit und Gegenwart eingehend unters 
ſuchen. Eine erſchöpfende und lückenloſe Dar⸗ 
ſtellung dieſer Fragen in Verbindung mit der 
Anliegerſiedlung für die Provinz Oberſchleſien 
iſt im Rahmen eines kurzen Aufſatzes nicht mög⸗ 
lich. Bei Beurteilung der nachſtehend genannten 
Zahlen iſt darum nachſichtig abwägend zu beach— 
ten, daß fie zwar ſämtlich aus amtlichen Unter- 
lagen der Nachkriegszeit ſtammen, daß ſie aber 
mangels einheitlicher Bearbeitung des Gejamt- 
komplexes ſich zeitlich nicht reſtlos decken. 

Die Provinz Oberſchleſien grenzt im Norden 
und Oſten gegen Polen (etwa 280 km Grenz⸗ 
länge), im Süden und Südweſten gegen die 
Tſchechoſlowakei (etwa 240 km Grenzlänge) und 
nur im Nordweſten gegen die Provinz Nieder: 
ſchleſien (etwa 160 km Grenzlänge). 

Von dem Flächeninhalt von 971301 ha ſind 
etwa 64% landwirtſchaftlich genutzt. Etwa 28% 
ſind Waldflächen, die ſich wie folgt verteilen: 


Preußiſcher Staat 96 055 ha 
Gemeinden, Genoſſenſchaften, 

Stiftungen 821 
Privatperſonen 160 558 „ 


264 434 ha 


An Einwohnern entfallen auf einen Quadrat⸗ 
kilometer 142, gegen 118 in Niederſchleſien, 61 in 
Oſtpreußen, 130 im preußiſchen Staatsdurchſchnitt 
und 79 in Preußen rechts der Elbe (Oſtelbien), 
Oberſchleſien iſt alſo das ſtärkſt beſiedelte Gebiet 
des geſamten Oſtens. 

Die mitten durch die Provinz fließende Oder 
kennzeichnet im allgemeinen auch die Verteilung 
der Bodengüte, rechts der Oder viel magerer 
Sandboden mit großen zuſammenhängenden 
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Waldflächen, links der Oder beſſere bis beſte 
Weizen- und Rübenböden. 

In einer gemiſchtſprachigen Grenz 
provinz iſt, ohne daß hier etwa eine gänz— 
liche Zerſchlagung des Großgrundbeſitzes propa— 
giert werden ſoll, die Schaffung eines 
geſunden kräftigen Bauernſtandes 
von außerordentlicher national: 
politiſcher Bedeutung. 

Die geſchichtliche Entwicklung hat, abgeſehen 
von den Schwierigkeiten, die ſich aus der derzeiti⸗ 
gen Kriſe ergeben, dieſen Bauernſtand in Ober- 
ſchleſien nur ſehr teilweiſe gebracht. Die Stein⸗ 
Hardenberg'ſche Agrarreform ſollte die Ablöſung 
der grundherrlichen Dienſtbarkeit und die Ge⸗ 
währugn des vollen Eigentums bringen. Manz 
gels Kapitalien konnte dieſe Ablöſung meiſt nur 
in Form von Landabgabe erfolgen. Dieſe führte 
vielfach zur völligen Verarmung des befreiten 
Bauernſtandes. 

Nur in den Gegenden Leobſchütz, Neuſtadt, 
Neiße, war unabhängig von der Agrarreform die 
Entwicklung einen anderen Weg gegangen. Hier 
waren die Güter vorwiegend in den Händen des 
öſterreichiſchen Adels, der nach den frideriziani⸗ 
ſchen Kriegen ſeinen preußiſch gewordenen Beſitz 
aufteilte und an Bauern veräußerte. Da es ſich 
um beſte Böden handelt, konnte er hierbei durch 
aus günſtige Preiſe erzielen. 

Der große Unterſchied zwiſchen den bäuerlichen 
Betrieben in dieſer Gegend und insbeſondere 
denen rechts der Oder iſt auch heute noch deut— 
lich erkennbar. 

Hinzu kam noch die gerade in Oberſchleſien 
weit verbreitete Unſitte der weiteren Parzellie— 
rung im Wege der Erbteilung, die ihre natür— 
liche Erklärung darin findet, daß Kapital zur 
Abfindung und Auszahlung an die außer den 
Hoferben vorhandenen Geſchwiſter meiſt nicht 
vorhanden iſt. 


So entſtanden eine Unzahl 3wergbetriebe, 
die dadurch nicht lebensfähiger gemacht werden, 
daß ſie betriebstechniſch dem Großgrundbeſitz 
außerordentlich ähnlich wirtſchaften, Vered— 
lungsprodukte faſt gar nicht produzieren und 
ſich ſo entſprechend ſchlecht rentieren. Dieſe 
Zuſtände zu ändern, iſt durch Ausbau des Ge- 
noſſenſchaftsweſens möglich. Erfreuliche Anſätze 
hierzu find bereits vorhanden. Wenn im Oſten 
Deutſchlands für eine ſelbſtändige Ackernahrung 
im Mittel fünf Hektar angehalten werden, ſo 
wird man mit Staunen feſtſtellen müſſen, daß in 
Oberſchleſien rund 65 000 Betriebe bis zwei Hek⸗ 
tar beſtehen und exiſtieren!? 

Die nachſtehende Darſtellung gibt ein Bild 
über die Verteilung des landwirtſchaftlichen Be- 
ſitzes in den einzelnen Kreiſen. Es darf dar⸗ 
auf hingewieſen werden, daß der 
Waldbeſitz hierbei natürlich nicht 
berückſichtigt wurde. 


Erklärung: 


Kleinstbetriebe bis 2 b 85 
Provinz 


1 Kleinbetriebe 2-20 ha 
1 Mittelbetriebe 20 - 100ha 


Großbetriebe über 100ha 
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Dieſe Zwergbetriebe find beſonders ſtark in der 
Nachbarſchaft des Induſtriegebietes vertreten. 
In der Induſtrie fanden Teile von Familien mit 
meiſt außerordentlich hoher Kopfzahl früher Ar⸗ 
beit und Beſchäftigung. Das iſt jetzt größtenteils 
vorbei. Auch in den anderen Kreiſen werden 
einzelne Familienmitglieder dieſer Kleinſtbetriebe 
beim Mittelbetrieb Brot und Arbeit gefunden 
haben. Heute ſind dieſe Mittelbetriebe meiſt nur 
noch als reine Familienbetriebe, d. h. wenn alle 
Arbeit möglichſt nur von Familienangehörigen 
geleiſtet wird, zu halten. Als Zuſatzarbeits⸗ 
kräfte werden meiſt nur Frauen herangezogen. 
Nur für die dringendſten Erntearbeiten finden 
männliche Perſonen für ganz kurze Zeit Arbeit. 
Ein Notbehelf, aus dieſen Zuſtänden geboren, iſt 
auch die „Sachſengängerei“. Große Mengen 
männlicher und auch hier wieder vorwiegend 
weiblicher Landarbeiter ziehen in der „Saiſon“ 
nach dem benachbarten Niederſchleſien und nach 


alte Landesgrenze 
neue Landesgrenze 
Provinzgrenze 


Kreisgrenze 


Polen 


„ Rosenber] 
(BR BRTRA0% „4 


oe 1 f 


42% 2% 31% * 
Yang os. N * N 
N 


ER, \Guttentag/ 8 
7 . Ost-Oberschlesien 


Be 
Reh 
N 


7 
N 
* 


28% 8% 48 
x 5992 x3842,x88,x49. \ 


Gr. Strehlitz 


e ſost 
33% % 40% 
N S *. 


Aa Dr Se en 


23% 44% 3% 3% f 
ves Gs es & / ® Hindenburg 


——, 


9 
* 


Getvitz X R 2 1 


9% 14% 3% 44% a am — 255 14 5% 42% 
} T m „60.524 * x1910,x70,x2.x3, 


———. 


1 
— 5% SI% 33% leo, 
Nos. 797 x683.x33, * 
0 
PS} 


ee 
I Hutschn X 


— 


Ost- Oberschlesien 


>. 


ER 


ieh — — 
ee 5 


Tschecho- Slowakei 


Verteilung des landwirtſchaftlichen Beſitzes in der Provinz Oberſchleſien nach Prozenten der Kreisflächen 
(Stand vom Jahre 1926). 
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Mitteldeutſchland auf Erntearbeit, wo fie gegen⸗ 
über den ortsanſäſſigen Arbeitern wegen ihrer 
Anſpruchsloſigkeit und ihrer geringeren Lohnan⸗ 
ſprüche bevorzugt werden. 

Die Folge dieſer Zuſtände iſt ein ganz außer⸗ 
ordentlicher Landhunger, der beſonders dort auf- 
tritt, wo dieſe Zwergbetriebe zuſammengeballt 
ſind. Es gibt Gemeinden mit leichten Sand⸗ 
böden, in denen der größte Beſitzer 5 Hektar, und 
80% der übrigen 2 Hektar ihr eigen nennen. Im 
freien Verkehr werden unter dieſen Umſtänden 
für ein viertel Hektar 600, — bis 750,— RM bei 
Kataſterklaſſen 5—7 verlangt und gezahlt. Aehn⸗ 
liche Böden bringen eine jährliche Pacht von 
50,— bis 60,— RM für den Morgen. Bei dieſen 
Preiſen kann von einer rentablen landwirtſchaft⸗ 
lichen Verwertung natürlich niemals die Rede 
ſein. Man möchte ſie mit Liebhaberpreiſen be⸗ 
zeichnen, wenn ſie nicht aus bitterer Not und dem 
Schrei nach Grund und Boden, der letzten Endes 
beim Zwergbetrieb doch nur eine Art Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung in Naturalien bringen kann, 
geboren wären. 

Der natürliche Weg, dieſe Zuſtände zu ändern, 
iſt die Anliegerſiedlung. Von ihren ge⸗ 
ſetzlichen Grundlagen und ihrer praktiſchen 
Durchführung ſoll hier nur erwähnt ſein, daß 
im Grundbuch Verfügungsbeſchränkungen einzu⸗ 
tragen find, um ſpätere Parzellierungen unbe⸗ 
dingt zu verhindern. 

Die reſtloſe Beſeitigung der oben beſchrie⸗ 
benen Verhältniſſe im Wege der Anliegerſied⸗ 
lung wird leider wohl niemals möglich ſein, da 
dort, wo die Zwergbetriebe zuſammengeballt 
find, oft überhaupt kein Land zur Verfügung 
ſtehen wird, oder wenn es da iſt, ſeine Lage zu 
den Stammſtellen ſo ungünſtig ſein wird, daß 
eine ordnungsmäßige Bewirtſchaftung nicht mög⸗ 
lich iſt. Sehr ſchädlich wird ſich hierbei bemerk⸗ 
bar machen, daß ſeinerzeit die Auslegung vieler 
Bauernſtellen in Oberſchleſien ſo erfolgt iſt, daß 
das Zulageland in Handtuchform etwa ca. 30 m 
breit und 2 bis 3 km lang ſich durch die Gegend 
erſtreckt. Hindernd wirkt auch die allzu große 
Gemengelage der alten Beſitzſtücke. Nach 
Ermittlungen des Landeskulturamts ſind in 
Oberſchleſien noch 96 400 Hektar umlegungs⸗ 
bedürftig. B 

Eine Verbindung zwiſchen Anliegerſiedlung 
und Umlegung wird ſich aus örtlichen, rechtlichen 
und zeitlichen Gründen nur außerordentlich 
ſelten durchführen laſſen, wobei die Widerſtände 
des am Althergebrachten ſtarr feſthaltenden 
oberſchleſiſchen Bauern gegen dieſes Geſchenk des 
Staates noch nicht einmal erörtert werden ſollen. 

Am einfachſten erſcheint die Befriedigung des 
Anliegerbedürfniſſes bei Neuſiedlungen, die in 
Oberſchleſien nicht nur aus nationalpolitiſchen 
Gründen wichtig ſind, ſondern auch wegen der 
außerordentlich unregelmäßigen Verteilung des 
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Landbeſitzes ganz allgemein. Oberſchleſien iſt 
nicht nur die Provinz mit dem relativ größten 
Vorkommen an Zwergbeſitz, ſondern auch die 
Provinz der Latifundien (ſiehe die bereits oben 
erwähnte Darſtellung auf Seite 58). Befanden 
ſich vor dem Kriege 155 600 Hektar in der Hand 
von nur 13 Beſitzern, jo find nach dem oberſchle⸗ 
ſiſchen Güteradreßbuch von 1930 noch immer 
42 Eigentümer vorhanden, die mehr als 3 Be- 
triebe über 100 Hektar in einer Hand vereinigen, 
darunter 28 Betriebe mit 28 126 Hektar Geſamt⸗ 
fläche und 20 Betriebe mit 36 576 Hektar Ge⸗ 
ſamtfläche desſelben Eigentümers. 

Weitere Anliegerwünſche werden ſich befriedi⸗ 
gen laſſen durch die jetzt im Gange befindlichen 
Abſiedlungen im Wege der Oſthilfe, die nach 
neueren Preſſemeldungen insbeſondere dort fort— 
geführt werden ſollen, wo eine andere Möglich— 
keit zur Sanierung des betreffenden Betriebes 
nicht beſteht, bzw. wo eine Sanierung überhaupt 
ausſichtslos iſt. 

Dort wo ſtaatliche oder andere Forſten die 
Dorflage umgeben, was beſonders häufig bei 
friderizianiſchen Siedlungen der Fall iſt, wird 
ſich durch Aufteilung landwirtſchaftlich nutzbaren 
Rodelandes in geeigneter Lage der Landhunger 
befriedigen laſſen. Der Weg hierzu iſt durch den 
Erlaß des Herrn Miniſters für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten vom 1. Juni 1932 — 
Nr. VI 8807/öIII 5737/I—/II 3903 — gezeigt. 

Faſt ganz ausſichtslos aber iſt die Sache da, 
wo weder Güter abzuſiedeln noch Forſten vor— 
handen ſind, alſo in den reinen Bauerndörfern. 
Hier iſt oft der Bedarf beſonders groß. Hier 
werden auch die oben erwähnten Liebhaber- 
preiſe gezahlt. Da der Grund und Boden 
keine bewegliche Ware iſt, die beliebig produ— 
ziert werden kann, wird hier außerordentlich 
ſchwer zu helfen ſein. 

Man könnte auf die Idee kommen, daß die 
neuerdings im Gange befindliche Stadtrandfied- 
lung (bisher in Oberſchleſien 340 Stellen), nach⸗ 
dem hier ohnehin ſchon maſſenhaft Zwergbetriebe 
vorhanden ſind, in Oberſchleſien fehl am Ort ſei. 
Dem iſt aber nicht ſo, denn die Stadtrandſiedlung 
ſoll nur den in der Stadt in oft unglaublichen 
Verhältniſſen zuſammengepferchten Volksgenoſſen 
zugute kommen. Es wird in Wirtſchaftskreiſen 
oft von Fehlleitung von Kapital uſw. bei der 
Stadtrandſiedlung geſprochen. Daß gerade fie der 
Volksmeinung entſpricht, folgt aus dem großen 
Andrang von Bewerbern, die ſich von ihr eine 
erhebliche Verbeſſerung ihrer bisherigen Verhält- 
niſſe verſprechen. 

Der Geſetzgeber hat bei dieſer Art Siedlung 
von vornherein betont, daß mit ihr nur zuſätzliche 
Nahrung und Verbeſſerung der Wohnverhältniſſe 
in wirtſchaftlicher und hygieniſcher Beziehung 
erzielt werden und nur ſolche Bewerber zur 


Anſetzung kommen jollen, die als Arbeiter in 
abſehbarer Zeit wieder in den Produktionsprozeß 
eingeſchaltet werden können. Hieraus folgt die 
Forderung einer außerordentlichen Sorgfalt bei 
Auswahl der Bewerber und auch bei der Unter- 
ſuchung der Standortbedingungen dieſer Sied— 
lungen. 

Man wird hierbei der Fachleute aus allen 
einſchlägigen Berufskreiſen nicht entraten können. 

Schon das in Vorſtehendem nur ganz kurz und 
keineswegs erſchöpfend geſchilderte Teilgebiet des 
Siedlungsweſens läßt ein Urteil zu über die 
Schwierigkeiten des Geſamtgebietes. Dieſe durch— 
aus nicht ſchematiſch zu löſenden Fragen erfor- 
dern beſonders in Zeiten wankender Wirtſchafts⸗ 


ſtrukturen ein unbedingtes eingehendſtes Zuſam⸗ 
menarbeiten aller Fachleute der einſchlägigen 
Gebiete. 

Es möge daher an den Schluß dieſer Zeilen 
der Wunſch geſetzt werden, daß für eine Ver- 
einheitlichung des geſamten Sied- 
lungsweſens von den Kulturbehör⸗ 
den über die Oſthilfe bis zu den 
Kommunalverbänden alsbald die 
geſetzlichen Vorausſetzungen ge⸗ 
ſchaffen werden. Dabei wird auf weit⸗ 
gehendſte Einſchaltung der privaten Initiative 
(Siedlungsgeſellſchaften) Bedacht genommen wer⸗ 
den müſſen, wenn auf ſchnelle vorwärtstreibende 
Arbeit Wert gelegt wird. 


Städtebauliche Arbeiten in Oberſchleſien 


Von Dipl.-Ing. Froeſe, Oppeln 
Leiter der Städtebauabteilung bei der Wohnungsfürſorgegeſellſchaft für Oberſchleſien. 


Hatte ſchon während des Krieges auch in Ober— 
ſchleſien jede Wohnbautätigkeit geruht, ſo waren 
in der langen Dauer der dem Kriege folgenden 
Beſatzungszeit und in den durch die mehrfachen 
polniſchen Aufſtände hervorgerufenen Wirren und 
Unruhen die Gründe für eine weitere Verzöge—⸗ 
rung des Wiederauflebens jeglicher Bautätigkeit 
zu ſuchen. Eine Verſchärfung dieſer Lage auf 
dem Gebiete des Wohnbauweſens trat noch in 
ganz beſonderem Maße infolge der unglücklichen 
Grenzziehung ein. Aus dem an Polen abgetre⸗ 
tenen weitaus größten Teile des eine geſchloſſene 
Wirtſchaftseinheit bildenden und ſtark bevölker⸗ 
ten Induſtriegebietes fluteten ungeheuere Maſſen 
von Flüchtlingen und Optanten über die Grenze 
zurück. Sie vermehrten den an ſich ſchon gewal- 
tigen Wohnungsmangel in dem beim Deutſchen 
Reich verbliebenen Teil des früheren Regierungs⸗ 
bezirks Oppeln und beſonders im engeren Indu⸗ 
ſtriegebiet noch um ein Beträchtliches. 

Erſt nach Eintritt einer gewiſſen politiſchen 
Beruhigung und nach Neugründung der Provinz 
Oberſchleſien ſetzte die Wohnbautätigkeit in ſtar⸗ 
kem Umfange ein. Sie konnte den aus der Un⸗ 
gunſt der Zeitläufte entſtandenen und durch den 
Zuſtrom von Flüchtlingen noch geſteigerten Woh⸗ 
nungsbedarf nur durch großzügige, auf den Er⸗ 
kenntniſſen des neuzeitlichen Städtebaues auf⸗ 
bauende Maßnahmen befriedigen. 

Wohl waren die Verwaltungen der 6 Stadt⸗ 
kreiſe der Provinz für die zu löſende Aufgabe 
gerüſtet. Doch auch die kleineren Städte und vor 
allem die großen Landgemeinden des engeren In⸗ 
duſtriereviers und anderer Wirtſchaftsgebiete des 
Bezirks hatten unter der ſtets anſteigenden Woh⸗ 
nungsnot zu leiden und für die Unterbringung 
von Flüchtlingen zu ſorgen. Die Durchführung 
der geſtellten Bauaufgaben geſtaltete ſich hier un⸗ 
gleich ſchwieriger. Fehlten doch in faſt allen die⸗ 
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ſer Städte und Gemeinden die Vorausſetzungen 
für eine einheitliche Wohnbaupolitik. Wenn auch 
Baulücken an vorhandenen Straßenzügen für das 
Errichten neuer Wohnungen in einigem Ausmaße 
vorhanden waren, ſo begannen die Schwierig⸗ 
keiten bald in ſtarkem Umfange, als man an die 
Erſchließung neuen Baugeländes gehen mußte. 
Der dieſe Maßnahmen vorbereitende Bebauungs- 
plan fehlte. Weder über die Lage der Wohnquar— 
tiere, noch über ihre Geſtaltung, weder über das 
künftige Straßennetz, noch über die zweckmäßigſte 
Bauform und Bauweiſe lagen Anterſuchungen 
und Planungen vor. 

Hier bot ſich der Wohnungsfürſorgegeſellſchaft 
unter Weiterſpannung des Rahmens der eigent⸗ 
lichen Wohnungsfürſorge ein weites Feld der Be- 
tätigung, und es iſt das Verdienſt des damaligen 
Geſchäftsführers der Geſellſchaft, des jetzigen 
Stadtbaurats Niemeyer, Frankfurt a. M., 
dieſe Arbeit in den Aufgabenkreis der Geſellſchaft 
in großem Umfange einbezogen zu haben. 

Obgleich in der erſten Zeit nach Schaffung einer 
beſonderen Städtebauabteilung ſich deren Auf— 
gaben vorwiegend auf die ſtädtebaulichen und 
verkehrstechniſchen Unterſuchungen über die zweck— 
mäßigſte Lage, Geſtaltung und den Aufbau der 
von der eigenen Geſellſchaft durchgeführten Sied— 
lungen beſchränkte, brach ſich bei den von dieſen 
Einzelplanungen betroffenen Städten und Ge— 
meinden doch bald die Erkenntnis Bahn, welchen 
wirtſchaftlichen Wert für die vorzubereitende Er— 
weiterung eines geſamten Gemeinweſens die 
Durchführung allgemeiner Planungen haben 
würde. So brachten die folgenden Jahre der 
Städtebauabteilung in immer größer werdender 
Anzahl Aufträge der Stadt- und Landgemeinden, 
durch Aufſtellung allgemeiner Bebauungs- und 
Flächenaufteilungspläne deren Geſtaltung und 
Entwicklung in die wünſchenswerten und den Er⸗ 
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kenntniſſen der neuzeitlichen Städtebauwiſſen⸗ 
ſchaft entſprechende Bahnen zu lenken. Dieſe Tä⸗ 
tigkeit der Städtebauabteilung, die ſich bald auf 
die ſtädtebauliche Betreuung faſt aller Landſtädte 
und der größeren Landgemeinden der Provinz 
(ſ. Abb. 1) erſtreckte, konnte um ſo mehr die För⸗ 
derung und Anterſtützung der örtlichen und zen⸗ 
tralen Verwaltungen und Behörden erfahren, als 
andere Stellen amtlicher oder privater Initiative 
ſich mit dieſen Aufgaben nicht befaßten und es 
ſomit eine fühlbare Lücke auszufüllen galt. 

Die einmal begonnene planmäßige Arbeit der 
Gemeinden konnte naturgemäß nach Vollendung 
der Aufſtellung des Generalplanes nicht halt 
machen. Sollte dieſer Plan nicht nur Papier⸗ 
arbeit ſein, ſondern das Rückgrat für die bauliche 
Entwicklung der Erweiterungsgebiete und für die 
planvolle Umgejtaltung der zum Teil ſtark ver⸗ 
bauten inneren Ortsteile bilden, ſo mußten ihm 
zwangsläufig Fluchtlinienpläne folgen. Erſt dieſe 
in der derzeitigen Geſetzgebung allein nur ver- 
ankerten Pläne vermochten den Stadt- und Ge⸗ 
meindeverwaltungen die Rechte zu verleihen, die 
im allgemeinen Plan geſteckten Ziele auch mit 
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allem Nachdruck zu erreichen. Daß dieſes nicht 
immer ohne Reibungen vor ſich ging und geht, 
liegt in der Natur der Sache. Beſonders die nach 
Abflauen der öffentlichen Wohnbautätigkeit in 
etwas ſtärkerem Maße einſetzende Bautätigkeit 
von privater Seite vermag den großen Geſichts⸗ 
punkten der ſtädtebaulichen Planwirtſchaft nicht 
immer zu folgen, vor allem da ſie in kleineren 
Städten und auf dem Lande das wilde Bauen 
von Urväterszeiten her gewöhnt iſt. Die ſchon 
während der Bearbeitung des Fluchtlinienplanes 
durch die Städtebauabteilung einſetzende ein⸗ 
gehende Beratung und Begutachtung aller vor- 
kommenden Bauvorhaben konnte vielfach ſchlich⸗ 
tend und belehrend wirken. Wo eine gütliche Ei⸗ 
nigung mit den Intereſſenten nicht zu erreichen 
war, wurde die fachkundige Beratung der Ge— 
meinden bei der Durchführung des geſetzlichen 
Feſtſtellungsverfahrens der Fluchtlinienpläne bis 
zur endgültigen Regelung fortgeführt. 

Eine weitere wichtige Ergänzung der ſtädtebau⸗ 
lichen Betreuungsarbeit bildete die Bearbeitung 
von Bauklaſſenplänen und Polizeiverordnungen, 
deren Beſtimmungen die Höhe der Bebauung, die 
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ALLGEMEINER BEBAUUNGSPLAN 


Oppeln, im November 1928 


Abbildung 2 


zuläſſige Ausnutzung der Grundſtücke, die Bes 
ſchränkung der geſchloſſenen Bauweiſe auf die 
wirtſchaftlich wertvolleren Ortskerne und die An⸗ 
wendung der Gruppen- und offenen Bauweiſe 
in den äußeren Baugebieten, verbunden mit Vor⸗ 
ſchriften über die äſthetiſch einwandfreie Geſtal⸗ 
tung des Orts- und Straßenbildes regeln. Von 
welcher Wichtigkeit z. B. die Beſchränkung der 
Bauhöhe iſt, erhellt aus der Tatſache, daß noch 
heute und wiederum von privater Seite ſelbſt in 
Kleinſtädten und in Landgemeinden mit ans 
nähernd ſtädtiſchem Charakter die Forderung auf 
Durchführung viergeſchoſſiger Wohnbauten mit 
großer Selbſtverſtändlichkeit erhoben wird. Die⸗ 
ſen allerdings immer ſeltener werdenden Aus⸗ 
wüchſen einer veralteten Baugeſinnung mit aller 
Schärfe einen Riegel vorzuſchieben und der Aus⸗ 
breitung des Flachbaues die Wege zu bereiten, 
iſt mit Aufgabe der von der Planbearbeiterin in 
einer ganzen Reihe von Gemeinden vorbereiteten 
polizeilichen Regelung. 

Die Ausarbeitung von Umlegungsplänen ſowie 
die Anterſtützung und Beratung der Städte bei 
der Durchführung von freiwilligen und geſetz⸗ 
lichen Amlegungen und fernerhin die Aufſtellung 
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eines Muſterortsſtatutes über Bauverbot und An⸗ 
liegerbeiträge vervollſtändigt den Aufgabenkreis 
der Städtebauabteilung. 

Aus der Fülle der in den letzten Jahren der 
Planbearbeiterin geſtellten Aufgaben ſeien zwei 
Beiſpiele herausgegriffen, und nachſtehend in 
ihrer grundſätzlichen Löſung kurz erläutert. 

Die alte und aus der Zeit der napoleoniſchen 
Kriege wohlbekannte Feſtungsſtadt Coſel (ſ. Ab⸗ 
bild. 2) war Jahrhunderte hindurch auf die Aus⸗ 
nutzung des engen innerhalb der Feſtungswälle 
liegenden Geländeraumes beſchränkt. Auch die 
im vorigen Jahrhundert erfolgte Aufgabe der 
Feſtung hatte keine weſentliche Erweiterung des 
Baugebietes zur Folge. Weder der in den zwan⸗ 
ziger Jahren des 19. Jahrhunderts eröffnete und 
die Waſſerſtraßenverbindung zwiſchen dem ober⸗ 
ſchleſiſchen Induſtriegebiet und der Oder Heritel- 
lende Klodnitzkanal, noch die Erweiterung des 
Eiſenbahnnetzes brachten der Stadt beſondere 
Vorteile. Mündete der Kanal etwa 3 Kilometer 
unterhalb des Stadtkernes in die Oder, ſo führte 
die Bahnlinie Kandrzin—Neiße 2 Kilometer nörd- 
lich an der Stadt vorbei. Der Hauptknotenpunkt 
des Bahnnetzes wurde die rd. 10 Kilometer öſtlich 


Coſel gelegene Landgemeinde Kandrzin. Ebenſo⸗ 
wenig vermochte die Anlage des Oderhafens am 
Beginn der Schiffbarkeit der Oder, etwa 4 Kilo⸗ 
meter unterhalb der Stadtmitte, ſowie die Ent⸗ 
wicklung von Papier- und Zelluloſeinduſtrien auf 
der rechten Flußſeite der Stadt eine merkliche Be⸗ 
lebung der Wirtſchaft und ein damit verbundenes 
Wachstum zu bringen. Die Vorteile dieſer Neu⸗ 
anlagen kamen hauptſächlich der zwiſchen Coſel 
und Kandrzin gelegenen Landgemeinde Klodnitz 
zugute. Und doch können Teile dieſer Entwick⸗ 
lungen zuſammen mit noch kommenden Verbeſſe⸗ 
rungen auf dem Gebiete des Verkehrs und der 
Waſſerwirtſchaft von unmittelbarem Einfluß auf 
die Hebung der Bedeutung der Stadt Coſel ſein. 
Es ſei in dieſem Zuſammenhang nur hingewieſen 
auf den geplanten Oder-Donau⸗Kanal und den 
allſeits geforderten frachtbilligen Anſchluß des 
Induſtriegebietes zur Oder, die Erweiterung und 
Verbeſſerung des oberſchleſiſchen Durchgangs⸗ 
ſtraßennetzes u. a. m. Alle dieſe Projekte werden 
den im Herzen Oberſchleſiens und an der Haupt⸗ 
bahnlinie ſowie am Hauptwaſſerweg gelegenen 
Raum Coſel—Klodnitz—Kandrzin irgendwie be= 
rühren und durchſchneiden müſſen. Sie werden 
ihn in ſeiner Standortslage für die künftige An⸗ 
ſetzung von Induſtrie grundſätzlich verbeſſern und 
ſomit vor allem der Stadt Coſel die Möglichkeit 
geben, der günſtig gelegene Wohn- und Geſchäfts⸗ 
bezirk des künftigen Wirtſchaftsgebietes zu wer⸗ 
den. 

Dieſer kommenden Entwicklung der Stadt trägt 
der Allgemeine Bebauungsplan weitgehend Rech⸗ 
nung. Er beſchränkt die Altſtadt auf die Fläche 
innerhalb der ehemaligen Feſtungswälle und be⸗ 
ſtimmt dieſe zum Grüngürtel für die Erholung 
der in ſchmalen Häuſern an engen Straßen 
lebenden Bevölkerung. Das Erweiterungsgebiet 
hingegen iſt in den Raum im Norden der Alt- 
ſtadt zwiſchen Feſtungsglacis und Bahnhof ver- 
legt. Es wird von zwei ſich kreuzenden wichtigen 
Verkehrsſtraßen durchzogen. Die Bahnhofſtraße 
vermittelt die Verbindung zwiſchen Stadtkern und 
neuem Verkehrszentrum und bildet gleichſam das 
Rückgrat der Neuſtadt. Im rechten Winkel zur 
Bahnhofſtraße etwa in der Mitte des neuen 
Wohngebietes verlaufen ſoll künftighin ein neuer 
Verkehrsſtraßenzug. Er wird unter Umgehung 
des alten, für eine überſichtliche Verkehrsführung 
ungeeigneten Stadtteiles, den Durchgangsverkehr 
im Zuge der Verkehrsverbindung oberſchleſiſches 
Induſtriegebiet Glatzer Gebirge aufzunehmen in 
der Lage ſein. Dieſe Straßenverbindung hat 
unter der Bezeichnung „Wochenendſtraße“ in den 
Sprachſchatz der einſchlägigen Literatur Ober⸗ 
ſchleſiens bereits Eingang gefunden. Ihre Füh⸗ 
rung im Stadtbezirk Coſel iſt beſtimmt durch die 
zweckmäßigſte Lage der künftigen Oderbrücke an 
der ſchmalſten Stelle des Flußlaufes und der hier 
vorhandenen Einengung des Ueberſchwemmungs⸗ 


63 


gebietes. Zum Schutze des Verkehrs ſoll von 
jeder Bebauung an dieſer Straße abgeſehen wer⸗ 
den. Parallel geführte Straßen dienen dem An⸗ 
bau. Sie fangen die nordſüdlich geführten Wohn⸗ 
ſtraßen der zwiſchen dem Verkehrsſtraßennetz ver- 
bleibenden Wohngebiete auf. Vom Grüngürtel 
um die Altſtadt führen Grünverbindungen durch 
die nördlichen Wohnbezirke bis zu dem den Bahn⸗ 
anlagen parallel vorgelagerten Grünſtreifen. 
Grünwege in oſtweſtlicher Richtung vervollſtän⸗ 
digen das Netz und ſind zugleich Verbindungen zu 
den im Herzen der Wohnflächen anſtelle von alten 
Ziegellöchern und Tümpeln mit billigſten Mitteln 
zu ſchaffenden Schmuck- und Erholungsanlagen. 
An der weſtlichen Grenze des Baugebietes vermit— 
telt ein breites Band von Dauerkleingärten den 
Uebergang zum landwirtſchaftlich genutzten Ueber— 
ſchwemmungsgebiet. 

Die in Coſel zur Behebung der Wohnungsnot 
und zur Befriedigung des auch ſonſt geſteigerten 
Wohnbedarfs ausgeführten Wohnbauten ſind in 
vorbildlicher Weiſe dem Rahmen des Bebauungs- 
planes eingefügt worden. Der weſtlich von der 
Bahnhofſtraße und im Anſchluß an das Feſtungs⸗ 
glacis an drei Wohnſtraßen neu entſtandene 
Stadtteil als auch die an einigen anderen Stellen 
der Neuſtadt in den letzten Jahren begonnene Be- 
bauung weiſen ſchmucke Einzel- oder Gruppen⸗ 
bauten auf, die im geſunden Grün weiter Gärten 
gelegen ſind. Sie bilden hoffentlich das gute 
Beiſpiel für eine künftige, den Zielen der Woh⸗ 
nungsreform Rechnung tragende Weiterentwick⸗ 
lung der Stadt. 

Der Allgemeine Bebauungsplan von Stollar⸗ 
zowitz (ſ. Abb. 3), einer heute etwa 4000 Seelen 
zählenden Landgemeinde des Induſtriebezirks 
möge als zweites Beiſpiel dienen. 

Das Genfer Diktat verfügte die Abtretung des 
größten Teiles des oberſchleſiſchen Kohlenbeckens 
an Polen. Die reſtloſe Ausnutzung der bei 
Deutſchland verbliebenen Kohlenſchätze iſt ſomit 
eine volkswirtſchaftliche Notwendigkeit. Sie darf 
nicht durch das Ausbreiten der im Induſtrierevier 
gelegenen Großſtädte und großen Landgemeinden 
behindert werden. Die in dieſen Orten zur Ver⸗ 
fügung ſtehenden äußerſt beſchränkten Gelände—⸗ 
flächen müſſen aus wirtſchaftlichen Gründen vor⸗ 
wiegend für eine hochgeſchoſſige Bebauung reſer⸗ 
viert bleiben. Die Anſetzung der weiträumigen 
und flachen Bauweiſe hingegen kann daher nur 
in Gegenden außerhalb der bergbaulich genutzten 
Flächen erfolgen. Maßgebende Vorausſetzung 
für die gedeihliche Entwicklung eines ſolchen Sied⸗ 
lungskörpers iſt ſeine Lage und verkehrstechniſche 
Beziehung zu den Arbeitsſtätten ſeiner Bevölke⸗ 
rung, alſo zu den in der Nähe der Großſtädte ge- 
legenen Gruben und ſonſtigen Induſtrieunterneh— 
mungen. 

Zur Anterbringung eines Teiles der woh— 
nungsloſen Bevölkerung der Städte Beuthen und 


Hindenburg wurde die Landgemeinde Stollarzo— 
witz erwählt. Gegenüber den anderen, den beiden 
Großſtädten vorgelagerten Landgemeinden hatte 
dieſe Ortſchaft die günſtige Lage außerhalb des 
Kohlenbeckenrandes voraus. Sie verband ferner 
hiermit den Vorteil, durch einen breiten im Süden 
liegenden Waldgürtel gegen die Rauchentwicklung 
und die ſonſtigen Beläſtigungen der Schlote und 
Eſſen geſchützt zu ſein. Mit der Stadt Beuthen 
beſitzt ſie eine nördliche Chauſſeeverbindung durch 
das Waldgebiet und iſt an die Hauptdurchgangs⸗ 
ſtraße Beuthen —Peiskretſcham durch eine nach 
Rokittnitz führende Chauſſee angeſchloſſen. Deren 
Fortführung über die Gemeinde Mikultſchütz hin⸗ 
weg vermittelt den Anſchluß an die Stadt Hinden⸗ 
burg. Durch eine in dieſem Jahre dem Verkehr 
übergebene neue Chauſſee nach Miechowitz iſt das 
Siedlungsgelände auch mit dieſer Nachbar— 
gemeinde verbunden. Von der aus Beuthen 
über Miechowitz und Rokittnitz nach Wieſchowa 
führende Straßenbahnlinie iſt ſchon heute eine 
Abzweigung bis in das Siedlungsgebiet von 
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Stollarzowig vorhanden. Dieſer Bahnteil ſoll 
ſpäterhin ſowohl in ſüdlicher Richtung bis nach 
Hindenburg fortgeſetzt, als auch nach Norden zu 
durch die Ortſchaft Stollarzowitz und dann wieder 
abzweigend nach Oſten bis nach Beuthen hinein- 
geführt werden. Dieſe für die Wahl der Ge— 
meinde Stollarzowitz als künftige Randſiedlung 
günſtigen Verkehrsbeziehungen zu den Produk- 
tionsſtätten wurden noch durch einen wichtigen 
Faktor ergänzt. In vorausſchauender Weiſe hatte 
bereits vor mehreren Jahren der Landkreis Beu— 
then das einen Teil des Gemeindegebietes um— 
faſſende Gelände des Gutes Stollarzowitz und des 
zu ihm gehörenden Vorwerks Helenenhof in ſei— 
nen Beſitz gebracht. Dieſe Fläche konnte natur- 
gemäß einer Beſiedlung leichter zugänglich ge— 
macht werden als ein in der Hand vieler Eigen— 
tümer befindliches Gebiet. So entſtand alſo in 
den letzten Jahren unter Mitwirkung der Stadt 
Beuthen, des Landkreiſes Beuthen und der In⸗ 
duſtrie unter Betreuung der Wohnungsfürjorge- 
geſellſchaft in dieſer Ortſchaft ein neues Wohn⸗ 
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gebiet, das den Grundſtock für den Aufbau einer 
großen weiträumig angelegten Wohngemeinde 
bilden wird. 

Die Gemeindeverwaltung hat verſtändnisvoll 
dieſe Abſichten unterſtützt und der planvollen ein⸗ 
heitlichen Erweiterung des Ortes durch Aufſtel⸗ 
lung eines Allgemeinen Bebauungsplanes die 
Wege geebnet. Der Plan ſieht in ſeinem ſüdweſt⸗ 
lichen Teil die Anſetzung der aus dem Induſtrie⸗ 
gebiet herausgezogenen Wohnungsbedürftigen 
vor. Die nordöſtliche, im Raume zwiſchen der be⸗ 
reits bebauten Dorflage und dem Waldgebiet ge⸗ 
legenen Fläche iſt für die natürliche Erweiterung 
der Gemeinde reſerviert. Von der die Achſe des 
neuen Baugebietes bildenden teils vorhandenen, 
teils geplanten Verkehrsſtraße führen Wohn⸗ 
ſtraßen in die neuen Teilgebiete. Grünſtreifen 
und Fußwege nehmen die Verbindung zum 
Walde auf. Die im Norden der Ortſchaft vor⸗ 
läufig noch landwirtſchaftlich zu nutzende Fläche 
ſoll der ſpäteren Anſetzung von Kleinſiedlungen 
vorbehalten bleiben. ee 

Die vorſtehend kurz geſchilderte Tätigkeit der 
Städtebauabteilung findet ihre wertvolle Ergän- 


zung in der viele ſtädtebauliche Maßnahmen vor⸗ 
bereitenden Arbeit der Vermeſſungsabteilung der 
Wohnungsfürſorgegeſellſchaft. Die Beſchaffung, 
Vervollſtändigung und Vereinheitlichung des 
Kartenmaterials und der Planunterlagen kann 
durch die Zuſammenarbeit dieſer Abteilungen in 
reibungsloſer und zeitſparender Weiſe erfolgen. 

Trotz der Vielgeſtaltigkeit der zu löſenden Ein⸗ 
zelaufgaben mußte auf die Einhaltung einheit⸗ 
licher den Bedürfniſſen der Landesplanung ent⸗ 
ſprechender Grundſätze größtes Gewicht gelegt 
werden. Sowohl die Planung von Verkehrs⸗ 
ſtraßen, als auch die Feſtlegung der Wohngebiete, 
der Induſtrieflächen und der Grünverbindungen 
wird in engſtem Einverſtändnis mit dem Landes⸗ 
planungsverein Oberſchleſien E. V. vorgenom⸗ 
men. Die Verbundenheit von Städtebau und 
Landesplanung ſowie der glückliche Umjtand, daß 
die Bebauungspläne faſt der ganzen Provinz von 
einer Stelle aus in ſtetem Zuſammenwirken mit 
allen zuſtändigen behördlichen Inſtanzen und 
wirtſchaftlichen Organen aufgeſtellt werden, ver⸗ 
bürgt ihren Wert für Gegenwart und Zukunft der 
Städte und Gemeinden. 


Oberſchleſiſche Lebensfragen als Grundlagen der Landesplanung 
Von Dipl.-Ing. Arke 
Geſchäftsführer des Landesplanungsvereins Oberſchleſien E. V., Oppeln. 


»Immer drohender ſenken ſich die Schatten des kommenden Sterbens auf uns herab“ 


Der oberſchleſiſchen Landesplanung iſt die Auf⸗ 
gabe geſtellt, der oberſchleſiſchen Wirtſchaft und 
dem oberſchleſiſchen Volk zu helfen. Will man die 
Zielſetzung dieſer Landesplanung verſtehen, ſo iſt 
eine Darlegung über die Grundlagen des ober— 
ſchleſiſchen Problems erforderlich. Nur die klare 
Erkenntnis des Beſtehenden bietet die Möglich⸗ 
keit, planvoll das Beſſere herbeizuführen. 

Von vier wichtigen Gegebenheiten wird das 
Bild der oberſchleſiſchen Lage beeinflußt: einmal 
die wirtſchafts⸗ und verkehrsgeographiſchen Ab⸗ 
hängigkeiten der oberſchleſiſchen Wirtſchaft, dann 
die unmittelbar bevorſtehenden weiteren Be⸗ 
drohungen der oberſchleſiſchen Daſeinsbedingun⸗ 
gen, ferner die durch die wirtſchafts⸗ und bevölke⸗ 
rungspolitiſche Gliederung gekennzeichnete innere 
Struktur des Landes, und ſchließlich — maß— 
gebend und ſichtbar bei allen Planungen und 
Entſcheidungen beteiligt — die nationalpolitiſchen 
Geſichtspunkte, die in der Grenzziehung begründet 
ſind und die geopolitiſche Lage des Grenzlandes 
Oberſchleſiens darlegen. 2 5 - k 

Das Schidjal Oberſchleſiens iſt in ſeiner bin⸗ 
nenkontinentalen Lage, 400 Kilometer von der 
Oſtſee, 600 Kilometer vom Mittelmeer entfernt, 
begründet. Bis zum Mittelalter hatte zwar 
Schleſien als wichtige Landbrücke den Handels⸗ 
verkehr von der Oſtſee und von Weſtdeutſchland 
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(Aus einer Eingabe an den Reichstag im Jahre 1927). 
nach Oſteuropa zu vermitteln gehabt, ſodaß wäh⸗ 
rend dieſer Zeit auch Oberſchleſien an der allge— 
meinen Entwicklung von Handel und Gewerbe 
teilnahm; die oberſchleſiſchen Städte ſind an den 
alten Handelsſtraßen planmäßig als Stations⸗ 
punkte von Tagesreiſen angelegt worden. Mit 
dem Aufkommen neuer Verkehrswege der Melt: 
wirtſchaft zu Waſſer und zu Lande hörte dieſer 
wertebringende Verkehr auf, und der blühende 
Gewerbeſtand in den Städten ging zurück. 

Schickſalhaft wurde dieſe kontinentale Lage, als 
man daran ging, die ungeheuren Werte des Lan: 
des auszunutzen. Oberſchleſien iſt ein Gebiet mit 
ungewöhnlich reichen Boden- und Naturſchätzen. 
Das mächtigſte Steinkohlenbecken und das größte 
Zinklager des europäiſchen Feſtlandes liegen in 
Oberſchleſien. Blei⸗ und Eiſenerze werden aus 
oberſchleſiſchen Schächten gefördert. Reiche Kalk⸗ 
vorkommen birgt der Oberſchleſien durchziehende 
Hügelzug des Chelm. Die weiten Wälder auf 
der rechten Oderſeite geben Oberſchleſien den 
Rang der waldreichſten Provinz des Preußiſchen 
Staates. 

Dieſer große Reichtum an Bodenſchätzen iſt die 
Grundlage, auf der ſich die oberſchleſiſche Induſtrie 
zu ihrer weltwirtſchaftlichen Stellung entwickelte. 
Schon im Mittelalter beſtand die Produktion von 
Silber- und Bleierzen und der Bergbau auf Gal⸗ 
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mei; ſeit etwa 1800 wurden die geförderten Zink⸗ 
erze in Oberſchleſien zu Rohzink und Zinkblechen 
verhüttet. Auch die Anfänge der Eiſeninduſtrie 
ſind im Mittelalter feſtzuſtellen; die Vorkommen 
an Eiſenerzen und die in den Wäldern herſtell⸗ 
bare Holzkohle ließen zahlreiche kleine Hütten in 
den Waldgebieten entſtehen. Dieſe Betriebe ver- 
ſchwanden aber, als die Verkokungsmöglichkeit 
der Steinkohle erkannt wurde; die Eiſeninduſtrie 
gewann ihren neuen zweckmäßigen Standort im 
Kohlenrevier. Das Erz kam zur Kohle, und ſelbſt, 
als die oberſchleſiſchen Eiſenerzvorräte allmählich 
erſchöpft waren, bezog die oberſchleſiſche Eiſen⸗ 
induſtrie ihre Erze von weither, zum Teil aus 
dem Auslande. Der jüngjte aber wichtigſte Pro- 
duktionszweig der Schwerinduſtrie iſt der Kohlen⸗ 
bergbau. Die überaus mächtigen in geringer 
Tiefe anſtehenden Kohlenflöze boten ſehr günſtige 
Abbauverhältniſſe, zumal Schlagwetter und Koh⸗ 
lenſäure im allgemeinen unbekannte Gefahren 
im oberſchleſiſchen Bergbau ſind. Von dem Bau 
der erſten Eiſenbahnen ab datiert die ſtark an⸗ 
ſteigende Förderung der Steinkohle. 

So entſtand durch den Reichtum des Landes, 
durch privaten Unternehmergeiſt, durch den Fleiß 
der Bevölkerung und durch verſtändnisvolle För⸗ 
derung der Staatsbehörden ein Induſtriegebiet 
in Oberſchleſien, das zu den hochentwickeltſten in 
Europa gezählt werden konnte. Es erſtreckte ſich 
von Tarnowitz im Norden bis Pleß im Süden; 
das eigenliche „Induſtriedreieck“ wurde durch die 
Eckpunkte Gleiwitz, Beuthen und Myslowitz ge⸗ 
kennzeichnet. 

Aber von Anbeginn dieſer ſchwerinduſtriellen 
Entwicklung machte ſich die Ungunft der verkehrs⸗ 
geographiſchen Lage bemerkbar. Jede ſtärkere 
Produktion verſchärfte die Nachteile der Verkehrs⸗ 
ferne Oberſchleſiens, denn der gewaltige Uberſchuß 
kann naturgemäß nicht im kleinen Oberſchleſien 
untergebracht werden, dem Produktionsmaß muß 
ein genügend großes und aufnahmefähiges Ab- 
ſatzgebiet entſprechen. Da dieſe Abſatzgebiete nur 
mit Verkehrsmitteln zu erreichen ſind, iſt die Ver⸗ 
beſſerung der Verkehrslage allmählich zu der ent⸗ 
ſcheidenden Lebensfrage Oberſchleſiens geworden. 

Schon vor dem Kriege war die oberſchleſiſche 
Kohle in ſcharfem Wettbewerb mit anderen Re— 
vieren, beſonders denen der Ruhrkohle und der 
engliſchen Kohle. Natürliche Abſatzgebiete Ober: 
ſchleſtens waren damals Rußland, Oeſterreich⸗ 
Ungarn und der Balkan, wohin etwa 40% der 
Produktion verſandt wurde. Der inländiſche Ab⸗ 
ſatz ging in der Hauptſache nach den deutſchen 
Oſtprovinzen, Berlin, Mecklenburg, Sachſen und 
Bayern. Beſonders ſtark hatte ſchon ſeit jeher 
die Eiſeninduſtrie unter den weiten Frachtentfer⸗ 
nungen zu leiden. Der Bezug von Erzen, Zus 
ſchlagſtoffen und Koks (letzterer aus Niederjchle- 
ſien, da der oberſchleſiſche Koks ſich im allgemeinen 
nicht für die Verhüttung eignete), erforderte hohe 


66 


Frachten und belaſtet die Geſtehungskoſten des 
Eiſens; der Verſand der Erzeugniſſe hatte eben⸗ 
falls weite Entfernungen zu überbrücken. Im 
Gegenſatz zu anderen Revieren Deutſchlands hat 
Oberſchleſien noch den beſonderen Nachteil, daß es 
in ſeiner Hauptverkehrsrichtung zunächſt einen 
ſackartigen, etwa 200 Kilometer breiten und 350 
Kilometer langen, wenig aufnahmefähigen Korri⸗ 
dor zu überwinden hat, bis es zu ſeinen deutſchen 
Abſatzgebieten gelangt. 

Das hauptſächlichſte Transportmittel war und 
iſt noch jetzt die Eiſenbahn; es muß heute rück⸗ 
wirkend anerkannt werden, daß die damalige 
preußiſch⸗heſſiſche Staatsbahn bemüht geweſen iſt, 
der beſonderen geographiſchen Lage Oberſchleſiens 
durch Erſtellung geeigneter Tarife entgegen zu 
kommen. — Der natürliche Verkehrsweg Schle— 
ſiens, die Oder, iſt als Schiffahrtsſtraße kaum mit 
den dem Weſten zur Verfügung ſtehenden großen 
Strömen wie dem Rhein oder der Elbe zu ver- 
gleichen. Die mangelnde Eignung der Oder für 
die Schiffahrt beruht vor allem darauf, daß ihre 
Waſſerführung während langer Zeiten des Som⸗ 
mers ſo abnimmt, daß jeglicher Schiffsverkehr 
ruhen muß. Dazu kommt, daß das oberſchleſiſche 
Induſtrierevier etwa 45 Kilometer von der Oder⸗ 
waſſerſtraße entfernt liegt. Zur Ueberbrückung 
dieſer Entfernung wurde Anfang des 19. Jahr⸗ 
hunderts der Klodnitz-Kanal von Gleiwitz bis 
Coſel gebaut; bis etwa 1850 erfüllte dieſer Kanal 
auch durchaus ſeine Aufgaben, ein erheblicher 
Bruchteil der geſamten Ausfuhr wurde im Hafen 
Gleiwitz in den Klodnitzkanal umgeſchlagen. Nach 
Bau der Eiſenbahnen konnte der Kanal jedoch in- 
folge ſeiner überaus kleinen Abmeſſungen eine 
Bedeutung als Verkehrsweg nicht mehr behalten; 
er iſt heute faſt ohne jeden Verkehr. Mithin iſt 
die oberſchleſiſche Induſtrie zur Benutzung des 
Waſſerweges auf einen ca. 45 Kilometer langen 
Hauptbahnanſchluß angewieſen, d. h. der ge⸗ 
ſamte Verſand von Oberſchleſien geht zunächſt ein⸗ 
mal auf Bahnen über, um entweder direkt zu 
den Abſatzgebieten befördert oder im „gebrochenen 
Verkehr“ in Coſelhafen (bzw. auch in Oppeln⸗ 
Hafen) umgeſchlagen zu werden. 

Immer ſtärker brach ſich in Oberſchleſien und 
auch in allen an der Oderſchiffahrt intereſſierten 
Landesteilen die Erkenntnis Bahn, daß es gelte, 
den natürlichen Verkehrsweg, den vorhandenen 
Oderſtrom, auszubauen, damit er ſeine Verkehrs- 
funktionen auch wirklich erfüllen könnte. Lang⸗ 
wierige parlamentariſche Verhandlungen leiteten 
ſeit Ende des 19. Jahrhunderts den Kampf um 
dieſen Oderausbau ein. Mit Argumenten aber, 
wie, daß eine Schiffahrtsſtraße ja vorhanden ſei 
und daß es ſich lediglich darum handele, ſie der 
Schiffahrt nutzbar zu machen, kam der Oſten bei 
den Zentralbehörden leider nicht weiter. Es gelang 
immer nur, Teilſtücke des Oderausbaues als 
Kompenſationen gegenüber der anderen Revieren 


gewährten Bevorzugung im Waſſerſtraßenbau zu 
erreichen. Um jeden kleinen Teilausbau war ein 
großes Ringen notwendig. Das Wort von der 
Vernachläſſigung des deutſchen Oſtens in der Vor⸗ 
kriegszeit iſt zumindeſt in verkehrspolitiſcher Be⸗ 
ziehung und in Bezug auf den Oderausbau durch⸗ 
aus gerechtfertigt. 

Ein Teilabſchnitt dieſes Oderausbaues war 
im Jahre 1912 beendet, nämlich die Kanali⸗ 
ſierung der Oder von Coſel bis unterhalb Bres— 
lau; die kanaliſierte Strecke gewährt eine Tauch⸗ 
tiefe von ca. 1,50 Meter. Als in etwa befriedi⸗ 
gend kann heute auch die Verbindung der Oder 
mit Berlin, der Oder-Spree-Kanal, angeſehen 
werde. Größte Sorge bereitet jedoch die Waſſer⸗ 
führung des Stromteiles von Breslau bis 
Küſtrin; Hunderte von Kähnen liegen auf dieſer 
Oderſtraße wochen⸗ und monatelang verſommert. 

So kämpfte auch ſchon in der Vorkriegszeit die 
oberſchleſiſche Wirtſchaft mit äußerſter Anſtren⸗ 
gung um die Beſſerung der Verkehrsverbindungen 
in klarer Erkenntnis, daß die reichen oberſchleſi⸗ 
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ſchen Bodenſchätze nur dann ausgenutzt werden 
und der deutſchen Volkswirtſchaft zugute kommen 
können, wenn es gelingt, Abſatzgebiete für die 
Produktion zu erhalten und zu gewinnen. Durch 
den verlorenen Krieg aber und durch die Grenz⸗ 
ziehung des Genfer Vertrages iſt dieſes Verkehrs⸗ 
problem zu einer ſchickſalhaften und entſcheiden⸗ 
den Exiſtenzfrage Oberſchleſiens geworden. Nicht 
länger mehr darf die Löſung dieſer Frage ver⸗ 
zögert werden, ſie iſt jetzt zum notwendigen natio⸗ 
nal⸗politiſchen Gebot geworden. 

Die Folgen des verlorenen Krieges beſtanden 
für Oberſchleſien in dem faſt gänzlichen Verluſt 
ſeiner Auslands-Abſatzgebiete; hohe Schutzzölle 
an den neuen Grenzen erſchwerten die Ausfuhr 
in das natürliche ſüdoſteuropäiſche Exportgebiet 
Oberſchleſiens. In ſeinem Lebensnerv aber iſt 
Oberſchleſien und ſein Induſtriegebiet durch die 
widerſinnige, ungerechte Grenzziehung von 1922 
getroffen worden. Trotz blutiger polniſcher Auf⸗ 
ſtände und qualvollen Terrors bekannten ſich in 
der Abſtimmung 1921 60% der oberſchleſiſchen 
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Die Grenzziehung in Oberſchleſien. 
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Bevölkerung für das Verbleiben bei Deutſchland. 
Ungeachtet dieſes klaren Ausdrucks des Selbſtbe— 
ſtimmungsrechtes iſt ein großer Teil Oberſchle— 
ſiens, darunter der größte und wichtigſte Teil des 
Induſtriebezirks, von der Botſchafterkonferenz im 
Genfer Diktat dem neuen Staat Polen zugeteilt 
worden. Offene Wunden am deutſchen Volks- 
körper bedeuten folgende Zahlen: 
Es fielen an Polen: 
1 Million Menſchen und 3213 Quadratkilometer, 
49 Milliarden Tonnen Steinkohlenvorräte (bis 
1000 Meter Teufe) von 57,5 Milliarden, 
9 Millionen Tonnen Zink- und Bleierze 

von 20 Millionen, 
43 Steinkohlengruben von 67, 
22 Hochöfen von 37, 
32 Werke der Eiſeninduſtrie von 51, 
10 Zinkgruben von 15, 
ſämtliche 22 Zinkhütten, 
ſämtliche Blei- und Silberhütten und ſämtliche 
Eiſenerzgruben. 
Mitten durch das Induſtriegebiet zieht ſich die 
neue blutende Grenze. Rückſichtslos trennt ſie 
Produktions- und Wohnſtätten und den Bergbau 
unter Tage. Werke der Eiſeninduſtrie ſahen 
plötzlich ihre Rohſtoffwerke auf polniſcher Seite, 
ihre Verfeinerungsbetriebe auf deutſcher Seite, 
und umgekehrt. Die feinen inneren Veräſtelun⸗ 
gen des Wirtſchaftsverkehrs wurden brutal durch 
die Grenze unterbrochen. Menſchen der gleichen 
Familie erhielten eine verſchiedene Staatsange— 
hörigkeit. Mit welchem Zielbewußtſein dieſe 
Grenze gezogen iſt, beweiſt z. B. der Umſtand, 
daß die Verbindungsſtraße zwiſchen den auf deut- 
ſcher Seite verbliebenen Großſtädten Hindenburg 
und Beuthen durch einen polniſchen Korridor von 
1000 Meter Länge bei Rudahammer unterbrochen 
wurde, da die Polen das hier ſtehende neue 
Knappſchaftslazarett für ſich beanſpruchten. — 
Das Zukunftsgebiet des oberſchleſiſchen Berg⸗ 
baues, das noch faſt unerſchloſſene Pleß-Rybniker 
Steinkohlenvorkommen, kam ebenfalls an Polen. 
Ohne Abſtimmung fiel das treudeutſche Hult- 
ſchiner Ländchen an die Tſchechoſlowakei. Beſon⸗ 
ders hart wurde durch die Grenzziehung die Stadt 
Ratibor getroffen; eingeengt von Grenzen verlor 
Ratibor % ſeiner Steuerkraft, es wurde abge- 
ſchnitten von ſeiner Kohlenverſorgung und von 
ſeiner Elektrizitätsverſorgung, die früher blühende 
Eiſeninduſtrie mit etwa 3200 Arbeitern in Rati⸗ 
bor iſt jetzt faſt völlig zum Erliegen gekommen. 

Aus dem einheitlichen, durch vielfältige Be— 
ziehungen mit einander verbundenen oberſchleſi⸗ 
ſchen Induſtrierevier ſind durch das Genfer Diktat 
zwei im Gegenſatz zueinander ſtehende Konkur⸗ 
renzreviere geworden. 

Die Bedeutung dieſer Strukturänderungen der 
Nachkriegszeit für die Verkehrslage liegt darin, 
daß Oberſchleſien ſich abſatzmäßig faſt völlig neu 
orientieren mußte. Ueber 0 der oberſchleſiſchen 
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Produktion muß in Deutſchland untergebracht 
werden. In beſonderem Maße gilt das für den 
Kohlenbergbau, aber auch für den Reſt der bei 
Deutſchland verbliebenen Eiſeninduſtrie. Die 
reichen landwirtſchaftlichen Gebiete von Poſen 
und Weſtpreußen fielen als Abnehmer für Er: 
zeugniſſe der Eiſeninduſtrie aus, das Ausland 
ſchützte ſich durch hohe Zölle vor der oberſchleſiſchen 
Ausfuhr. Die Hauptverkehrsrichtung liegt jetzt 
eindeutig nach Weſten; weite Entfernungen ſind 
zu den kaufkräftigen Abſatzgebieten zu über- 
winden. 

Verzweifelt kämpft die oberſchleſiſche Induſtrie 
um den Abſatz ihrer Produkte. Ihre Forderung 
auf Verbeſſerung der Verkehrsmittel wird ein— 
mütig von der geſamten oberſchleſiſchen Bevölke⸗ 
rung unterſtützt. Die Oberſchleſier wiſſen, welch 
ſchickſalhafte Bedeutung die Verkehrsferne und 
deren Ueberwindung für das Daſein ihres Lan- 
des haben. Mit Recht könnte Oberſchleſien er⸗ 
warten, daß das Deutſche Reich ſeine Verpflich⸗ 
tungen gegenüber dem oberſchleſiſchen Grenzlande 
erkennt und die Treue, die das oberſchleſiſche Volk 
im Abſtimmungskampf dem Reiche gehalten hat, 
entgelten läßt. Aber ſchmerzlich muß es nicht nur 
den Oberſchleſier, ſondern auch jeden Oſtdeutſchen 
berühren, wenn man erkennen muß, daß das 
nötige Verſtändnis für Oberſchleſiens beſondere 
Notlage bei den Zentralbehörden noch immer 
nicht aufgebracht wird. Mit äußerſtem Befrem⸗ 
den muß man feſtſtellen, daß in der Nachkriegs⸗ 
zeit Hunderte und aber Hunderte von Millionen 
Mark zur Verbeſſerung der Abſatzbedingungen 
anderer deutſcher Wirtſchaftsgebiete von reichs⸗ 
wegen ausgeworfen worden ſind, und daß ſich faſt 
alle dieſe Verbeſſerungen ſchädigend auf die ober- 
ſchleſiſche Wirtſchaft auswirken. Man kann be⸗ 
haupten, daß die Wettbewerbsfähigkeit Oberſchle— 
ſiens durch Maßnahmen des Reiches und der Län⸗ 
der zugunſten anderer Reviere immer weiter 
verſchlechtert wird. 

Es iſt dies eine ſehr ernſte Behauptung, für die 
aber leider ſchon längſt der Beweis in zahlreichen 
Denkſchriften oberſchleſiſcher Wirtſchafts- und 
Kommunalverbände angetreten worden iſt. Ober- 
ſchleſien mißgönnt anderen deutſchen Landesteilen 
gewiß nicht die Verbeſſerung ihrer Verkehrsver⸗ 
hältniſſe, aber es verlangt mit Recht, daß in min⸗ 
deſt gleichem Maße auch dem oberſchleſiſchen 
Grenzland unter beſonderer Erkenntnis der 
nationalpolitiſchen Geſichtspunkte die gleiche 
Sorgfalt zuteil wird. Oberſchleſien hat ein 
natürliches Recht auf die Erhörung ſeiner 
Wünſche. 

Die wichtigſte unmittelbar bevorſtehende ſtruk— 
turelle Aenderung der oberſchleſiſchen Abſatzlage 
wird durch die Vollendung des Mittellandfanals 
baues herbeigeführt werden. Mit größter Sorge 
verfolgt Oberſchleſien den weiteren Fortgang der 
Arbeiten am Mittellandkanal, denn ſeine Inbe⸗ 
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triebnahme wird Oberſchleſien der verſtärkten 
Konkurrenz des Weſtens und Englands ſchutzlos 
opfern. Mit gleicher Sorge wird der bevor⸗ 
ſtehenden Inbetriebnahme der Seeſchiffahrtsſtraße 
Stettin Swinemünde für 8000⸗Tonnen⸗Schiffe 
entgegengeſehen. Die Ruhrkohle wird dann neben 
der engliſchen Kohle die Kanal- und Flußgebiete 
Mitteldeutſchlands einſchl. Groß-Berlin, die Ge⸗ 
biete an der mittleren und unteren Oder und das 
Oſtſeeküſtengebiet beherrſchen. Nicht nur die 
oberſchleſiſche Kohle, ſondern auch die Erzeugniſſe 
der oberſchleſiſchen Eiſeninduſtrie werden aus 
ihren Hauptabſatzgebieten völlig verdrängt wer⸗ 
den; lediglich Niederſchleſien und Süd⸗Branden⸗ 
burg werden ein ebenfalls noch ſehr umſtrittenes 
Abſatzgebiet bleiben. Das Waſſerſtraßengeſetz 
vom 1. April 1905, das den Bau des Mittelland⸗ 
kanals bis Hannover vorſah, ſagte Oberſchleſien 
die Gewährung ausreichender Maßnahmen zur 
Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit auf dem In⸗ 
landmarkt zu. Die damalige Staatsregierung 
gab das Verſprechen ab, die Waſſerſtraße zwiſchen 
Oberſchleſien und Berlin zu einer leiſtungsfähi⸗ 
geren auf Staatskoſten auszubilden. Im Jahre 
1921 wurde der Weiterbau des Mittellandkanals 
von Hannover bis zur Elbe beſchloſſen. Die 
Waſſerſtraßen ſind unterdeſſen in die Verwaltung 
des Reiches übergegangen; es iſt leider bisher 
nicht möglich geweſen, von den Zentralſtellen des 
Reiches die ſeinerzeit von Preußen gegebene Zus 
ſicherung auf Ausgleichsmaßnahmen zugunſten 
Oberſchleſiens ebenfalls zu erhalten. Die Deutſche 
Reichsbahngeſellſchaft hat es abgelehnt, etwa als 
Rechtsnachfolgerin in die Verſprechungen der 
Preußiſchen Staatsregierung einzutreten und als 
Ausgleichsmaßnahmen für die nach Fertigſtellung 
des Mittellandkanals eintretenden wirtſchaft⸗ 
lichen Schädigungen auf eiſenbahntarifariſchem 
Wege Frachtermäßigungen zu gewähren! 

Ein anderes Projekt wird ebenfalls durch ſeine 
Verwirklichung ſchwerſte Gefahren für die Zu⸗ 
kunft der oberſchleſiſchen Wirtſchaft mit ſich brin⸗ 
gen. Durch Staatsverträge zwiſchen dem Reich 
und Bayern iſt im Jahre 1921 die Ausführung 
des Rhein⸗Main⸗Donau⸗Kanals beſchloſſen wor⸗ 
den. Die Arbeiten ſchreiten rüſtig fort, vor allem 
in der Kanaliſierung des Main und der Regu⸗ 
lierung der Donau. Schon die Main⸗Kanaliſie⸗ 
rung bis Würzburg wird den bisherigen Abſatz 
oberſchleſiſcher Kohle in Nieder⸗Bayern und auch 
in Ober⸗Bayern ſchwer beeinträchtigen. Die Voll⸗ 
endung des Rhein-Main⸗Donau⸗Kanals eröffnet 
der Ruhrkohle und überhaupt der weſtdeutſchen 
Induſtrie einen frachtbilligen Weg vom Rhein in 
die Donau⸗Länder und in die Balkanſtaaten bis 
zum Schwarzen Meer. Wird der Mittelland⸗ 
kanal und die Seeſchiffahrtsſtraße Stettin⸗Swine⸗ 
münde Oberſchleſien aus ſeinen binnendeutſchen 
Abſatzgebieten verdrängen, ſo wird der Rhein⸗ 
Main⸗Donau⸗Kanal faſt jede Möglichkeit des Ex⸗ 
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portes Oberſchleſiens nach Südoſteuropa verhin⸗ 
dern. Die verkehrsgeographiſchen Abſatzverhält⸗ 
niſſe werden durch die Vollendung dieſer drei 
Schiffahrtsverbindungen in furchtbarem Ausmaß 
zu Ungunjten Oberſchleſiens geändert. 

Noch eine andere Gefahr droht dem oberſchleſi⸗ 
ſchen Lande. Seit Beſtehen des Wirtſchaftskrieges 
zwiſchen Deutſchland und Polen ſind wiederholt 
von beiden Teilen Anſtrengungen gemacht wor⸗ 
den, dieſen vertragsloſen Zuſtand zu beendigen. 
Polen legt in den Vertragsverhandlungen beſon⸗ 
deren Wert auf die Möglichkeit, ſeine Ueberpro⸗ 
duktion an Schweinen und an Kohle nach Deutſch⸗ 
land zu exportieren. Mit größtem Nachdruck 
wehrte ſich ſowohl die oſtdeutſche Landwirtſchaft 
wie auch das oberſchleſiſche und niederſchleſiſche 
Kohlenrevier gegen den Abſchluß des Handels- 
vertrages. Der Vertragsentwurf ſah u. a. eine 
jährliche Einfuhrmenge von 4,2 Millionen Tonnen 
oſtoberſchleſiſcher Kohle nach Deutſchland vor. 
Dieſe Kohlenmenge würde reſtlos zu Laſten des 
weſtoberſchleſiſchen Kohlenabſatzes (im Jahre 1929 
22 Millionen Tonnen) gehen, da Polen durch Ge— 
währung niedriger Eiſenbahntarife über die 
Grenzſtationen in Poſen und in Oſtpreußen 
mühelos die deutſch⸗oberſchleſiſche Kohle im Preiſe 
unterbieten könnte. Bis heute iſt der Handels⸗ 
vertrag noch nicht ratifiziert, aber er ſteht als 
dauernde Drohung über Oberſchleſien. 

Die Ausſichten der oberſchleſiſchen Wirtſchaft 
ſind denkbar verzweifelt. Mittellandkanal, See⸗ 
ſchiffahrtsſtraße Stettin — Swinemünde, Rhein⸗ 
Main⸗Donau⸗Kanal und evtl. der polniſche Han⸗ 
delsvertrag werden, jede Maßnahme für ſich 
allein ſchon, die oberſchleſiſche Induſtrie in ihren 
Grundlagen tödlich treffen. Eine ſtarke Ein- 
ſchränkung der Betriebe, ein großes Sterben der 
Gruben und Werke würden die Folgen ſein; 
Zehntauſende von Arbeitern würden für immer 
brotlos werden. Mit großem Ernſt weiſt Ober⸗ 
ſchleſien auf das drohende Verhängnis hin. Das 
Reich muß helfen. Mittel und Wege zur Hilfe 
ſind immer wieder aufgezählt worden. Höchſte 
Zeit iſt es, daß endlich dieſe Maßnahmne ausge⸗ 
führt werden, denn ſchwere national-politiſche Ge⸗ 
fahren drohen. 

Gegenüber dem Mittellandkanalbau werden als 
Kompenſationsmaßnahmen von Oberſchleſien ge⸗ 
fordert, daß neben der Erhebung hoher Schiff- 
fahrtsabgaben auf dem Mittellandkanal die Oder 
zu einem zuverläſſigen Großſchiffahrtswege aus⸗ 
gebaut werde und daß ein frachtbilliger Anſchluß 
des Induſtriebezirks an die Oder geſchaffen werde. 
Für den Ausbau der Oder iſt vor allem erforder⸗ 
lich, zur Niedrigwaſſerregulierung der Oderſtrecke 
Ranſern—Küſtrin Zuſchußwaſſer zu beſchaffen, 
das die Schiffahrt inſtand ſetzt, auch während der 
jährlich eintretenden Waſſerklemmen den Verkehr 
aufrecht zu erhalten. Zur Beſchaffung dieſes Zu⸗ 
ſchußwaſſers iſt die Errichtung von Staubecken 


im Niederſchlagsgebiet der oberen Oder als not= 
wendig anerkannt. Im Jahre 1927 wurde das 
Staubecken Ottmachau mit einem Faſſungsinhalt 
von 90 Millionen Kubikmeter in Angriff genom⸗ 
men, ſeine Fertigſtellung iſt Anfang nächſten 
Jahres zu erwarten. Ein zweites Staubecken iſt 
ſeit dieſem Jahre in Sersno an der Klodnitz im 
Bau. Dieſes Bauwerk entſteht durch die Sand⸗ 
baggerungen der Bergbauverwaltungen für 
Zwecke des Spülverſatzes und ſoll nicht nur als 
Zuſchußwaſſerbecken für die Oder und als Hoch⸗ 
waſſerſchutz für die Klodnitz dienen, ſondern ges 
währleiſtet gleichzeitig die Reinwaſſerverſorgung 
des Induſtriebezirks, allerdings iſt ſeine Fertig⸗ 
ſtellung nicht vor 1946 zu erwarten. Weitere 
Staubecken ſind in Oberſchleſien an der Ruda bei 
Ratiborhammer und an der Malapane bei 
Turawa geplant, ebenſo evtl. an der Oder ſelbſt 
bei Krappitz, ſowie in Niederſchleſien an der 
Weiſtritz. Sehr notwendig war auch der jetzt be⸗ 
ginnende Bau einer zweiten Schleuſe bei Ran⸗ 
ſern, die den Verkehr zwiſchen der kanaliſierten 
Oder und dem freien Strom reibungslos vermit- 
teln ſoll. 

Beſonders wichtig iſt die oberſchleſiſche Forde⸗ 
rung auf Herbeiführung eines frachtbilligen An⸗ 
ſchluſſes des Induſtriebezirks an die Oder. Mit 
der Anwendung des Staffeltarifs durch die 
Reichsbahn anſtelle des alten Kilometer⸗Tarifs 
der Vorkriegszeit hat die Vorbelaſtung der Frach⸗ 
ten vom Induſtriebezirk bis Coſelhafen eine der⸗ 
artige Höhe erlangt, daß eine Abänderung dieſer 
Frachtverhältniſſe zur dringenden Notwendigkeit 
geworden iſt. Beiſpielsweiſe beträgt die Fracht 
für 1 Tonne Kohle (Stand vom 1. April 1931) 
von Borſigwerk nach Coſelhafen RM 2,90 bei 
einer Entfernung von 56 Kilometer, während die 
direkte Kohlenfracht Borſigwerk— Berlin für 492 
Kilometer RM 14,— ausmacht; Seeausfuhrkohle 
von Borſigwerk nach Stettin koſtet 5,70 RM je 
Tonne (A. T. 6 f.). Demgegenüber beträgt die 
Kahnfracht von Coſelhafen nach Berlin 6,20 RM 
je Tonne, nach Stettin RM 4, 20. Die hohe Reichs⸗ 
bahnvorfracht verteuert alſo erheblich den fracht⸗ 
billigen Waſſerweg. Da ſich die Deutſche Reichs⸗ 
bahngeſellſchaft entſchieden geweigert hat, niedri⸗ 
gere Vorlauftarife nach Coſelhafen zu erſtellen, 
ſind die intereſſierten Kreiſe daran gegangen, 
neue Verkehrsverbindungen zu unterſuchen und 
ihre Verwirklichung zu fordern. Drei Projekte 
liegen bisher für dieſe frachtbillige Anſchlußver⸗ 
bindung vor, nämlich der Bau eines neuen Ober⸗ 
ſchleſiſchen Kanals anſtelle des Klodnitz-Kanals, 
der Bau einer privaten Grubenſchleppbahn, die 
von den einzelnen Gruben über einen Sammel- 
bahnhof zu einem neu an der Oder anzulegenden 
Hafen bei Januſchkowitz unterhalb Coſel führen 
ſoll, und als neueſter Vorſchlag der Bau einer 
privaten Gruben⸗Schwebebahn, die ebenfalls 
einen neuen Hafen an der Oder erfordern würde. 
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Eine Klärung darüber, welches Projekt die größt⸗ 
ten volkswirtſchaftlichen Vorteile für Oberſchle⸗ 
ſien jetzt und in der Zukunft erbringen wird, er⸗ 
ſcheint dringend erforderlich; mit der Unter- 
ſuchung dieſer Frage iſt im Einvernehmen mit 
den intereſſierten Stellen der Landesplanungs⸗ 
verein Oberſchleſien beauftragt, die Arbeiten 
dürften demnächſt zum Abſchluß gelangen. Weſent⸗ 
lich bei dieſer Unterſuchung erſcheinen die Mög⸗ 
lichkeiten, daß ſich durch Bau eines neuen Ver— 
kehrsmittels die bisherigen Standortsverhältniſſe 
der einzelnen oberſchleſiſchen Wirtſchaftsgebiete 
verändern können. Näheres hierüber auszuführen 
überſchreitet den Rahmen dieſer Abhandlung. 

Höchſte Eile iſt für dieſe oberſchleſiſchen Gegen⸗ 
maßnahmen geboten. Der Zeitpunkt der Vollen⸗ 
dung des Mittellandkanals rückt immer näher. 
Gleichzeitig mit dem letzten Spatenſtich am Mit⸗ 
tellandkanal müſſen unbedingt die für Dber- 
ſchleſien notwendigen Verkehrsbauten ausgeführt 
ſein, da ſonſt nie wieder einzubringender Schaden 
entſteht. 

Gegenüber dem Bau des Rhein-Main⸗Donau⸗ 
Kanals muß Oberſchleſien als einzige mögliche 
Kompenſation den Bau des Oder-Donau-Kanals 
anmelden. Dieſes Projekt, das über 200 Jahre 
alt iſt, ſcheint durch die Entwicklung der aller- 
letzten Zeit erheblich an Ausſicht auf Verwirk⸗ 
lichung gewonnen zu haben. Auch die oberſchle— 
ſiſche Induſtrie iſt nach anfänglichem Bedenken da= 
zu gekommen, ſich für den Bau des Oder-Donau⸗ 
Kanals einzuſetzen, ſodaß eine einmütige Auf⸗ 
faſſung innerhalb Oberſchleſiens in dieſer wich— 
tigen Frage erfreulicherweiſe feſtzuſtellen iſt. 
Größtes Intereſſe am Bau dieſes Kanals hat die 
Tſchechoſlowakei als Binnenſtaat. Für Ober⸗ 
ſchleſien aber kann die Durchführung der Oder— 
Donau⸗Verbindung die Ausſicht auf den Beginn 
einer neuen Blütezeit bedeuten. Die große inter⸗ 
nationale Schiffahrtsſtraße von der Oſtſee zum 
Schwarzen Meer würde eine Länge von 2867 
Kilometern aufweiſen und Länder der verſchieden⸗ 
ſten Wirtſchaftsſtruktur miteinander in Verkehr 
bringen; für die Verkehrsaufſchließung der 
DonausLänder hat der Kanal eine überaus große 
Bedeutung. Oberſchleſien wäre an dieſer Schiff— 
fahrtsſtraße das größte und wichtigſte Rohſtoff⸗ 
gebiet. Es eröffnen ſich dadurch Ausſichten für 
Oberſchleſien, die die Schäden der binnenkontinen⸗ 
talen Lage faſt zum Ausgleich bringen können. 
Allerdings find zwei Vorausſetzungen noch zu er: 
heben. Die eine iſt die ſelbſtverſtändliche Forde⸗ 
rung, daß der oberſchleſiſche Induſtriebezirk in 
leiſtungsfähiger Weiſe an den Oder-Donau⸗Kanal 
angeſchloſſen wird. Dieſer Anſchluß an den Oder- 
Donau⸗Kanal wird mit dem ohnehin zu fordern⸗ 
den Anſchluß an die Oder identiſch ſein. Bei der 
Beurteilung dieſer Anſchlußfrage iſt es infolge⸗ 
deſſen ſchon jetzt nötig, die Anſchlußverbindung ſo 
auszuwählen und zu erbauen, daß ſie den beſt⸗ 
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möglichſten Anſchluß gleichzeitig an den Dder- 
Donau⸗Kanal darſtellen kann; auch dieſe Betrach- 
tungen erfahren eine beſondere Wertung in den 
Anterſuchungen des Landesplanungsvereins. 

Und noch eine zweite Einſchränkung muß an die 
Erwartungen geknüpft werden, die man vom 
Oder⸗Donau⸗Kanal erhofft, das iſt die Voraus⸗ 
ſetzung, daß die ſich hindernd dem Wirtſchaftsver⸗ 
kehr in Mitteleuropa gegenüberſtellenden wirt⸗ 
ſchaftlichen Grenzen in Fortfall kommen oder zus 
mindeſt möglichſt wenig merkbar werden. Heute 
im Jahre 1932 kann es vielleicht als unzeitgemäß 
erſcheinen, Exporthoffnungen zu hegen, heute, wo 
alle Staaten ſich in autarkiſchen Beſtrebungen 
hermetiſch voneinander abzuſchließen verſuchen. 
Gewiß iſt aber, daß — europawirtſchaftlich ge⸗ 
ſehen — dieſe Tendenz in Anbetracht der Fort⸗ 
ſchritte der Menſchheit und in Anbetracht der 
Fortſchritte der Verkehrstechnik als falſch zu be⸗ 
zeichnen iſt und daß ſie zu irgendeiner, hoffentlich 
nicht mehr fernen Zeit, beſtimmt einmal durch 
einen Wiederaufſchwung des freien Handelsver- 
kehres abgelöſt werden wird. Nur von ſolch einer 


Entwicklung kann ſich auch Oberſchleſien Hoffnun⸗ 
gen für die Zukunft verſprechen. 

Von dieſer Hoffnung müßte ſich auch die ober⸗ 
ſchleſiſche Eiſeninduſtrie leiten laſſen, die gegen⸗ 
wärtig in verzweifeltem Kampf um den letzten 
Reſt ihrer Exiſtenzmöglichkeit ringt. In einem 
Mitteleuropa, das keine hemmenden Wirtſchafts⸗ 
grenzen kennen würde, wird in dem Abſatzwett⸗ 
ſtreit der verſchiedenen Produkte ſich nur dasjenige 
Revier behaupten können, das der Ungunſt ſeiner 
verkehrsgeographiſchen Lage die beſſere Qualität 
der Erzeugniſſe gegenüberſtellen kann. Der 
deutſch⸗oberſchleſiſche Arbeiter wird ſeine Tüchtig⸗ 
keit in den Werken der Eiſeninduſtrie, den Ver⸗ 
edlungs- und Verfeinerungsbetrieben, ausnutzen 
können: die Erzeugniſſe dieſer Induſtrie werden 
ungeachtet der Frachtbelaſtung immer ihre Ab— 
nahme im künftigen mitteleuropäiſchen Wirt⸗ 
ſchaftsraum finden können. Es iſt notwendig, auf 
dieſen Gedankengang, möge er auch utopiſch er⸗ 
ſcheinen, ſchon in der Jetztzeit hinzuweiſen. Bei 
klarem Durchdenken der Zukunftsmöglichkeiten 
und der vorausſichtlichen Entwicklung hätte es 
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Strukturänderungen der verkehrsgeographiſchen Abſatzbedingungen. 
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ſonſt nie und nimmer zu dem tief bedauerlichen 
Vorgang kommen dürfen, daß im Jahre 1932 das 
oberſchleſiſche Borſigwerk nach Verkauf ſeiner Pro⸗ 
duktionsquote bis 1952 nach Mitteldeutſchland als 
nutzlos für die neuen Beſitzer abgebrochen wer— 
den ſoll, um die unter der Hütte anſtehenden 
Kohlenflöze abteufen zu können. — Diejer bevor⸗ 
ſtehende Abbruch eines einſt blühenden Werkes 
Oberſchleſiens iſt ein erſchreckendes Warnungs⸗ 
zeichen für das Deutſche Reich! 

Die Kenntnis der wirtſchafts⸗ und verkehrs⸗ 
geographiſchen Beziehungen von Oberſchleſien, der 
bevorſtehenden Bedrohungen der oberſchleſiſchen 
Abſatzlage und der Maßnahmen, die das drohende 
Unheil abwenden ſollen, bildet die Vorausſetzung 
für jede planende Tätigkeit in Oberſchleſien. Auch 
die Arbeiten des Landesplanungsvereins Ober- 
ſchleſiens werden von dieſen Gegebenheiten reſt⸗ 
los beeinflußt. Die Aufgabenſtellung der ober⸗ 
ſchleſiſchen Landesplanung iſt daher — abwei⸗ 
chend vielleicht von anderen Landesplanungsver⸗ 
bänden — zwangsläufig ſo, daß ſie ſich als Teil 
der im Gang befindlichen Wirtſchaftspla⸗ 
nung zu betrachten hat. Erſt auf Grund einer 
ſolchen Auffaſſung iſt es möglich, ſpezielle Arbei⸗ 
ten der Landesplanung in Angriff zu nehmen. 
Dieſe ſpezielle Arbeit beſteht insbeſondere in me⸗ 
thodiſchen Unterſuchungen über die Möglichkeiten 
einer Verbeſſerung der inneren Struktur des 
oberſchleſiſchen Landes. Für die vorliegenden 
zahlreichen Verkehrsprojekte muß die verkehrspoli⸗ 
tiſche Begründung nachgewieſen werden. Der 
Bau neuer Eiſenbahnverbindungen iſt für Ober⸗ 
ſchleſien eine Notwendigkeit, 40% der geſamten 
Provinzfläche ſind weiter als 5 Kilometer vom 
nächſten Bahnhof entfernt. Zwei Bahnprojekte 
(Kandrzin—Gr. Strehlitz und Hindenburg —Beu⸗ 
then) ſtehen durch das Oſthilfegeſetz vor ihrer 
Ausführung; zwei weitere Kleinbahnprojekte 
werden von den zuſtändigen Kreisausſchüſſen be⸗ 
arbeitet. Die Projekte einer Hauptbahnverbin⸗ 
dung Ratibor — Gleiwitz, die eine infolge der 
Grenzziehung beſonders wichtige Verkehrsbedeu⸗ 
tung hat, ſowie einer Nebenbahn Peiskretſcham — 
Keltſch, die ein landwirtſchaftlich reich beſiedeltes 
Gebiet verkehrsmäßig aufſchließen will, werden 
vom Landesplanungsverein einer techniſchen und 
wirtſchaftlichen Unterſuchung im Auftrage der in⸗ 
tereſſierenden Kommunen unterzogen. 

Die eigentliche ſatzungsgemäße Aufgabe des 
Vereins, über die allerdings die Landesplanung 
zwangsläufig durch die Entwicklung der Verhält- 
niſſe hinausgegriffen hat, iſt die Aufſtellung von 
Flächenaufteilungsplänen für die einzelnen Wirt⸗ 
ſchaftsgebiete. Dieſe Flächenausweiſung iſt be⸗ 
ſonders im Gebiet der „Dreiſtädteeinheit“ Beu⸗ 
then Gleiwitz Hindenburg, dem Induſtrie⸗ 
bezirk, ein ſchwierig gelagertes Problem. Erſtes 
Gebot der Wirtſchaftlichkeit iſt es, die wenigen 
noch bei Deutſchland verbliebenen Kohlenvorräte 
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möglichſt reſtlos dem Bergbau zur Verfügung zu 
erhalten. Gegenüber dieſer national-wirtſchaft⸗ 
lichen Forderung müſſen die ſtädtebaulichen Be⸗ 
lange des Induſtriebezirks zurücktreten. Im 
eigentlichen Kernrevier muß die Bebauung auf 
engem Raum zuſammengefaßt werden und darf 
ſich nicht auf die umliegenden Bergbauflächen er⸗ 
ſtrecken, damit dem Bergbau eine wirtſchaftliche 
Ausbeutung der Kohlenflöze möglich iſt; der 
Städtebau dieſer Kommunen wird fi alſo „vers 
tifal“ zu entwickeln haben. Infolgedeſſen find 
die Stadt Beuthen, die Induſtriegemeinden des 
Landkreiſes Beuthen und zum Teil auch die Stadt 
Hindenburg genötigt, den weiteren Wohnungs⸗ 
bedarf ihrer Bevölkerung nicht in den Kommu⸗ 
nalgebieten ſelber, ſondern weit weg am Rande 
des Induſtriebezirks, d. h. am Rande der abbau⸗ 
würdigen Flöze zu befriedigen. Als zweckmäßige 
Standorte dieſer Randſiedlungen ſind die Gebiete 
von Peiskretſcham, Rokittnitz und beſonders Stol⸗ 
larzowitz erkannt worden; ſeit 1923 wird der 
Wohnungsbau in dieſen Gebieten planmäßig und 
ſyſtematiſch fortgeführt, erfreulicherweiſe laſſen 
die Verhältniſſe das Vorherrſchen des Flachbaues 
zu. Der Bau von neuen Verkehrsverbindungen 
im Induſtriebezirk, vor allem von Straßen und 
Straßenbahnen, und die Erhaltung der vorhan⸗ 
denen Grünflächen bedingen ebenfalls Rückſicht⸗ 
nahme auf die Belange des Bergbaus, der der 
Hauptarbeitgeber der Induſtriebevölkerung iſt. 
Die Grundfrage bei der Aufſtellung des Flächen⸗ 
aufteilungsplanes für den Induſtriebezirk iſt aber 
noch nicht beantwortet, und das iſt die Frage, ob 
die Zukunft dieſes Induſtriebezirks weiter ge- 
ſichert iſt und ob nicht vielleicht unabhängig von 
der jeweiligen Konjunktur in Deutſchland ein 
Niedergang des oberſchleſiſchen Induſtriebezirks 
zu erwarten iſt. Dieſe Frage iſt es auch, die zu 
dem gewiß berechtigten Antrag einer oberſchleſi⸗ 
ſchen Großſtadt an den Landesplanungsverein ge⸗ 
führt hat, zu unterſuchen, ob die zurzeit im In⸗ 
duſtriebezirk herrſchende Arbeitsloſigkeit ſtruk⸗ 
turell oder konjunkturell begründet ſei. 

Dieſe Befürchtungen der oberſchleſiſchen Indu⸗ 
ſtriekommunen begründen ſich einmal natür⸗ 
lich auf die allgemeinen verkehrsgeographiſchen 
Beziehungen der Provinz, dann aber auch auf die 
Tatſache, daß ſeit kurzem die Niederlaſſung von 
neuen induſtriellen Betrieben nicht mehr im In⸗ 
duſtriebezirk erfolgt, ſondern an günſtigeren für 
den Abſatz beſſer geeigneten Standorten. Der 
alte Grundſatz in Deutſchland, daß Erz zur Kohle 
wandere, hat ſich, wenigſtens in Oberſchleſien, da⸗ 
hin gewandelt, daß nicht mehr die Rohſtoffbaſis, 
ſondern die Verkehrsbaſis als wichtigere Stand- 
ortseigenſchaft in Erſcheinung tritt. Die Zink⸗ 
hütte der Gieſche-Verwaltung, die die oberſchleſi⸗ 
ſchen Zinkerze verhüttet, iſt im Jahre 1928 nicht 
in Oberſchleſien errichtet worden, ſondern in 
Magdeburg, an dem Schnittpunkt der Elbe mit 
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dem zukünftigen Mittellandkanal. Auch in Ober⸗ 
ſchleſien macht ſich eine ſolche Wanderung der In⸗ 
duſtrie bemerkbar. 1928 begannen die Vorarbei⸗ 
ten für den Bau eines Großkraftwerkes bei Coſel 
an der Oder; 1930 errichtete die Gräfl. Schaff⸗ 
got'ſche Verwaltung eine große Kokerei in Deſcho⸗ 
witz an der Oder; 1931 begann die tſchechiſche 
Schuhwarenfabrik Bata mit dem Bau ihrer erſten 
Fabriken und Wohnhäuſer in Ottmuth an der 
Oder, das Bauprogramm von Bata ſah urſprüng⸗ 
lich ſogar die Errichtung einer Stadt von 40 000 
Einwohnern innerhalb 5 Jahren vor. Weitere 
induſtrielle Niederlaſſungen an der Oder dürften 
eine Frage der Konjunktur ſein. Der Landes⸗ 
planungsverein beobachtet dieſe Entwicklung auf 
das aufmerkſamſte; es erweiſt ſich als notwendig, 
für dieſes neue in Entwicklung kommende Wirt⸗ 
ſchaftsgebiet des „Mittleren Odertales“ rechtzeitig 
die Grundſätze einer ſpeziellen Landesplanung an⸗ 
zuwenden und einen vorausſchauenden Flächen⸗ 
aufteilungsplan aufzuftellen. — Eine gleiche Be⸗ 
handlung erfährt ebenfalls ſchon jetzt das Gebiet 
des „Oberen Odertales“ mit dem Wirtſchafts⸗ 
gebiet Ratibor, das von dem Bau des Oder— 
Donau-Kanals einen nachhaltigen entſcheidenden 
Aufſchwung erwarten kann. 

Das aus der Umſtellung im Arbeitsprozeß 
überall in Deutſchland entſtandene Problem der 
Umſiedlung berührt auch die oberſchleſiſche Pla⸗ 
nung. In Form der vorſtädtiſchen Kleinſiedlung 
mit Landzulage können — und das ſollte gemein⸗ 
hin Ueberzeugung aller verantwortlichen Stellen 
ſein — nur ſolche Arbeiter angeſiedelt werden, die 
ſpäter bei Beſſerwerden der Konjunktur wieder 
Ausſicht haben, in ihren alten Arbeitsſtätten be⸗ 
ſchäftigt zu werden, wenn auch vielleicht nur in 
Kurzarbeit oder Halbſchicht. Infolgedeſſen ſind 
dieſe Kleinſiedler ſpäter auf einen Pendelwan⸗ 
dererverkehr angewieſen, eine Tatſache, die be⸗ 
ſtimmend für die Auswahl der zweckmäßigen 
Kleinſiedlungsflächen iſt. — Die ländliche Sied⸗ 
lung in Oberſchleſien trifft zwar auf ungeheuren 
Latifundienbeſitz weniger Großgrundbeſitzer, doch 
befindet ſich dieſer der Siedlungstätigkeit viel⸗ 
leicht zur Verfügung ſtehende Beſitz faſt durchweg 
auf den ſchlechten Böden der rechten Oderſeite; 
auf den guten Lößböden der Leobſchütz⸗Neuſtädter 


Gegend iſt der bäuerliche Beſitz ſchon jetzt vor⸗ 
wiegend. Mit Rückſicht auf die ungünſtigen Ver⸗ 
kehrsverhältniſſe, die Bodenbeſchaffenheit und die 
zum Teil recht ſchwierigen Abſatzverhältniſſe ſind 
daher genaueſte Feſtſtellungen aller Standorts⸗ 
bedingungen vor jeder einzelnen neuen Beſied⸗ 
lung notwendig, um Rückſchläge zu vermeiden. 
In Zuſammenarbeit mit Siedlungsträgern und 
Behörden hat ſich der Landesplanungsverein die 
planmäßige Bearbeitung des oberſchleſiſchen Sied- 
lungswerkes zur Aufgabe gemacht; ein Provin⸗ 
zialſiedlungsplan ſoll das Ergebnis dieſer Ar- 
beiten ſein. 

Die oberſchleſiſchen Siedler ſind in erſter Linie 
Landwirte und daher in ihrem Wohlergehen von 
der Geſamtlage der oberſchleſiſchen Landwirtſchaft 
abhängig. Dieſe Landwirtſchaft wird von dem 
Gelingen der agrarpolitiſchen Maßnahmen, die 
jetzt für den geſamten deutſchen Oſten in Vorbe- 
reitung ſind und einen gewiſſen planwirtſchaft⸗ 
lichen Charakter tragen, ebenfalls natürlich Nutzen 
ziehen. Aber die oberſchleſiſche Landwirtſchaft 
wird ſtets in großem Maße von dem Wohlergehen 
der oberſchleſiſchen Induſtrie abhängig ſein, denn 
landwirtſchaftlich betrachtet, iſt Oberſchleſien im 
allgemeinen als autarkes Gebiet anzuſprechen, die 
landwirtſchaftliche Produktion iſt faſt nur auf die 
oberſchleſiſche Konſumentenſchaft angewieſen. Auch 
die oberſchleſiſche Landwirtſchaft hat alſo das 
größte Intereſſe an dem Wohlergehen der Indu= 
ſtriebevölkerung und damit an der Beſſerung der 
verkehrsgeographiſchen Beziehungen. 


Wilhelm Volz ſagt zum Schluß ſeines Werkes 
„Die Oſtdeutſche Wirtſchaft“: „Die Struktur un⸗ 
ſerer Wirtſchaft entſpricht nicht mehr den alten 
und noch nicht den neuen Verhältniſſen des Raus 
mes und der Lage ...“ Gewiß wird ſich auch 
die oberſchleſiſche Wirtſchaft dieſem Satz entſpre— 
chend umſtellen müſſen und wird dem neuen 
Raum Rechnung tragen. Aber niemals wird 
ſich Oberſchleſien mit der Struktur ſeiner verkehrs⸗ 
geographiſchen Lage abfinden können, aus Grün⸗ 
den der Selbſterhaltung wird die oberſchleſiſche 
Wirtſchaft nach einer Beſſerung dieſer Lage ſtre— 
ben müſſen. Ihr darin zu helfen, iſt die Aufgabe 
der oberſchleſiſchen Landesplanung. 


Amſchau 


Vauwirtſchaft 
und Wohnungsfürſorgegeſellſchaften 


Uebereinſtimmungen in den wohnungs⸗ 
politiſchen Gegenwartsforderungen. 


Das Ziel der Wohnungs- und Siedlungspolitik 
iſt, für alle Deutſchen geſunde, arbeits- und ernäh⸗ 
rungspolitiſch zweckmäßig gelegene Wohnungen zu 
ſchaffen und dabei die Bau⸗ und Wohnungswirt⸗ 


73 


ſchaft in einem Rahmen und in Formen zu ent⸗ 
wickeln, daß ſie dienendes Glied der Geſamtwirt⸗ 
ſchaft iſt. Dieſes Ziel kann nur erreicht werden, 
wenn die Mittel und der Weg zu dieſem Ziel ſo 
gewählt werden, daß Wohnen und Bauen nicht 
vorwiegend konſumtive, ſondern vor allem volks⸗ 
wirtſchaftlich belebende Wirkungen haben. 

Man iſt und war ſich immer darüber einig, daß 
die Zwangswirtſchaft und ihre Folgen das fon- 


ſumtive Moment im praktiſchen Ergebnis in den 
Vordergrund rückten. Darum war die Zwangs⸗ 
wirtſchaft immer nur als Uebergang gedacht zu 
dem heute unumſtrittenen Ziel einer im Rahmen 
der ſozialen Notwendigkeiten freien Wirtſchaft im 
Wohnungsbau. Eine entſprechende Löſung iſt bei 
den Entſcheidungen über die Wohnweiſe zu 
ſuchen; die kulturellen Forderungen müſſen mit 
den allgemeinen wirtſchaftlichen Notwendigkeiten 
in Einklang gebracht werden. Nur dann können 
die Inhaber der neuen Wohnungen als Mieter 
ihre Miete zahlen oder als Eigentümer ihre Ver⸗ 
bindlichkeiten erfüllen, damit im Ergebnis das im 
Wohnungsbau inveſtierte Kapital der allgemei⸗ 
nen Wirtſchaft wieder zugeleitet und von dieſer 
in einem ewigen Kreislauf wieder fruchtbringend 
angelegt werden kann. 

Dieſe klare Zielſetzung in der 
Richtung der freien Wirtſchaft darf 
aber nicht, losgelöſt von der kata⸗ 
ſtrophalen Gegenwartslage, die 
Notwendigkeiten einer planmäßi⸗ 
gen und öffentlichen Förderung der 
Wohnungswirtſchaft verkennen, die 
unerläßlichſind, um eine freie Woh- 
nungsbauwirtſchaft überhaupt in 
Gang zu bringen und in vertret⸗ 
baren Bahnen zuhalten. Wenn von den 
beiden zum Bau notwendigen Mitteln, Kapital 
und Arbeit (außer den Urſtoffen), anlagebereites 
Kapital für den Wohnungsbau nicht vorhanden 
iſt, dagegen Arbeit und wirtſchaftlich gerechtfertig⸗ 
ter Bedarf den Bau von Wohnungen fordern, 
dann muß durch öffentliche Hilfe zur Vermeidung 
eines größeren Schadens ein Ausweg geſchaffen 
werden. Dies iſt der Grundgedanke der geſamten 
ſtaatlichen Unterſtützungspolitik in der Woh⸗ 
nungswirtſchaft geweſen. Dieſer Grundgedanke 
hat auch heute noch ſeine uneingeſchränkte Gel- 
tung behalten, wenngleich die Mittel zu dieſer 
Unterſtützung beſchränkt und zum Teil anderer 
Art ſind. Daß immer, wenigſtens für die Woh— 
nungen der Minderbemittelten, eine ſtaatliche 
Hilfe notwendig iſt, zeigen die Erfahrungen nicht 
nur in Deutſchland vor und nach dem Kriege, 
ſondern auch in allen anderen Ländern Europas.“) 
In dieſem Zweig der Wohnungswirtſchaft wer- 
den daher ſtaatliche Hilfe und Einwirkung immer 
unerläßlich ſein, falls nicht die freie Wirtſchaft 
in einen Zuſtand keiner Wirtſchaft führen ſoll. 

Dies find die Grundgedanken der wohnungs— 
politiſchen Forderungen, die von den Wohnungs⸗ 
fürſorgegeſellſchaften, die nichts mehr und nichts 
weniger als eine notwendige Ergänzung zu denen 
der freien Bau⸗ und Wohnungswirtſchaft ſein 
ſollen und wollen, immer wieder vertreten und 
in ihren praktiſchen Arbeiten beachtet wer— 


) Vgl. die Verhandlungen des intern. Wohnungs⸗ 
kongreſſes, Berlin 1931. 
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den. Es iſt daher für dieſe Geſellſchaften eine 
Genugtuung, feſtſtellen zu können, daß die freie 
Bauwirtſchaft ſich jetzt auch zu dieſen Forderun⸗ 
gen bekannt hat. Die Fachgruppe Bau⸗ 
induſtrie Berlin hat in ihren vor wenigen 
Tagen dem Herrn Reichskanzler unterbreiteten 
Vorſchlägen zur Förderung des Wohnungsbaues 
alle vorgenannten Grundgedanken 
der Wohnungspolitik zu ihren eige⸗ 
nen gemacht. Nicht nur in dem bisher behan⸗ 
delten Ziele, ſondern auch in der Wahl der Mittel 
und des Weges iſt eine ſo ſtarke Annäherung an 
die Forderungen der Wohnungsfürſorgegeſell— 
ſchaften, der anderen Organe ſtaatlicher Woh⸗ 
nungspolitik und der gemeinnützigen Bauvereini⸗ 
gungen erfolgt, daß man heute im allgemeinen 
von einer Uebereinſtimmung der beteiligten 
Kreiſe in den wohnungspolitiſchen Gegenwarts⸗ 
forderungen ſprechen kann. 

In zwei grundſätzlichen Fragen ſtehen ſich die 
Auffaſſungen allerdings noch gegenüber. Einmal 
will die Bauwirtſchaft die uneingeſchränkte Herr⸗ 
ſchaft der Privatwirtſchaft im Wohnungsbau, 
während wir die Sorge für das Wohnbedürfnis 
der gegenüber dem privatwirtſchaftlichen Indi⸗ 
vidualſtreben ſchutzloſen Minderbemittelten als 
Daueraufgabe des Staates betrachten. Das Ziel 
dieſer ſtaatlichen Wohnungspolitik iſt der Aus⸗ 
gleich zwiſchen dem privatkapitaliſtiſchen Intereſſe 
des Hauseigentümers und dem begründeten 
Wohnbedürfnis des Mieters. Ein ſoziales 
Mietrecht muß daher den Ausgleich ſchaffen. 
Dazu gehört auch eine Beeinfluſſung der Miet⸗ 
zinsbildung für die Fälle, in denen die Privat- 
wirtſchaft Wege geht, die den ſozialen Erforder⸗ 
niſſen des Gemeinſchaftslebens widerſprechen. 

Im Augenblick aber ſtehen gegenüber dieſen 
beiden grundſätzlichen Fragen eine Reihe woh- 
nungspolitiſcher Gegenwartsforderungen im Vor⸗ 
dergrunde, die einer ſchnellen Löſung entgegen⸗ 
geführt werden müſſen. In dieſen Zeitfragen 
beſteht volle Uebereinſtimmung zwiſchen 
den Vertretern einer ſtaatlichen Wohnungspolitik 
und der Privatwirtſchaft. 

So kann die Forderung der Bauwirtſchaft, die 
Hypothekenbanken und die privaten und öffent⸗ 
lichen Verſicherungsträger zu veranlaſſen, nach 
dem Vorbilde der Preußiſchen Landespfandbrief⸗ 
Anſtalt und der Deutſchen Wohnſtätten- und Hy⸗ 
pothekenbank A.⸗H. — und wir möchten hinzu⸗ 
fügen: auch zahlreicher Sparkaſſen — zur Finan⸗ 
zierung kleiner Häuſer auch Hypotheken von 
RM 3000,— bis 5000,— zu geben, nicht kräftig 
genug unterſtrichen werden. Immer wieder haben 
die Wohnungsfürſorgegeſellſchaften darauf hinge⸗ 
wieſen, daß die Abneigung der Realkreditinſtitute 
gegen die Beleihung kleiner Objekte die Erſtel⸗ 
lung von Eigenheimen ungeheuer erſchwert. Da⸗ 
bei lehrt die Erfahrung, daß gerade das Eigen⸗ 
heim als Beleihungsobjekt ein Höchſtmaß an 


Sicherheit gewährt, und daß für die Erſtellung 
von Eigenheimen ungeahnte Mengen von Eigen⸗ 
kapital flüſſig gemacht werden — man denke nur 
an die Erfolge der Bauſparkaſſen! — die für 
andere Formen des Wohnungsbaus der Bauwirt⸗ 
ſchaft niemals zufließen würden. — Während der 
Drucklegung erfahren wir, daß die Reichsregie— 
rung 20 Millionen RM als Darlehen für kleine 
Eigenhäuſer bereitſtellen wird. Es ſollen Hypo⸗ 
theken von etwa 1000 bis 2000 RM gegeben wer⸗ 
den, die zu 5 v. H. zu verzinſen und zu einem noch 
feſtzuſetzenden Satz zu tilgen ſind. Die Reſtfinan⸗ 
zierung ſoll aus Eigenmitteln und unter Aus⸗ 
nutzung der örtlichen Kreditquellen erfolgen. Die 
Häuſer ſollen nicht über 6000 RM koſten. Nach 
Veröffentlichung der Richtlinien, die in Kürze er⸗ 
folgen ſoll, werden wir zu dieſer für die Belebung 
des Wohnungsbaus ſo wichtigen Maßnahme 
ausführlich Stellung nehmen. 

„Noch dringender als die Löſung der Frage des 
erſtſtelligen Hypothekarkredits erſcheint diejenige 
des nachſtelligen, da hierfür zurzeit kaum Mittel 
aufzutreiben ſind.“ So ſchreibt die Fachgruppe 
Bauinduſtrie, und ſo lautet die Forderung der 
Wohnungsfürſorgegeſellſchaften ſchon ſeit Jahren. 
Der Verſuch des Preußiſchen Staates, die Frage 
des nachſtelligen Realkredits mit der Preußiſchen 
Wohnungskreditanſtalt der Löſung näher zu brin⸗ 
gen, wird von der Bauwirtſchaft grundſätzlich ge⸗ 
billigt, aber noch nicht für ausreichend erachtet. 

Auch die Forderung der Bauwirtſchaft, den 
Wohnungsbau vorübergehend in das Gebiet der 
wertſchaffenden Arbeitsloſenfürſorge einzube⸗ 
ziehen, um ſo die durch die Beſchäftigung von Ar⸗ 
beitsloſen erſparten Anterſtützungsgelder in 
irgendeiner Form als Finanzierungshilfe zu ver⸗ 
wenden, iſt immer wieder von den Wohnungsfür⸗ 
ſorgegeſellſchaften an die Regierungsſtellen ge⸗ 
richtet worden. x l 

Der Appell der privaten Bauwirtſchaft an die 
Reichsregierung, dem Wohnungsbau in dem ge⸗ 
ſamten Wirtſchaftsprogramm die Beachtung zu 
ſchenken, die ihm als einem wichtigen Glied der 
Geſamtwirtſchaft zukommt, kann daher nicht 
warm genug begrüßt und unterſtützt werden. Der 
bekannte Einwand, es ſtünden Wohnungen leer, 
darf nicht zu Zweifeln an der Berechtigung dieſer 
Forderung Anlaß geben, denn es gibt trotz des 
leerſtehenden Wohnraums immer noch eine Woh⸗ 
nungsnot. Die veränderte wirtſchaftliche Lage hat 
lediglich Bedürfniſſe verſchoben und nicht gedeckt. 
Darum beſteht die Aufgabe der künftigen Woh⸗ 
nungspolitik in erſter Linie in der Anpaſſung 
des Wohnungsangebots an die veränderte Nach⸗ 
frage, demnach in der Schaffung billiger Klein⸗ 
wohnungen in Eigenheimen und kleinen Miet- 
häuſern mit Garten, ſowie in der Zerlegung von 
Großwohnungen in den möglichen Grenzen. 
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Landwirtſchaft und Landͤſiedlung 


Der Reichsernährungsminiſter, Freiherr von 
Braun, hat in zwei Reden, vor der Vollverſamm⸗ 
lung des Bayeriſchen Landwirtſchaftsrats in 
München und auf dem Verbandstage der Raiff- 
eiſengenoſſenſchaften in Breslau, der deutſchen 
Agrarpolitik eine neue Zielſetzung gegeben. Das 
Kernſtück des Agrarprogramms iſt die Kontin⸗ 
gentierung der Einfuhr von landwirtſchaftlichen 
Erzeugniſſen. Deutſchland ſoll mit allen Kräften 
die Vorausſetzungen für den Wiederaufbau der 
bäuerlichen Wirtſchaft, vor allem die Stärkung 
der Kaufkraft der Landwirtſchaft, durch Ausbau 
des Binnenmarktes ſchaffen. Durch dieſe Maß— 
nahme will die Reichsregierung „eine Handels- 
politik einleiten, die bei aller Rückſicht auf die 
Arbeitsloſenfrage in der Exportinduſtrie auch der 
deutſchen Landwirtſchaft wieder ihren Platz an 
der Sonne verſchafft.“ 

Der in der Münchener Rede verkündete Teil 
des Programms iſt bereits Geſetz geworden. 
Neben den handelspolitiſchen Maßnahmen behan⸗ 
deln die neuen Beſtimmungen vor allem den 
Schutz für landwirtſchaftliche Schuldner, der zum 
Unterjhied gegenüber den Oſthilfemaßnahmen 
auf die geſamte Landwirtſchaft ausgedehnt iſt. 
Alle landwirtſchaftlichen Betriebe haben nunmehr 
die Möglichkeit, mit ihren Gläubigern in Ber- 
handlungen über eine Regelung der Schulden 
einzutreten, ſobald Gefahr beſteht, daß die ver- 
ſchuldeten Betriebe nicht bis zur Ernte 1933 
ordentlich bewirtſchaftet werden können. Vor 
allem iſt die Möglichkeit zur Zwangsverſteigerung 
landwirtſchaftlicher Grundſtücke über die Vor⸗ 
ſchriften der Notverordnungen vom 8. 12. 31 und 
14. 6. 32 hinaus ſtark eingeengt worden. An⸗ 
dererſeits geben die neuen Verordnungen den 
Gläubigern das Recht zur Zwangsverſteigerung, 
wenn der Schuldner trotz der erneuten Herab⸗ 
ſetzung der Zinſen mit den laufenden Zahlungen 
in Verzug kommt. Im Ergebnis können heute 
landwirtſchaftliche Kredite nur noch in geringem 
Umfange gekündigt und zwangsweiſe eingezogen 
werden. Da außerdem die Aktion für die Sen⸗ 
kung der landwirtſchaftlichen Zinſen und das be⸗ 
ſondere Entſchuldungsverfahren nicht ohne erheb⸗ 
liche Opfer der Kreditgeber wird durchgeführt 
werden können, wird man für die nächſten Jahre 
die zur Hebung des landwirtſchaftlichen Kredits 
ſo notwendige Bildung neuen Vertrauens noch 
nicht erhoffen dürfen. 

Die Oſthilfe politik, die durch das zu- 
nächſt nur als kurze Uebergangsmaßnahme ge⸗ 
dachte Sicherungsverfahren und die weitgehende 
Konſervierung des vorhandenen Beſitzſtandes 
kurz gekennzeichnet iſt, hat ſo umfaſſende Läh⸗ 
mungserſcheinungen ganzer Wirtſchaftsgebiete mit 
ſich gebracht, daß man einſtweilen der Innen⸗ 
marktpolitik noch keine wirtſchaftsbelebende Wir⸗ 
kung zuzuſprechen vermag. Auf lange Sicht dürfte 


es nicht nützlich fein, einen Berufsſtand aus dem 
geſamten Wirtſchaftsgefüge herauszuheben und 
bevorzugt zu behandeln. 

Alle Welt wartet ſeit Monaten mit Spannung 
darauf, daß wenigſtens das Sicherungsver⸗ 
fahren für die nicht entſchuldungsfähigen Güter 
aufgehoben wird, damit ſie einer wirtſchaftlichen 
Verwendung zugeführt werden können, vor allem 
der Siedlung, ſoweit ſie dafür geeignet ſind. Man 
wird nicht jagen können, daß die Rede des Reichs⸗ 
ernährungsminifters über „Oſthilfe und 
Siedlung“ in Breslau dieſe Spannung 
zu löſen geeignet iſt. Es iſt richtig, daß „die 
Siedlung eine Arbeit auf lange Sicht iſt.“ Es 
iſt zutreffend, daß ſie „der Geduld bedarf“. Aber 
gerade jo ſchwierige Maßnahmen wie die Gied- 
lung können nur durchgeführt werden, wenn ge= 
handelt wird, zwar mit Bedacht, aber zur 
rechten Zeit. Der Reichsernährungsminiſter 
verweiſt darauf, daß die Deutſche Siedlungsbank 
von Januar bis 30. Septbr. 1932 rd. 65 Mill. RM 
Siedlungskredite gegeben hat, im Vorjahre da⸗ 
gegen nur 61% Millionen RM in derſelben Zeit. 
Vom 1. 1. bis 31. 5. 32 wurden 35 000 Hektar 
Siedlungsland angekauft und auf ihnen 3575 
Siedlerſtellen geſchaffen, vom 1. 6. bis 30. 9. 32 
ſind 29 400 Hektar angekauft mit 2665 Stellen. 

Es iſt erfreulich, daß dieſe Zahlen die in der 
Oeffentlichkeit vielfach verbreitete Auffaſſung von 
einem Rückſchritt der Siedlung als unbegründet 
erſcheinen laſſen. Bei dieſer Sachlage iſt es im⸗ 
merhin auffallend, daß die Reichsregierung, die 
ihre Siedlungsfreundlichkeit immer wieder be— 
tont, durch ihre zuſtändigen Miniſter ſich in der 
Oeffentlichkeit dagegen verwahren muß, daß von 
einem „Stillſtand in der Siedlung“ geſprochen 
wird. 

Die Vorkämpfer des Siedlungsgedankens wer⸗ 
den ihre Erwartungen auch jetzt noch nicht zu hoch 
ſpannen dürfen, wenn ſie in dieſem Zuſammen⸗ 
hang nur hören, daß „bei der Weiterführung der 
landwirtſchaftlichen Siedlung die Güter eine ge⸗ 
wiſſe Rolle ſpielen werden, die aus dem Siche⸗ 
rungsverfahren entlaſſen werden müſſen.“ 


Eine Hoffnung für die Siedlung bedeutet aber 
die klare Feſtſtellung des Miniſters, daß eine Ent- 
ſchuldung vieler Betriebe überhaupt nur möglich 
iſt, wenn Teile der Landfläche abgetrennt und für 
die Zwecke der Siedlung verwendet werden. Nach 
der Siedlungserfahrung hat es ſich allerdings 
bisher nicht als zweckmäßig herausgeſtellt, die 
Teil ſiedlung als Mittel der Sanierung eines 
Großbetriebes zu wählen. Der Großbetrieb bleibt 
dann in der Regel mit einem zu hohen Gebäude— 
kapital belaſtet, und das im Trennſtück beſtehende 
Siedlungsland iſt zu teuer, wenn aus den Erlöſen 
die auf dieſe Teilfläche entfallenden Belaſtungen 
gedeckt werden ſollen. Wird nicht in ſolchen Fäl⸗ 
len die Totalſiedlung oft vorzuziehen ſein? 

Erfreulich iſt die Ankündigung, daß zum Zwecke 
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der Landbeſchaffung für die Siedlung vielleicht 
der preußiſchen Domänenfiskus ſiedlungsfähige 
Domänen im Austauſch gegen geeigneten Wald⸗ 
beſitz aus dem Entſchuldungsverfahren zur Ver⸗ 
fügung ſtellen wird. 

Nach der Geſamtlage wollen wir darum die 
Hoffnung immer noch nicht aufgeben, daß die 
Vorausſetzungen für eine wirtſchaftlich geſunde 
Siedlung in einem der nächſten Geſetzeswerke ge⸗ 
ſchaffen werden. Daß dabei auch daran gedacht 
wird, zur Beſſerung der Lage der ſeit der Infla⸗ 
tion angeſetzten Siedler die Jahresleiſtungen mit 
Wirkung vom 1. 7. 32 ab von 5 auf 3%% für 
2 Jahre zu ermäßigen, zeigt, daß auch die Reichs⸗ 
regierung als den leitenden Grundſatz des Sied- 
lungsverfahrens die dauernde Kriſenfeſtigkeit der 
Siedler praktiſch anerkennt. 


Diskontſenkung und Kredit 

Der Reichsbankdiskont iſt nach Beſeitigung der 
bisher entgegenſtehenden internationalen Hinder⸗ 
niſſe mit Wirkung ab 22. September auf 4% ge⸗ 
ſenkt worden, einen Satz, der zuletzt im Jahre 
1930 (vom 21. Juni bis 8. Oktober) in Kraft 
war. Damit hat der Diskont wieder den tiefſten 
Stand ſeit der Währungsſtabiliſierung erreicht. 
Das Reichsbankdirektorium begründet den Be⸗ 
ſchluß über die Diskontſenkung damit, daß der 
deutſchen Wirtſchaft auch von der Zinsſeite her 
jede nur mögliche Erleichterung zu gewähren ſei. 
Die Diskontſenkung der Reichsbank bedeutet den 
Beginn eines neuen Zinsabbaus in 
der Wirtſchaft, zumal der Bankrate alle Zinsſätze 
folgen müſſen, die ſyſtematiſch an den Reichsbank⸗ 
diskont gebunden ſind. Andererſeits ergibt ſich 
aus der Diskontſenkung eine Entlaſtung der 
Reichskaſſe, da mit der Herabſetzung der Diskont⸗ 
rate die Zinsverpflichtungen des Reiches aus 
Schatzwechſeln und Schatzanweiſungskrediten eine 
entſprechende Minderung erfahren. Nach Feſt⸗ 
ſtellungen des Inſtituts für Konjunkturforſchung 
bedeutet die Diskontſenkung für die Wirtſchaft 
eine Verminderung der jährlichen Zinslaſt um 
rd. 200 Mill. RM — 3 v. H. der geſamten bisher 
aufzubringenden Zinsjumme. Wenn man be⸗ 
denkt, daß der ſogenannte „Bankengrundzins“, 
auf den die Darlehnskoſten aufbauen, ſeit 1932 
nicht mehr 2%, ſondern nur noch 1% über dem 
Reichsdiskont feſtgeſetzt iſt, ſo wird die wirkungs⸗ 
volle Entlaſtung der Wirtſchaft durch die bis⸗ 
herigen Maßnahmen der Zins- und Währungs⸗ 
politik offenbar. So kann man insgeſamt auf 
dem deutſchen Geldmarkt eine Beruhigung feſt⸗ 
ſtellen, die u. a. ihren Ausdruck im ſtarken Rück⸗ 
gang des Geldumlaufs findet. Danach iſt zu ver⸗ 
muten, daß die Notenhortung nachgelaſſen hat 
und neues Vertrauen zur Sicherheit des deutſchen 
Geld⸗ und Kreditmarktes ſich zu bilden beginnt. 
Die Kreditpolitik der Reichsbank kann daher auf 
einen beachtlichen Erfolg zurückblicken. 


Leider macht ſich dieſe wirtſchaftserleichternde 
und vertrauenbildende Tendenz auf dem Real⸗ 
kreditmarkt noch wenig oder faſt garnicht bemerk⸗ 
bar. Die Gründe für dieſe Erſcheinung dürften 
vor allem in der bisherigen Anſicherheit in der 
Frage zur Zinsſenkung zu ſuchen ſein. Nur wenn 
dieſe Frage, wie es jetzt wohl von den im Einfluß 
überwiegenden Wirtſchaftskreiſen gefordert wird 
und nach der bisherigen Wirtſchaftspolitik der 
Reichsregierung zu erwarten iſt, dahin entſchieden 
wird, daß ohne Gewalteingriffe in die Wirtſchaft 
eine allmähliche Senkung der Zinſen weiterhin 
erſtrebt und gefördert wird, dürfte auch auf eine 
allmähliche Belebung des Hypotheken- und Pfand⸗ 
briefgeſchäfts zu hoffen ſein. Ob dieſe Belebung 
aber anhalten wird, wird davon abhängen, in⸗ 
wieweit es möglich iſt, der Wirtſchaft von der 
Arbeitsmarktſeite her eine anhaltende Entlaſtung 
und damit eine Stabilität zu gewähren. 


Ablehnung der „bargeldloſen“ Arbeits⸗ 

gemeinſchaften und Ausgleichs kaſſen 

Die in der Provinz Oberſchleſien gegründete 
„Arbeitsgemeinſchaft Oberſchleſien“ hat ſich zur 
Aufgabe geſetzt, gemeinnützige öffentliche Arbeiten 
durchzuführen. Zu dieſem Zweck iſt ein beſon⸗ 
derer Scheckverkehr unter den Mitgliedern der 
Arbeitsgemeinſchaft herausgebildet worden, der 
in ſeiner äußeren Handhabung keine auffallenden 
Anterſchiede gegenüber dem bei den Banken und 
Girokaſſen üblichen Scheckverkehr aufweiſt. Der 
weſentliche innere Anterſchied beſteht aber darin, 
daß den von der Arbeitsgemeinſchaft ausgeſtellten 
„Schreiblingen“ kein echtes „Guthaben“, d. h. 
eine Forderung in Geld, gegenüberſteht. Dieſe 
Schreiblinge werden von der Arbeitsgemeinſchaft, 
die als Träger der Arbeiten auftritt, für geleiſtete 
Arbeiten oder Lieferungen ausgegeben. Der Ar⸗ 
beiter und der Lieferant (kleinere Unternehmer) 
bezahlen dann die während der Woche entnomme⸗ 
nen Waren am Wochenende in einem mit der 
Arbeitsgemeinſchaft in Beziehung ſtehenden Ge⸗ 
ſchäft oder mehreren Geſchäften durch Ausſtellung 
eines weiteren Schecks auf die Arbeitsgemein⸗ 
ſchaft. Wenn der Empfänger den Scheck der Ar⸗ 
beitsgemeinſchaft präſentiert, ſo wird der Scheck⸗ 
betrag dem Empfänger bei der Arbeitsgemein⸗ 
ſchaft zu 98% (2% Skonto werden abgezogen) 
gutgeſchrieben und der Ausſteller des Schecks wird 
mit 100% belaſtet. 

Dieſes Verfahren hat in weiten Kreiſen Be⸗ 
achtung gefunden und wird oft zur Nachahmung 
empfohlen als ein Patentmittel zur Löſung des 
Problems des überſchießenden Arbeitsangebots 
in unſerem Volke und des Fehlens der entſpre⸗ 
chenden Kaufkraft. 

Die Reichsbank hat bereits im Auguſt in einem 
Schreiben zum Ausdruck gebracht, daß ſie den 
Plan der „Arbeitsgemeinſchaft Oberſchleſien“ 
nicht zu billigen vermöge, „da er auf die Schaf⸗ 
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fung einer Art Notgeld hinausläuft und nicht ge⸗ 
eignet iſt, die von ihm erwarteten wirtſchaftlichen 
Ergebniſſe herbeizuführen, vielmehr dazu bei⸗ 
tragen dürfte, auf dem Gebiete des Geld- und 
Währungsweſens neue Schwierigkeiten und Un⸗ 
ruhe zu erzeugen“. Es verlautet auch, daß der 
Preußiſche Miniſter für Handel und Gewerbe die 
ihm unterſtellten Dienſtſtellen angewieſen habe, 
die Pläne der Arbeitsgemeinſchaft nicht zu unter⸗ 
ſtützen und ihnen entgegen zu treten. Auch das 
Reichswirtſchaftsminiſterium hat ſich mit der An⸗ 
gelegenheit befaßt und in gleichem Sinne an die 
Länder geſchrieben. Endlich hat der kommiſſariſche 
preußiſche Innenminiſter Dr. Bracht im Erlaß 
vom 27. 9. 1932 die Gemeinden und Gemeindever⸗ 
bände angewieſen, die Mitarbeit an dem Ver⸗ 
fahren von bargeldlos arbeitenden Arbeitsge⸗ 
meinſchaften und Ausgleichskaſſen ſofort aufzu⸗ 
geben. Neue Beteiligungen ſollen nicht mehr ge= 
nehmigt werden. Als Uebergangsregelung iſt vor⸗ 
geſchrieben, daß durch dieſe Anordnung die Durch⸗ 
führung bereits in Angriff genommener, wert⸗ 
voller volkswirtſchaftlicher Arbeiten möglichſt nicht 
durchkreuzt werde, ſondern vielmehr verſucht 
werde, die Arbeiten in das Verfahren der Ar- 
beitsfürſorge zu überführen. 

Dieſe Haltung der Reichsbank und der Behör⸗ 
den muß aus den angedeuteten währungspoliti⸗ 
ſchen Bedenken gebilligt werden, ſelbſt wenn es 
auf dieſe Weiſe nicht möglich gemacht werden 
kann, die ideellen Beſtrebungen der Arbeitsge- 
meinſchaft durch Selbſthilfe zur Arbeitsbeſchaffung 
beizutragen, in die Wirklichkeit umzuſetzen. Die 
mit dem Verfahren verbundene Unficherheit, die 
in der Werterhaltung der ausgegebenen Schreib⸗ 
linge ihren beſonderen Ausdruck findet, mußte 
zu dieſer ablehnenden Haltung führen. Durch 
Selbſthilfe läßt ſich der wirtſchaftliche Wert der 
von der Arbeitsgemeinſchaft ausgegebenen Schecks 
nicht erhalten. Staatshilfe kann dieſe Selbſthilfe 
nicht erſetzen, denn nach der Erfahrung iſt es ſelbſt 
für die Staatsmacht nicht immer möglich, für ent⸗ 
ſprechende Zahlungsmittel auf die Dauer einen 
Zwangskurs durchzuhalten oder ihren Wert durch 
andere künſtliche Maßnahmen zu erhalten. 


Arbeitsdienſt 


Der Reichskommiſſar für den freiwilligen Ar⸗ 
beitsdienſt, Dr. Syrup, berichtet im Reichsarbeits⸗ 
blatt (II 281) über die bisherigen Ergebniſſe 
und Erfahrungen im freiwilligen Arbeitsdienſt. 
Auch die Frage der Arbeitsdienſtpflicht 
wird in dem Aufſatz geſtreift. Die Reichsregie⸗ 
rung hat ſich vorbehalten, „die entwicklungsfähige 
und förderungswürdige Einrichtung unter Berück⸗ 
ſichtigung der kommenden Erfahrungen auszu⸗ 
bauen.“ Aus dieſem Grunde ſoll der Reichskom⸗ 
miſſar „über ſeine Erfahrungen berichten und ein 
Gutachten über die notwendigen Vorausſetzungen 
und die zweckmäßige Form der Arbeitsdienſtpflicht 


erſtatten“. Danach hat die Reichsregierung alſo 
die Entſcheidung der grundſätzlichen Frage, ob 
freiwilliger Arbeitsdienſt oder Arbeitsdienſt⸗ 
pflicht, von der Entwicklung des Arbeitsdienſtes 
abhängig gemacht. Der Reichskommiſſar nimmt 
in ſeinem Bericht noch nicht abſchließend zu der 
Möglichkeit und Zweckmäßigkeit der Arbeitsdienſt⸗ 
pflicht Stellung, ſondern nennt zunächſt die Pro⸗ 
bleme, auf die es auch nach unſerer Meinung an⸗ 
kommt: 


Iſt die ideologiſche Grundlage des Arbeits⸗ 
dienſtes trotz der politiſchen Zerſplitterung der 
Jugend bereits ſo ſtark, daß die praktiſche 
Durchführung der Arbeitsdienſtpflicht kamerad⸗ 
ſchaftlich und ohne Gefahr ſchwerer innerer 
Spannungen unter den Dienſtpflichtigen erfol⸗ 
gen kann? 

Wird es wirtſchaftlich möglich ſein, für alle 
Arbeitsdienſtpflichtigen ausreichende, wertvolle, 
zuſätzliche und gemeinnützige Arbeiten bereit zu 
ſtellen, ohne durch Kapital- und Kreditent⸗ 
ziehung den Wirtſchaftsverlauf zu beeinträch⸗ 
tigen, und ohne den Arbeitsmarkt zum Schaden 
anderer Arbeitnehmer zu verengen? 


Die in dieſer Problemſtellung gekennzeichneten 
Möglichkeiten und Grenzen des weiteren Ausbaus 
des freiwilligen Arbeitsdienſtes hatte der Reichs⸗ 
bund für Arbeitsdienſt am 3. Oktober zum Gegen⸗ 
ſtand einer Kundgebung gemacht. Es ſprachen 
der Vorſitzende des Reichsbundes, Generalmajor 
a. D. von Faupel und Dipl.⸗Landwirt Grepel. 

Zunächſt begründete Dipl.⸗Landwirt Grepel auf 
Grund ſeiner Erfahrungen beim „Heimatwerk 
Oſtpreußen“, das als Träger des Dienſtes rd. 2000 
— die Hälfte der in Oſtpreußen tätigen Arbeits⸗ 
dienſtwilligen betreut, die Forderung, daß die 
Träger des Dienſtes in einer Reichsorganiſation 
zuſammengefaßt werden müſſen, wenn ſie mit den 
geringſten Mitteln ausreichend und zweckmäßig 
ihre volkserzieheriſchen und wirtſchaftlichen Auf: 
gaben erfüllen ſollen. 

Generalmajor a. D. von Faupel trat in ſeinem 
Vortrag für die Ausgeſtaltung des frei⸗ 
willigen Arbeitsdienſtes zur Ar⸗ 
beitsdienſtpflicht ein. Wenn ſich auch 
Hunderttauſende freiwillig zum Arbeitsdienſt 
melden, ſo bleiben doch weſentliche Teile der 
männlichen Jugend dem Arbeitsdienſt fern, und 
zwar gerade diejenigen, die ſeine Einwirkung am 
nötigſten haben. Darum muß allmählich der 
Uebergang zur Arbeitsdienſtpflicht erfolgen. Die 
heutige ſehr loſe Form des freiwilligen Arbeits⸗ 
dienſtes hat ein dauerndes Kommen und Gehen 
in den Lagern zur Folge, erſchwert und verteuert 
die geregelte Verwaltung und macht planmäßige 
Erziehung faſt unmöglich. Der erſte Schritt zur 
Pflicht muß alſo, unter vorläufiger Beibehaltung 
der Freiwilligkeit, die Einſtellung zu beſtimmten 
Terminen des Jahres und die Verpflichtung der 
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Freiwilligen auf zunächſt einmal ein halbes Jahr 
ſein. Erſt wenn durch Auswahl und Schulung 
die nötige Anzahl Führer herangebildet iſt, kann 
man zur Arbeitsdienſtpflicht übergehen. Für die 
Durchführung und Verwaltung hält Faupel eine 
beſondere einheitliche Organiſation unter ſtär⸗ 
kerer Beteiligung des Reichsinnenminiſteriums 
für erforderlich. 

Man wird auf die Stimmen hören müſſen, die 
der weiteren Ausgeſtaltung des Arbeitsdienſtes 
das Wort reden. Der Arbeitsdienſt iſt in der kur⸗ 
zen Zeit des Beſtehens zu einer Volksbewegung 
gewachſen. Nach den letzten Feſtſtellungen der 
Reichsanſtalt iſt die Zahl der beſchäftigten Ar⸗ 
beitsdienſtwilligen von rd. 144000 Ende Auguſt 
auf rd. 200 000 Ende September geſtiegen. Dies 
iſt ein recht beträchtlicher Prozentſatz der jugend⸗ 
lichen Arbeitsloſen, wenn man bedenkt, daß nach 
den neueſten Ermittelungen der Reichsanſtalt die 
Zahl der männlichen jugendlichen Arbeitsloſen 
im Alter von 15—25 Jahren 1036 696 beträgt, 
und im freiwilligen Arbeitsdienſt faſt nur dieſe 
Altersklaſſen und faſt nur männliche Arbeits⸗ 
dienſtwillige tätig ſind. Bei der weiteren Ausge⸗ 
ſtaltung des freiwilligen Arbeitsdienſtes wird 
man aber neben dem gewiß begrüßenswerten und 
im Vordergrund ſtehenden Ziel der volkserziehe— 
riſchen Ertüchtigung der Jugend darauf achten 
müſſen, daß im Mittelpunkt der ge⸗ 
ſamten Ertüchtigung immer die Ar⸗ 
beit ſteht, und daß auch die Arbeitsler⸗ 
ſtung den für den Arbeitsdienſt not⸗ 
wendigen öffentlichen Aufwand 
wirtſchaftlich rechtfertigt. Nur dann 
wird eine Ausgeſtaltung zur Arbeitsdienſtpflicht 
praktiſch durchführbar ſein. 


Forſchungsarbeiten 
im freiwilligen Arbeitsdienſt 

Im Septemberheft traten wir im Zuſammen⸗ 
hang mit den Arbeiten der wiſſenſchaftlichen In⸗ 
ſtitute auf dem Gebiete des Siedlungsweſens da⸗ 
für ein, daß die amtliche Förderung der For⸗ 
ſchungsarbeiten im freiwilligen Arbeitsdienſt auf 
alle Maßnahmen ausgedehnt wird, die gemein⸗ 
nützig und zuſätzlich ſind. Aus einer Zuſchrift 
des Ingenieurdienſt E. V., Berlin, entnehmen 
wir, daß der Ingenieurdienſt in langwierigen 
Verhandlungen mit dem Herrn Reichskommiſſar 
für den freiwilligen Arbeitsdienſt erreicht hat, 
daß bei der Zulaſſung der förderungsberech⸗ 
tigten Arbeiten keine Beſchränkung auf Arbeiten 
beſtimmter Art (etwa technijcher) eintritt. Es find 
auch jetzt ſchon andere Arbeiten als förderungs⸗ 
berechtigt anerkannt worden, ſo z. B. die Unter⸗ 
ſuchungen der Geſellſchaft für Bauweſen über die 
zuläſſige Belaſtung von Gewäſſern und die Ab- 
waſſerreinigung, ſowie die Anterſuchungen des 
Archivs für Städtebau, Siedlungs⸗ und Woh⸗ 
nungsweſen über die Arten der Bodenproduktion. 


——.————— . ͤ————b — ——— p p — —̃ ͤ —— 


Man muß anerkennen, daß der Ingenieurdienſt 
E. V. ſich hier eingeſchaltet hat und jetzt als 
Träger des Dienſtes und der Arbeiten in den ver⸗ 
ſchiedenſten Fällen ſchon tätig iſt, um den er⸗ 
werbsloſen Ingenieuren und zugleich der wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Forſchung einen Dienſt zu erweiſen. 
Der Ingenieurdienſt hat zur verwaltungstech— 
niſchen Vereinfachung die tatſächliche Vorprüfung 
aller Anträge und die verwaltungsmäßige Ab⸗ 
wicklung der geförderten Arbeiten im einzelnen 
übernommen. Rd. 200 Ingenieuren konnte auf 
dieſe Weiſe die lang entbehrte Gelegenheit zu 
nützlicher Arbeit in ihrem Fachgebiet gegeben 
werden. Andere Vereinigungen, insbeſondere die 
akademiſchen Berufsorganiſationen anderer Fakul⸗ 


täten, ſollten ſich in gleicher Weiſe wie der In⸗ 
genieurdienſt für die Forſchungsarbeiten im frei⸗ 
willigen Arbeitsdienſt einſetzen. Neben der Er⸗ 
tüchtigung der arbeitsfähigen und arbeitswilli⸗ 
gen, aber arbeitsloſen Jungakademiker kann auf 
dieſem Wege der ganzen Volkswirtſchaft ein 
Dienſt von dauerndem Wert geleiſtet werden. 
Welche Fülle von gemeinnützigen, zuſätzlichen und 
vollswirtſchaftlich wertvollen Forſchungsarbeiten 
noch zu leiſten iſt, iſt ſchon daraus zu erkenen, daß 
allein im Siedlungsweſen die bisher ſyſtematiſch 
noch faſt unerforſchten Gebiete der „Landespla⸗ 
nung“ und der „Nebenerwerbsſiedlung“ eine 
reichliche Betätigung für Jungakademiker im Ar⸗ 
beitsdienſt bieten würden. Dr F N. 


Veſprechungen 


Zur Wirtſchaftsgeographie des Deutſchen Oſtens. 
Anterſuchungen und Darſtellungen, heraus⸗ 
gegeben von Profeſſor Dr. Walter Geis⸗ 
ler - Breslau. 


1. Heft: Profeſſor Dr. Walter Geisler: 
Schleſien als Raumorganismus. Verlag von 
M. & H. Marcus, Breslau 1932. Preis 
RM 3.—. 

2. Heft: Landeskämmerer Werner: 
Weichſelkorridor und Oſtoberſchleſien. Der 
weltwirtſchaftliche Zuſammenhang beider 
Probleme. Verlag von M. & H. Marcus, 
Breslau 1932. Preis RM 1,50. 


Die deutſche Oſtpolitik hat immer etwas daran 
gekrankt, daß ihr wiſſenſchaftlich-exakte Unter⸗ 
lagen über die wirtſchaftsgeographiſchen und geo- 
politiſchen Verhältniſſe des deutſchen Oſtens nur 
in unzureichendem Maße zur Verfügung ſtanden. 
Die Anterſuchungen und Darſtellungen über den 
deutſchen Oſten ſind auch in der Vergangenheit 
nicht immer völlig zuverläſſig und beweiskräftig 
geweſen. In dem politiſchen Kampf um die neue 
Grenzbildung im Oſten anläßlich des Verſailler 
Diktates haben wiſſenſchaftliche Fälſchungen, die 
von feindlicher Seite verwandt wurden, ſogar 
eine bedeutſame Rolle geſpielt. Dieſen Fälſchun⸗ 
gen konnte nicht immer ſoſort mit beweiskräftigem 
Material entgegengetreten werden. Auch auf dem 
Gebiet der Wirtſchaftspolitik und insbeſondere 
Siedlungspolitik hat ſich der Mangel einer um⸗ 
faſſenden und eingehenden Erkenntnis der tat⸗ 
ſächlichen Verhältniſſe des deutſchen Oſtens be⸗ 
merkbar gemacht. Dies trifft insbeſondere für die 
Wohnungs: und Siedlungspolitik zu, bei deren 
praktiſcher Durchführung mangels genauer Kennt⸗ 
nis der Entwicklungsrichtung und Standortsver⸗ 
ſchiebung der oſtdeutſchen Wirtſchaft die richtige 
Verteilung der neu zu ſchaffenden Wohnungen 
und die richtige Anſetzung landwirtſchaftlicher 
Siedlerſtellen auf erhebliche Schwierigkeiten ſtieß. 
Man denke nur an den verhältnismäßig ſtarren 
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Schematismus, mit welchem bei der Auslegung 
neuer landwirtſchaftlicher Siedlerſtellen vorge⸗ 
gangen wurde, indem man zeitweilig ſehr ein⸗ 
ſeitig den Typ der 60-Morgen-Stelle einerſeits 
und der kleinſten Arbeiterſtelle andererſeits be⸗ 
vorzugte, weil man die wirtſchaftliche und ſoziale 
Struktur der Dorfgemeinſchaften im ſchleſiſchen 
Oſten nicht genügend kannte, ſie vielfach unter 
rein agrarpolitiſchen Geſichtspunkten betrachtete 
und die durch die Miſchung von Landwirtſchaft 
und Induſtrie, insbeſondere Saiſongewerbe, be- 
dingte ſtarke Differenziertheit im Organismus des 
ländlichen Gemeinweſens des Oſtens nicht genü⸗ 
gend berückſichtigte. 

Dieſen Mangel zu beheben, darauf iſt die Ar⸗ 
beit des Wirtſchaftsgeographen der Breslauer 
Techniſchen Hochſchule, Profeſſor Dr. Walter 
Geisler gerichtet. Geisler, in der wiſſenſchaftlichen 
Welt vor allem durch ſeine grundlegenden For⸗ 
ſchungen über Auſtralien gut bekannt, iſt der grö— 
ßeren Oeffentlichkeit im deutſchen Oſten vor allem 
durch den vor kurzer Zeit erſchienenen wirtſchafts⸗ 
und verkehrsgeographiſchen Atlas von Schleſien 
bekannt geworden. In dieſem Wirtſchaftsatlas, 
auf den bei dieſer Gelegenheit nachdrücklichſt hin⸗ 
gewieſen ſein ſoll, ſind in einer überraſchenden 
Vollſtändigkeit die karthographiſchen Unterlagen 
für das Studium der wirtſchafts⸗ und verkehrs⸗ 
geographiſchen Verhältniſſe Schleſiens in mühe⸗ 
voller Arbeit zuſammengetragen. Der Atlas geht 
in formeller und materieller Beziehung zum Teil 
völlig neue Wege. In formeller Beziehung iſt die 
karthographiſche Darſtellung nach den von Geisler 
ſelbſt ausgearbeiteten Methoden zu einem ſehr 
hohen Grad von Eindringlichkeit und Erkenntnis⸗ 
gehalt entwickelt worden. In materieller Bezie⸗ 
hung iſt eine Fülle von bisher nur ſtatiſtiſch er⸗ 
faßten Zuſammenhängen in die eindrucksvolle 
kartographiſche Darſtellung einbezogen worden. 

Nun iſt Profeſſor Dr. Geisler daran gegangen, 
dieſes Werk durch eine Reihe von monographi⸗ 
ſchen Veröffentlichungen über die Probleme des 
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deutſchen Oſtens fortzuſetzen. Die von ihm her⸗ 
ausgegebene Schriftenreihe iſt in erſter Linie 
wirtſchaftsgeographiſch ausgerichtet. Aber Wirt⸗ 
ſchaftsgeographie, ſo wie ſie hier betrieben wird, 
iſt mehr als die Länderbeſchreibung alten Stiles. 
In dem erſten Heft der Schriftenreihe: „Schleſien 
als Raumorganismus“ rollt Profeſſor Geisler 
ſelbſt das Programm für dieſe wiſſenſchaftliche 
Arbeit auf, und zwar iſt ſeine Arbeit jtarf geo⸗ 
politiſch orientiert. An die Stelle der minutiöſen 
Beſchreibung der einzelnen Landſchaften tritt die 
Erfaſſung der Landſchaften als Raumorganismen 
und das Bemühen, dieſe einzelnen geopolitiſchen 
Räume nach Inhalt und Grenzen zu erkennen. 
Dieſe Raumorganismen ſind in ihrer Abgrenzung 
und Struktur beſtimmt durch eine Fülle von nicht 
nur naturwiſſenſchaftlichen, ſondern auch anderen 
lebensnahen Beziehungen. Selbſtverſtändlich 
ſind die geologiſchen Verhältniſſe, die Bodenver⸗ 
hältniſſe, klimatiſchen Vorausſetzungen, die natür⸗ 
lichen Verkehrsverhältniſſe einbezogen. Eingefügt 
aber ſind auch die ſtammeskundlichen, ſiedlungs⸗ 
geſchichtlichen und ſiedlungsmorphologiſchen Fak⸗ 
toren, die wirtſchaftlich-geſchichtliche Entwicklung 
und die neuzeitliche Standortslage der verſchiede— 
nen Wirtſchaftszweige, insbeſondere der Indus 
ſtrie. Auch den kulturellen Verſchiedenheiten wird 
die gebührende Beachtung geſchenkt. Aus all die⸗ 
ſen vielfältigen Betrachtungspunkten ergibt ſich 
ſodann die Abgrenzung des als Einheit aufzus 
faſſenden ſchleſiſchen Raumorganismus in wirt⸗ 
ſchaftsgeographiſcher und politiſcher Beziehung. 
Dieſe Abgrenzung nach den verſchiedenen Geſichts⸗ 
punkten iſt wiederum beiſpielhaft an Hand von 
Karten vorgeführt. Verblüffend eindringlich z. B. 
die Karte 7, welche die Grenze zwiſchen dem ſchle— 
ſiſchen und dem polniſchen Wirtſchaftsraum im 
früheren Kreiſe Lublonitz an Hand der Gied- 
lungsformen darſtellt. 

Sehr inſtruktiv iſt die Erklärung des wirt⸗ 
ſchaftsgeographiſchen Raumorganismus durch 
Analogie zu biologiſchen Begriffen, obwohl dieſer 
Vergleich naturgemäß nicht völlig durchführbar 
iſt. Der Raumorganismus wird als Zelle auf⸗ 
gefaßt mit Zellkern und Zellmembran. Den Zell- 
kern Schleſiens bilden die fruchtbaren und zuerſt 
beſiedelten Steppenböden Mittelſchleſiens, die 
Zellmembran auf der einen Seite das Schleſiſche 
Gebirge, auf der anderen Seite (nach Polen) die 
großen urſprünglich als Grenzräume, ſpäter als 
Grenzſäume wirkenden Sumpf- und Waldgebiete, 
jo auch in Richtung auf Brandenburg der aller- 
dings im Laufe der Siedlungsgeſchichte ſtark ver⸗ 
kleinerte Spreewald. 

Die in dieſer Schrift erfolgte Zuſammenſchau 
der für die Abgrenzung und Strukturerkenntnis 
der wirtſchaftsgeographiſchen Räume wichtigſten 
Geſichtspunkte wird nicht nur dem Wiſſenſchaftler, 
ſondern gerade dem Praktiker bedeutſame An⸗ 
regungen geben. Außenpolitiſch iſt durch eine 
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ſolche Betrachtung des wirtſchaftsgeographiſchen 
Raumes die Frage der Grenzziehung zu fremden 
Staaten auf eine neue ſachliche und ſehr beweis— 
kräftige Grundlage geſtellt worden, innenpolitiſch 
gibt ſie wichtige Anregungen für die Frage einer 
Neugliederung des innerdeutſchen Raumes in 
ſtaatsrechtlicher und verwaltungsrechtlicher Be— 
ziehung. Der Wohnungs- und Siedlungspolitiker 
wird aus der Schrift wichtige Anregungen für die 
Ausrichtung der Wohnungs- und Siedlungspolitik 
im Hinblick auf die Standortsverhältniſſe emp⸗ 
fangen. 

Das zweite Heft der Schriftenreihe enthält eine 
Darſtellung des Landeskämmerer von Nieder⸗ 
ſchleſien Werner über den Zuſammenhang zwi⸗ 
ſchen den politiſchen und wirtſchaftlichen Proble⸗ 
men von Oſtoberſchleſien und dem Weichſelkorri⸗ 
dor. Landeskämmerer Werner, der mit den Ver⸗ 
hältniſſen aus eigener Kenntnis eingehend ver— 
traut iſt und der immer wieder in verdienſtvoller 
Weiſe mit Wort und Schrift für die Beachtung 
der kataſtrophalen Einwirkungen gekämpft hat, 
welche die Grenzziehung im Oſten auf den Deuts 
ſchen Oſten gehabt hat, zeigt in dieſer Schrift, wie 
das Problem des Weichſelkorridors in engſtem 
Zuſammenhang mit dem oſtoberſchleſiſchen Pro- 
blem ſteht. Er weiſt nach, daß die Zuweiſung 
eines weſentlich zu großen Wirtſchaftskomplexes 
in Oberſchleſien an Polen erſt die Bedeutung des 
Weichſelkorridors geſchaffen hat, er zeigt, daß die 
Kapazität der oſtoberſchleſiſchen Kohlen- und 
Eiſeninduſtrie für die Verhältniſſe des induſtriell 
wenig entwickelten Polens viel zu groß bemeſſen 
iſt, zumal die Entwicklung der bereits früher auf 
polniſchem Boden liegenden Kohlengebiete um 
Dombrowa die Ueberfapazität der polniſchen 
Kohlen- und Eiſeninduſtrie noch ſtark erhöht hat. 
Dadurch iſt ein künſtlicher Exportdruck geſchaffen 
worden, der tiefgreifende Störungen im weltwirt⸗ 
ſchaftlichen Güteraustauſch hervorgerufen hat. 
Die Notwendigkeit des Weichſelkorridors wird 
z. B. von polniſcher Seite vornehmlich mit der 
überragenden Bedeutung des Süd⸗Nord⸗Verkehrs 
Polens begründet. Zieht man jedoch die durch 
den künſtlichen Exportdruck über Danzig bzw. Ge⸗ 
dingen gehenden Kohlentransporte ab, dann zeigt 
ſich, daß der Nord⸗Süd⸗Verkehr Polens dem Weſt⸗ 
Oſt⸗Weſt⸗Verkehr ſogar unterlegen iſt. 

Im übrigen zeigt die Schrift auch durch kartho⸗ 
graphiſche Darſtellungen eindringlich die Unmög⸗ 
lichkeiten der Grenzziehung in den Einzelheiten, 
wie z. B. dem bekannten Fall der Herausſchnei⸗ 
dung des Knappſchaftslazaretts Ruder-Hammer 
in Oberſchleſien und die geradezu gehäſſige Grenz⸗ 
ziehung am Weichſelhafen Kurzebrack. 

Die zuverläſſig gearbeitete und intereſſant ge⸗ 
ſchriebene Schrift verdient ſtärkſte Beachtung aller 
derjenigen, denen es um die Zukunft des Deut⸗ 
ſchen Oſtens zu tun iſt. 


Privatdozent Dr. R. Hellwig Breslau. 


Eingegangene Bücher 


Wie ſpart man in Preußen Hauszinsſteuer? Wie 
löſt man ſie ab? 

Herausgegeben von Regierungsrat J. Kem⸗ 

merer, Verlag: J. Bensheimer, Mannheim. 


Der Kernpunkt der Wirtſchaftskriſis und die Or⸗ 
ganiſation der Weltwirtſchaft. 
Herausgegeben von Dr. Franz Neumann, 
Verlag: Moritz Perles, Wien I. 


Die zweckmäßige Betriebsgrößengeſtaltung bei der 
oſtdeutſchen landwirtſchaftlichen Siedlung. 
Herausgegeben von Dr. M. Stolt, Verlag: 
Deutſche Landbuchhandlung, Berlin. 


Jahrbuch der Bodenreform. 
Herausgegeben von A. Damaſchke, Verlag: 
Guſtav Fiſcher, Jena. 


Die wiſſenſchaftliche Arbeit in Rußland. 
Herausgegeben von Privatdozent Dr. Ernit 
Simonſon, Verl.: M. u. H. Marcus, Breslau. 

Archiv des Deutſchen Landwirtſchaftsrats. 
Herausgegeben von Dr. W. Kutſcher u. Dr. 
E. Roſenbrock, Deutſcher Schriftenverlag G. 


m. b. H. 

Aufſtiegſiedlung mit oſtdeutſchen Siedlern. 
Herausgegeben von Artur von Machui und 
Dr. Joh. Schäfer, Deutſcher Siedlungsverlag, 
Berlin. 

Das Recht an der Siedlerſtelle. 

Von Gerichtsreferendar Dr. jur. Alfred Wilke, 
Münſter i. W. Herausgegeben von O. Pro⸗ 
feſſor Dr. Werner Friedrich Bruck. Wirt⸗ 
ſchafts- und ſozialwiſſenſchaftlicher Verlag 
E. V., Münſter i. W. 


Geſetze, Verordnungen und Erlaſſe 


Recht und Verfahren bei der 
Inſtandſetzung und Teilung von Wohnungen 
Beſtimmungen 
über die Gewährung eines Reichszuſchuſſes für die 
Inſtandſetzung von Wohngebäuden, die Teilung von 
Wohnungen und den Umbau gewerblicher Räume 
zu Wohnungen. 


(Vom 17. September 1932 — IV 5720/32 Wo.) 


Auf Grund der Verordnung des Reichspräſidenten 
zur Belebung der Wirtſchaft vom 4. September 1932 
— Erſter Teil, Kapitel IV (Reichsgeſetzblatt 1 S. 425, 
428) wird folgendes beſtimmt: 


A. Allgemeine Beſtimmungen. 


Gewährung eines Reichszuſchuſſes. 

1. Für größere Inſtandſetzungsarbeiten an Wohn⸗ 
Een zur Teilung von Wohnungen und für den 
Umbau ſonſtiger Räume zu Wohnungen kann nach 
Maßgabe der verfügbaren Mittel ein Reichszuſchuß 
gewährt werden. Die Arbeiten müſſen nach dem 
25. September 1932 und vor dem 1. April 1933 be⸗ 
gonnen und ſpäteſtens am 1. Januar 1934 vollendet 
ein. 

g Nachweis der Koſten. 

2. Die aufgewendeten Koſten und die Art der Ar⸗ 
beiten ſind nachzuweiſen. Der Nachweis iſt insbe⸗ 
ſondere durch Vorlage der Rechnungen — des Hand⸗ 
werkers, des Bauunkernehmers, des Bauſtofflieferers, 
des Architekten, der Verſorgungsbetriebe (3. B. Gas⸗, 
Waſſer⸗, Elektrizitätswerke), der Baupolizei uſw. — 
zu erbringen, auch kann eine Beſcheinigung der Hand⸗ 
werfsfammer, der Induſtrie⸗ und Handelskammer 
oder eines vereidigten Bauſachverſtändigen verlangt 
werden, es kann ferner eine Nachprüfung an Ort und 
Stelle erfolgen. Arbeiten, die in Schwarzarbeit aus⸗ 
geführt ſind, dürfen nicht berückſichtigt werden. Rech⸗ 
nungen ſind nur anzuerkennen, wenn der Gewerbe⸗ 
betrieb des Ausſtellers polizeilich angemeldet iſt. Im 
Zweifel iſt dies durch eine Beſcheinigung der Ge⸗ 
werbepolizei, der Handwerkskammer oder der Indus 
ſtrie- und Handelskammer nachzuweiſen. 

3. Die Koſten dürfen eine angemeſſene Höhe nicht 
überſchreiten. 
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Auszahlung des Zuſchuſſes. 
4. Der Reichszuſchuß wird in einer Summe nach 
Fertigſtellung der Arbeiten ausgezahlt. 


Gebäude im Eigentum des Reichs, eines Landes oder 
einer Gemeinde. 

5. Für Gebäude, die im Eigentum oder in der Ver⸗ 
waltung des Reiches oder eines Landes ſtehen, darf 
ein Zuſchuß nicht gewährt werden; für Gebäude, die 
im Eigentum oder in der Verwaltung einer Gemeinde 
ſtehen, iſt die Gewährung nur zuläſſig, ſoweit ſie aus 
beſonderen Gründen erforderlich erſcheint. 


Verfahren. 

6. Ueber die Bewilligung des Zuſchuſſes entſcheidet 
auf Antrag des Grundſtückseigentümers die oberſte 
Landesbehörde oder eine von ihr beſtimmte Stelle. 
Bei Gebäuden, die im Eigentum oder in der Verwal⸗ 
tung einer Gemeinde ſtehen, entſcheidet die oberſte 
Landesbehörde; ſie kann die Entſcheidung mit Zu⸗ 
ſtimmung des Reichsarbeitsminiſters einer anderen 
Behörde übertragen. 

7. Der Antrag des Grundſtückseigentümers muß vor 
Beginn der Arbeiten geſtellt werden; ihm iſt ein ge⸗ 
nauer Koſtenvoranſchlag beizufügen. 

8. Sind die Vorausſetzungen für die Gewährung 
eines Zuſchuſſes gegeben, ſo iſt über die Höhe des 
Zuſchuſſes ein Vorbeſcheid zu erteilen. Der Juſchuß 
vermindert ſich anteilig, wenn die endgültigen Koſten 
die Höhe des Voranſchlags nicht erreichen. Ein An. 
ſpruch auf einen Zuschuß entſteht erſt mit der Ertei⸗ 
0 e 5 Ueberſchreitung des 

uſchlag entſteht kein Anſpruch auf Erhö 
des Juſchufſes ſpruch auf Erhöhung 

9. Sind im Einzelfalle die Koſten abſichtlich zu hoch 
angegeben, um einen höheren Zuſchuß zu erhalten, ſo 
iſt die Bewilligung eines Zuſchuſſes nicht zuläſſig. Iſt 
ein Vorbeſcheid erteilt, ſo darf eine Auszahlung nicht 
fo dern. ein ausgezahlter Zuſchußbetrag iſt zurückzu⸗ 
ordern. 


B. Sonderbeſtimmungen. 


a) Inſtandſetzung von Wohngebäuden. 
öhe des Zuſchuſſes. 
10. Ein Reichszuſchuß wird nur gewährt, wenn die 
Koſten für das einzelne Grundſtück mindeſtens 250 RM 
betragen; der Reichszuſchuß beträgt ½ der Koſten. 


Begriff des Wohngebäudes. 

11. Das Wohngebäude muß vor dem 1. Juli 1918 
bezugsfertig geworden ſein. Enthält ein Gebäude 
neben Wohnungen auch ſonſtige Räume, ſo gilt es als 
Wohngebäude, wenn es überwiegend Wohnzwecken 
dient. 

Größere Inſtandſetzungsarbeiten. 

12. Als größere Inſtandſetzungsarbeiten im Sinne 
dieſer Beſtimmungen gelten: Erneuerung der Dach⸗ 
rinnen und Abflußrohre, Umdecken eines Daches, Ab⸗ 
putz oder Anſtrich des Hauſes im Aeußern, Neuanſtrich 
des Treppenhauſes, Erneuerung der Heizanlagen, Be⸗ 
ſeitigung von Hausſchwamm und ähnliche außer⸗ 
ordentliche, einen größeren Koſtenaufwand erfordernde 
Inſtandſetzungsarbeiten. 

b) Teilung von Wohnungen und Umbau ſonſtiger 
Räume zu Wohnungen. 
Vorausſetzungen. 

13. Ein Reichszuſchuß kann bei Altbauten und Neu⸗ 
bauten für die Teilung von Wohnungen und den Um: 
bau ſonſtiger Räume zu Wohnungen gewährt werden, 
wenn durch die Teilung einer Wohnung zwei oder 
mehr Wohnungen, durch den Umbau ſonſtiger Räume 

eine oder mehrere Wohnungen geſchaffen werden. 
Begriff der Teilwohnung. 

14. Jede Teilwohnung muß für ſich abgeſchloſſen 
ſein. Als abgeſchloſſen gilt eine Wohnung, wenn ſie 
eine eigene Küche, die erforderlichen Nebenräume und, 
wo die Möglichkeit dazu gegeben iſt, einen eigenen 


Zugang hat. 
Höhe des Zuſchuſſes. 
15. Der Reichszuſchuß beträgt 50 v. H. der Koſten, 
im Höchſtfalle 600 RM für jede Teilwohnung. 


C. Schlußbeſtimmung. 


Die Länder erlaſſen nähere Vorſchriften zur Durch- 
führung der vorſtehenden Beſtimmungen. 


Der Reichsarbeitsminiſter 
äffer. 
(Deutſcher Reichsanzeiger Nr. 222.) 


Anmerkung der Schriftleitung: Der Reichsarbeits⸗ 
miniſter hat dieſe Beſtimmungen mit dem Begleit⸗ 
erlaß vom 17. 9. 1932 — IV Nr. 5732 Wo. — den Re⸗ 
gierungen der Länder überſandt. Die Verteilung der 
Mittel iſt den Ländern überlaſſen. Der Begleiterlaß 
enthält umfangreiche Erläuterungen (vergl. Reichs⸗ 
arb.⸗Bl. Nr. 27 I S. 198). 


NErl. des Pr. MfV. vom 29. Sept. 1932, betr. 
Zuſchüſſe des Reiches für die Inſtandſetzung von 
Wohngebäuden, die Teilung von Wohnungen und 
den Umbau gewerblicher Räume zu Wohnungen.“) 
(VMBl. Nr. 20) 

Aus dem vorbezeichneten Erlaß iſt hervorzuheben: 

Ueber die Bewilligung der Reichszuſchüſſe entſcheiden 
auf Antrag des Grundſtückseigentümers die Gemein⸗ 
den (Gemeindeverbände), die bisher für die Ver⸗ 
wendung von Hauszinsſteuermitteln für die Bau⸗ 
tätigkeit zuſtändig waren. Die bisher nach der Haus⸗ 
zinsſteuerverordnung e Maßregeln bleiben 
beſtehen. Hiernach kann allgemein weiterhin Ermäßi⸗ 
gung oder Erlaß der Hauszinsſteuer nach Maßgabe 
der Vorſchriften gewährt werden. Im Einzelfall kann 


*) An m. d. Schriftl.: Zur weiteren Erläuterung 
der Beſtimmungen über die Inſtandſetzung von Wohn⸗ 
gebäuden uſw. vgl. den in der Bauwelt, Heft 40, ver⸗ 
öffentlichten Rundfunk⸗Vortrag von Miniſterialrat 
Durſt, Dirigent im Reichsarbeitsminiſterium. 
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bei Unterteilungen von Wohnungen und bei Um⸗ 
wandlung von gewerblichen Räumen in Wohnräume 
der Reichszuſchuß neben der Steuervergünſtigung ge⸗ 
währt werden. 


Bei Inſtandſetzungen ſoll im Regelfall 
nur eine der beiden Förderungs⸗ 
maßregeln Platz greifen. 


Inwieweit in beſonderen Fällen zur Befriedigung 
eines dringenden Notſtandes, zur Vermeidung von 
Unbilligkeiten oder zur Schaffung beſonderen Anreizes 
für die Inangriffnahme der Arbeiten neben der 
Steuervergünſtigung noch ein Reichszuſchuß zu ge⸗ 
währen iſt, unterliegt der Entſcheidung der für die 
Bewilligung des Reichszuſchuſſes zuſtändigen Stelle. 
Gegebenenfalls iſt der Entſchließung des Grund 
ſtückseigentümers zu überlaſſen, welche der beiden 
Förderungsmaßregeln er wünſcht. Soweit die Ge⸗ 
meinden (Gemeindeverbände) noch aus Rückflüſſen 
der gemeindlichen Hauszinsſteuerhypotheken Darlehen 
oder Zinszuſchüſſe für Inſtandſetzungsarbeiten bereit⸗ 
ſtellen, kann in geeigneten Fällen daneben auch ein 
Reichszuſchuß gewährt werden. Bei der Teilung von 
Wohnungen gilt ein Zuſchuß nur dann als gerecht⸗ 
fertigt, wenn mit einer rentablen Verwertung der 
Teilwohnungen gerechnet werden kann. Bevorzugt 
werden ſolche Teilungen, die wohnungstechniſch gute 
Löſungen ergeben. 

Der Zuſchuß kann ohne Rückſicht darauf gewährt 
werden, in welcher Weiſe der übrige Teil der Koſten 
aufgebracht wird. Es macht daher keinen Unterſchied, 
ob es ſich um entliehene oder um eigene Mittel des 
Grundſtückseigentümers handelt. Soweit Arbeitneh- 
mer zur Durchführung der Arbeiten neu eingeſtellt 
werden, wird Wert darauf gelegt, daß die Einſtel⸗ 
lung durch Vermittlung des Arbeitsamtes erfolgt. 
Der Begriff „Wohngebäude“ iſt nicht eng auszulegen. 
So können beiſpielsweiſe Ledigenheime, Lehrlings- 
heime, Geſellenhäuſer und Gebäude, die ähnlichen 
Zwecken dienen, in der Regel noch als Wohngebäude 
angeſehen werden, auch wenn ſie neben eigentlichen 
Wohnräumen Räume enthalten, die für andere 
Zwecke beſtimmt ſind. 

Sollten im Einzelfalle die Koſten in betrügeriſcher 
Abſicht zu hoch angeſetzt worden ſein, jo darf ein Ju⸗ 
ſchuß nicht gewährt werden. Darüber hinaus wird 
ſtrafrechtliche Verfolgung herbeigeführt werden. Vor 
der Auszahlung des Reichszuſchuſſes wird in jedem 
Fall durch die bewilligende Stelle 


geprüft, ob die Arbeiten ordnungs⸗ 
mäßig ausgeführt ſind. 


Die Gewährung des Reichszuſchuſſes tritt an die 
Stelle der Bewilligung von Zinszuſchüſſen des Rei⸗ 
ches. Soweit 15 üſſe bereits feſt zugeſagt ſind, 
werden die erforderlichen Mittel hierfür noch zur 
Verfügung geſtellt werden. Zum Ausgleich von Härten 
für eine Uebergangszeit iſt auch nachgelaſſen worden, 
daß für die vor dem 25. September d. J. — dem Tage 
des Inkrafttretens der neuen Maßregel — begonne⸗ 
nen Arbeiten noch Zinszuſchüſſe bewilligt werden kön⸗ 
nen, wenn der Antrag innerhalb einer von der Ge⸗ 
meinde (Gemeindeverband) feſtzuſetzenden, kurz be⸗ 
meſſenen Friſt geſtellt wird. 


Steuervergünſtigungen für Wohnungsteilungen. 

Der Reichsminiſter der Finanzen weiſt in ſeinem 
Erlaſſe vom 31. 8. 32 — S. 1900 11 1A — 190 III — 
die Regierungen der Länder und die Präſidenten der 
Landesfinanzämter an, im Anſchluß an ſeinen Rund⸗ 
erlaß vom 9. 12. 31 — S 1900 IT 1 A — 150 III — 
Geichsſteuerblatt S. 977) bei der Gewährung von 
Steuervergünſtigungen für Wohnungsteilungen nicht 
ne zu verfahren (NReichsarbeitsblatt Nr. 26 


„ 


Hauszinsſteuer und Mietbeihilfen 


RdErl. d. FM. zgl. i. N. d. MfV. u. d. Md. zur 
Ausführung der Verordnung zur Aenderung der 
Hauszinsſteuerverordnung und des Ausführungs⸗ 
geſetzes zum Finanzausgleichgeſetz vom 29. 8. 1932. — 
KV. 2 gen. 340/32, III 3703/31. 8 u. IV St. 975*) 


1. Das mit der VO. v. 8. 6. 1932 und mit den Ausf.⸗ 
Beſt. v. 24. 6. 19321) eingeführte Mietbeihilfeſyſtem 
iſt durch die vorſtehende Verordnung wieder auf⸗ 
gegeben worden, weil es ſich als unmöglich erwieſen 
hat, das finanzielle Riſiko der Mietbeihilfen den Für⸗ 
ſorgeverbänden unmittelbar aufzuerlegen, und weil 
bei der Unüberſehbarkeit dieſes Riſikos die Gefahr 
beitand, daß die Fürſorgeverbände in der Bewilligung 
von Mietbeihilfen hinter den Abſichten des Geſetzes 
zurückbleiben würden. j 

2. Die Neuregelung führt jedoch nicht das frühere 
Syſtem der ſchematiſchen Steuerſtundung wieder ein, 
ſondern iſt auf der fürſorgeriſch individuell zu be⸗ 
meſſenden Hilfsbedürftigkeit aufgebaut. Demgemäß 
iſt künftig die Stundung nur inſo w eit zu gewäh⸗ 
ren, als ohne ſie laufende öffentliche Fürſorge ein⸗ 
treten müßte. Dies ſchließt zugleich die Möglichkeit 
der Steuerſtundung aus, wenn durch ſie eine dem 
Mietwohnungsinhaber zuſtehende Arbeitsloſen⸗ oder 
Kriſenunterſtützung gemindert oder gegenſtandslos 
werden würde, da Arbeitsloſen⸗ und Kriſenunter⸗ 
ſtützung nicht Leiſtungen der öffentlichen Fürſorge 
find. Neben der Arbeitsloſen⸗ und Kriſenunterſtützung 
iſt daher die Steuerſtundung nur inſoweit zu⸗ 
läſſig, als ſonſt neben ihnen noch laufende Leiſtun⸗ 
gen der öffentlichen Fürſorge gewährt werden müß⸗ 
ten. Die Gemeindebehörden haben daher bei der 
Prüfung der Hilfsbedürftigkeit Arbeitsloſer nach 
§ 172 Abi. 3 des Geſetzes über Arbeitsvermittlung 
und Arbeitsloſenverſicherung in der Fall. der Ziff. 3 
Art. 2 Kap. I Erſter Teil der VO. des Reichspräſi⸗ 
denten v. 14. 6. 1932 (RGBl. T S. 273) die Möglich⸗ 
keit der Steuerſtundung außer Betracht zu laſſen. 

3. Die dem Mieter durch die Stundung gewährte 
Hilfe iſt ein Mittel der öffentlichen Fürſorge. mit dem 
fie ihm je nach Bedarf in Verbindung mit ihren ſon⸗ 
ſtigen Leiſtungen hilft. Daher ſind Anträge von 
Mietwohnungsinhabern auf Hauszinsſteuerſtundung 
künftig ausſchließlich bei den Fürſorgebehörden zu 
ſtellen und demgemäß nur im Fürſorgebeſchwerdever⸗ 
fahren zu verfolgen. 

4. Die Fürſorgebehörden haben bei Berechnung des 
Bedarfs der Antragſteller die volle Miete anzuſetzen 
und der zur Stundung befugten Steuerbehörde eine 
Beſcheinigung zuzuleiten. die den geſamten Betrag 
der laufenden monatlichen Unterjtügung angibt, die 
der Mietwohnungsinhaber erhalten müßte, wenn 
Steuerſtundung nicht gewährt würde. Falls der auf 
die Mietwohnung entfallende Hauszinsſteueranteil 
dieſen Betrag nicht erreicht, iſt die Steuer ganz zu 
ſtunden. andernfalls nur in Höhe dieſes Betrages. 
Der geſtundete Betrag iſt von der Steuerbehörde der 
Fürſorgebehörde, dem Steuerſchuldner und dem Mie— 
ter mitzuteilen. 

5. Soweit nach Auffaſſung der Fürſorgeſtelle der 
Wohnungsaufwand des Mieters ſich vermindern läßt 
und dann laufende öffentliche Fürſorge überhaupt 
nicht mehr erforderlich ſein würde, iſt in der Beſchei⸗ 
nigung die Stundung der Hauszinsſteuer nur für 
einen Zeitraum zu beantragen. der nach Auffaſſung 
der Fürſorgeſtelle unter Berückſichtigung der tatſäch⸗ 
lichen und rechtlichen Möglichkeiten zur Minderung 
des Wohnungsbedarfs ausreicht. Auch in allen übri⸗ 


) Vergl. „Siedlung und Wirtſchaft“ Heft 1, S. 27. 
) Vgl. hierzu FM Bl. 1932 S. 102 2 
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gen Fällen find die Fürſorgeſtellen verpflichtet, die 
Beantragung der Stundung ganz oder teilweiſe zu 
widerrufen, wenn eine Beſſerung der Einkommens- 
verhältniſſe der laufend in öffentlicher Fürſorge be⸗ 
findlichen Mieter dies rechtfertigt. Bei denjenigen 
Mietern, die infolge der Steuerſtundung nicht laufend 
in öffentlicher Fürſorge ſind. haben die Fürſorgeſtellen 
Nachprüfungen in den Zeitabſtänden vorzunehmen, 
die für laufend in öffentlicher Fürſorge befindliche 
Perſonen gleicher Art üblich ſind. 

6. Die Anträge auf Mietbeihilfen. die auf Grund 
der VO. v. 8. 6. 1932 geſtellt worden find, gelten nun⸗ 
mehr als Anträge auf Steuerſtundung nach der neuen 
Verordnung. Sie ſind von den Fürſorgebehörden be⸗ 
ſchleunigt zu bearbeiten. Saweit Steuerſtundung ge⸗ 
rechtfertigt erſcheint. iſt den Steuerbehörden bis ſpäte⸗ 
ſtens zum 30. 9. 1932 die in Nr. 4 geforderte Beichei- 
nigung zuzuleiten. Dies gilt auch für die Anträge. 
denen bereits ſtattaegeben iſt (pal. Art. IV Ziff. 2 
Satz 2 der NO.). Die Steuerbehörden haben den zu 
ſtundenden Betrag feſtzuſtellen und der Fürſorgebe⸗ 
hörde. dem Steuerſchuldner und dem Mieter unver- 
züglich mitzuteilen. 

7. Die neuen Vorſchriften des Art. TS 9 Abi. 2 
Ziff. la und b der HzſtVoO. find im Endergebnis 
lediglich eine Aenderung der bis zum 30. 6. 1932 gül⸗ 
tigen Faſſung. Sie ſind daher ebenſo wie die vor⸗ 
ſtehenden Ausführungsbeſtimmungen auch zugunſten 
ſolcher Mieter anzuwenden, die in Häuſern wohnen. 
für welche die Hauszinsſteuer abgelöſt it. ſofern und 
ſoweit die Vorausſetzungen des Art. II § 3 der 
HzſtVoO. gegeben find. 

8. Der in 89 Abſ. 2 Ziff. 10 geforderte Nachweis 
iſt im allgemeinen durch Vorlage des Protokolls über 
die fruchtloſe Pfändung des Mieters zu führen. Die 
Steuerbehörde kann jedoch hiervon abjehen. wenn der 
Steuerſchuldner glaubhaft macht. daß der Mieter nicht 
nur den in der Miete enthaltenen Hauszinsſteuer⸗ 
anteil. ſondern die ganze Miete oder einen erheblichen 
Teil zu zahlen nicht in der Lage iſt. Als Mittel der 
Glaubhaftmachung kann insbeſondere der Nachweis 
dienen daß der Mieter den Offenbarungseid geleiſtet 
hat. Wenn ſich jedoch die Unfähiafeit des Mieters. 
die Miete zu bezahlen, auf einen längeren Zeitraum 
erſtreckt. ſo iſt gegebenenfalls als weitere Voraus⸗ 
ſetzung für eine Steuerſtundung auch der Nachweis 
zu fordern. daß der Steuerſchuldner die erforderlichen 
Schritte getan hat, um die Räumung der Wohnung 
zu erreichen. 

9. Der RdErl. v. 26. 3. 1932, betr. Verteilung der 
aufkommenden Hauszinsſteuer (FMBl. S. 600) Ab⸗ 
ſchnitt T gilt nach Art. III Ziff. 1 der vorſtehend un⸗ 
ter Abſchn. J abgedruckten VO. auch für die nach dem 
30. 6. 1932 aufgekommenen Hauszinsſteuerbeträge. 
Mithin find die Gemeinden berechtigt. von dem lau⸗ 
fenden Hauszinsſteueraufkommen den Anterſchieds⸗ 
betrag (6.4 v. 9. — 5.5 v. H. = 0,9 v. H.) für die 
1 a En 1. 7. 1932 ab bei der Ab⸗ 
ieferung der Hauszinsſteuer an di i is⸗ 
kaſſe e f F 

10. Für die Geltendmachung von Erſtattungs⸗ 
anſprüchen nach Art. III Ziff. 2 haben die Fürſorge⸗ 
behörden Nachweiſe über die mit Mietbeihilfen unter⸗ 
ſtützten Mieter aufzuſtellen, und zwar 


a) für Mieter, die bereits für Juni Hauszinsit = 
ſtundung erhalten haben und 1 
öffentlicher Fürſorge waren unter Angabe von 
Namen und Wohnung der Mieter, \ 

b) für Mieter, die im Juni nicht in öffent 
Fürſorge waren. unter Angabe 9955 9 
Wohnung und Betrag der für Juli. Auguſt und 
ens für September gezahlten Unter- 


nn m ————— — ͤ an ng TREE ͤ ͤ ‚ ͤ ns ae . — 


Die Nachweiſe ſind je nach den örtlichen Bedürfniſſen 
liſtenmäßig oder einzeln den zuſtändigen Steuerſtun⸗ 
dungsbehörden ſpäteſtens bis zum 31. 10. 1932 zuzu⸗ 
ſtellen. 

Auf Grund dieſer Nachweiſe ſind Erſtattungen von 
den Hebeſtellen nur in Höhe der Beträge zu leiſten, 
die für die angegebenen Mietwohnungen an Steuer 
eingegangen ſind. Die erſtatteten Beträge ſind 
vom laufenden Hauszinsſteueraufkommen abzuſetzen. 


Am 1. 10., 1. 11. und 1. 12. 1932 iſt mir die Höhe 
der erſtatteten Beträge mitzuteilen. 


11. Die Uebergangsvorſchrift in Art. IV Ziff. 2 
iſt im allgemeinen entgegenkommend durchzuführen. 
Die Steuerrückſtände, die dadurch entſtanden find, 
daß hilfsbedürftige Mieter ihre Miete im Juli, 
Auguſt und gegebenenfalls auch im September um 
die im Juni gewährte Mieterleichterung gekürzt 
haben, weil über ihre bei den Fürſorgebehörden ge⸗ 
ſtellten Anträge noch nicht entſchieden war, ſind — 
wenn nicht beſondere Gründe entgegenſtehen — nie⸗ 
derzuſchlagen. Wenn Anträge auf Stundung für das 
Rechnungsjahr 1932 geſtellt, aber bis Juni noch nicht 
erledigt waren, ſo werden dieſe Anträge mit beſon⸗ 
derer Beſchleunigung zu prüfen ſein. 


An ſämtl. Reg.⸗Präſ. und den Präſ. d. Pr. Bau⸗ 
und Fin.⸗Dir. in Berlin. — MBliV. S. 883. 


Förderung der Neubautätigkeit 


RdErl. d. MfV. v. 9. 9. 1932, betr. Tilgung von 
Hauszinsſteuerhypotheken 


— II 7102 / 30. 8. —. 


Um zu verhüten, daß infolge des Einſetzens der 
Tilgung von Hauszinsſteuerhypotheken nach Ablauf 
der fünfjährigen Schonfriſt (Ziffer 8 der miniſteriellen 
Richtlinien vom 23. 2. 1931) in Wohnungsneubauten 
vom 1. 10. 1932 ab eine nicht tragbare Mieterhöhung 
eintreten müßte, will ich mich im Einvernehmen mit 
dem FM. damit einverſtanden erklären, daß der Til⸗ 
gungsbeginn ſowohl für die aus dem ſtaatlichen Woh⸗ 
nungsfürſorgefonds als auch für die aus dem ge⸗ 
meindlichen Aufkommen bewilligten Hauszinsſteuer⸗ 
hypotheken vom 1. 10. 1932 um weitere zwei Jahre 
hinausgeſchoben wird, ſofern der Nachweis erbracht 
werden kann, daß 


a) bei Bemeſſung der Miete für die betreffenden 
Neubauwohnungen die Tilgung der Hauszins⸗ 
ſteuerhypotheken außer Rechnung geblieben iſt 
und aus dieſem Grunde eine entſprechende Miet⸗ 
erhöhung vom 1. 10. 1932 ab unvermeidlich ſein 
würde, 

die gegebenenfalls notwendige Mieterhöhung 
unter Berückſichtigung aller in Betracht kommen⸗ 
den Verhältniſſe als untragbar anerkannt wer⸗ 
den muß. 


b 


— 


Eine Hinausſchiebung des Tilgungsbeginns iſt hier⸗ 
nach unzuläſſig, wenn die Tilgung bereits vor dem 
1. 10. 1932 eingeſetzt hat, im übrigen aber vor allem 
dann, wenn bei der Bemeſſung der Miete ein ent⸗ 
ſprechender Abſchreibungs⸗ oder Tilgungsſatz für die 
Geſamtbaukoſten in Rechnung geſtellt worden iſt. 

Die Entſcheidung auf etwaige Anträge der in Rede 
ſtehenden Art wird in erſter Linie dem pflichtmäßigen 
laſfenllen der Gemeinden (Gemeindeverbände) über⸗ 

Ich erſuche, die Gemeinden (Gemeindeverbände) 
entſprechend zu verſtändigen. 


(VMBl. 1932 Sp. 827.) 
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NdErl. d. MfV. v. 16. 9. 1932, betr. Verwaltung 
der Hauszinsſteuerhypotheken aus dem ſtaatlichen 
Wohnungsfürſorgefonds — II 7200 /8. 9. —. 


Mit Rückſicht darauf, daß das Inslebentreten der 
auf Grund der Verordnung vom 4. 5. 1932 zu begrün⸗ 
denden Preußiſchen Wohnungskreditanſtalt infolge der 
inzwiſchen eingetretenen Veränderung der Verhält⸗ 
niſſe fürs erſte vertagt worden iſt, wird hinſichtlich 
der weiteren Verwaltung der Hauszinsſteuerhypo⸗ 
theken aus dem ſtaatlichen Wohnungsfürſorgefonds 
im Einvernehmen mit dem FM. das Folgende be⸗ 
ſtimmt: 

1. Die Verwaltung der dem ſtaatlichen Wohnungs⸗ 
fürſorgefonds entſtammenden Hauszinsſteuerhypothe⸗ 
ken iſt von den Gemeinden und Gemeindeverbänden 
in der bisherigen Weiſe weiter wahrzunehmen. Es 
verbleibt ihnen hierfür bis zum 30. 9. 1932 der Ver⸗ 
waltungskoſtenbeitrag in der bisherigen Höhe. 


2. Nachdem die Vergebung von Hauszinsſteuerhypo⸗ 
theken im weſentlichen zum Abſchluß gelangt it. er⸗ 
ſcheint es geboten, den ſeitherigen Verwaltungskoſten⸗ 
beitrag von % v. H. der Hypothekenſumme den ver⸗ 
änderten Verhältniſſen entſprechend herabzuſetzen. 
Auf Grund des Ergebniſſes örtlicher Feſtſtellungen 
wird demgemäß dieſer Verwaltungskoſtenbeitrag mit 
Wirkung vom 1. 10. 1932 ab anderweit feſtgeſetzt, und 
zwar beträgt er für Hauszinsſteuerhypotheken mit 
einem Betrage 


von 10 000 RM und darunter 25 v. H., 
n 75 24 „ „ 
76000 „ 2 
„ 10000 „ „ „ Dun 
REAL ER ee 
„ mehr als 200000 RM 20, „ 


der Solleinnahme an Zinſen zu 1 v. 5. jährlich. 


Für die Bemeſſung dieſer Entſchädigungsanteile 
kommt in Betracht, daß die mit der Behandlung neuer 
Anträge verbundenen Arbeiten (techniſche und finan⸗ 
zielle Prüfung, Aeberwachung der Bauausführung, 
Auszahlung von Barraten, grundbuchliche Sicherung 
uſw.) künftig in Fortfall kommen und den Hypo⸗ 
thekenausgebern fortan im wenſentlichen die mit der 
Einziehung der Zins⸗ und Tilgungsleiſtung verbun⸗ 
denen Aufgaben verbleiben. 


3. Den Gemeinden und Gemeindeverbänden obliegt 
auch weiterhin die Aufgabe der Erſteigung und Ver⸗ 
waltung notleidend werdender Grundſtücke. die mit 
Hauszinsſteuerhypotheken aus dem ſtaatlichen Woh⸗ 
nungsfürſorgefonds beliehen ſind: jedoch werden 
etwaige Verluſte, die ſich aus der Verwaltung ſolcher 
Grundſtücke vom 1. 10. 1932 ab ergeben, vom Staate 
erſtattet werden, während etwaige Ueberſchüſſe abzu⸗ 
führen ſind. Die Höhe der Entſchädigung für die 
Wahrnehmung dieſer Aufgabe, die neben der Pau⸗ 
ſchalentſchädigung (Ziffer 2) bewilligt wird, bleibt 
der Vereinbarung vorbehalten. 

(VMBl. 1932 Sp. 828.) 


Förderung des Baues von Landarbeiter⸗ 
wohnungen. 


Der Reichsarbeitsminiſter hat im Erlaß vom 
4. Auguſt 1932 — IV Nr. 3305/32 Alu — beſtimmt, 
daß die hypothekariſche Sicherung für nachträglich ge⸗ 
gebene Zuſatzdarlehen zur Vergrößerung der Land⸗ 
zulage und der Wirtſchaftsgebäude und zur Beſchaf⸗ 
fung von lebendem und totem Inventar mit dem 
Rang vor dem früher aus Reichs⸗ und Landesmit⸗ 
teln bewilligten Darlehen erfolgt, widrigenfalls die 
Bewilligung nicht erfolgen kann. 


Im Anſchluß an dieſen Erlaß hat der Preußiſche 
Miniſter für Volkswohlfahrt beſtimmt, daß die zuſätz⸗ 
lichen Darlehen grundbuchlich jtets mit dem Range 
vor den früher aus Reichs⸗ und Landesmitteln be⸗ 
willigten Tilgungsdarlehen geſichert werden. 


Die hinſichtlich der Höchſtgrenze der Vorbe⸗ 
laſtung einſchl. der ſtaatlichen Sicherungshypotheken 
ergangenen Beſtimmungen bleiben hiervon unberührt. 
Dieſe Höchſtgrenze beträgt ſomit nach wie vor: 


a) bei Bauvorhaben mit einer Stall- und Scheunen⸗ 
) fläche von zuſammen bis zu 40 am = 8000 RM 
zuzüglich des Wertes von 8 der Landzulage, 


b) bei Bauvorhaben mit einer Stall- und Scheunen⸗ 

fläche von en mehr als 40 am (bis höch⸗ 
ſtens 60 am) — 8500 RM zuzüglich des Wertes 
von %o der Landzulage. 


Auch die Beſtimmung, daß die ſtaatlichen Siche⸗ 
2 0 — unbeſchadet der vorſtehenden Re⸗ 
gelung — bei Eigenheimen, innerhalb einer Höchſt⸗ 
grenze von 9/0 der reinen Geſamtbaukoſten zuzüglich 
des Wertes des Grund und Bodens eingetragen ſein 
müſſen, bleibt beſtehen. Ausnahmen hiervon würden, 
wie bisher, nur mit Genehmigung zuläſſig ſein. 


RdErl. d. MV. v. 15. 9. 1932, betr. Baupolizei⸗ 
ordnung — II 2100 Pb / 31. 8. —. 
Erl. d. MfLDuF. vom 31. 8. 1932 — VI 4695 / 1 6783. 


Nach der Rahmenbauordnung für das platte Land 
des Mf. 9 3. 1931 iſt nach 8 6 Abi. 4 vor⸗ 
geſehen, daß an öffentlichen Wegen die Gebäude die 
Wegegrenzen nicht überſchreiten dürfen und mindeſtens 
Im von der Wegemitte entfernt bleiben müſſen. Die 
Ortspolizei ſoll jedoch im Einzelfall befugt ſein, auch 
Agde Anſprüche zu ſtellen. 


Die auf dieſer Grundlage aufzubauenden Bezirks⸗ 
bauverordnungen haben jedoch in Zukunft nur noch 
für einzelne Siedlungsgebiete, und zwar für die mit 
geringerer Siedlungstätigkeit, Geltung, während für 
die Hauptjiedlungsgebiete die Polizeiverordnung über 
die Errichtung und den Umbau von landwirtſchaft⸗ 
lichen Siedlungsbauten vom 15. 12. 1931 maßgebend 
iſt. Dieſe räumt nach § 6 Abſ. 4 nicht das gleiche 
Recht ein, weitergehende Anforderungen bezüglich der 
Gebäudeabſtände zu ſtellen, ſondern ſieht vielmehr 
vor, daß in beſonderen Fällen Ausnahmen, d. h. Ein⸗ 
ſchränkungen, zuläſſig ſein ſollen. 


Die Provinzial⸗ und Kreisvertretungen befürchten 
nun, daß dadurch bei Siedlungen an Hauptverkehrs⸗ 
ſtraßen die Aeberſichtlichkeit beſchränkt und die Ver⸗ 
kehrsſicherheit beeinträchtigt wird. Es wird daher 
künftig, wie es bisher ſchon üblich war, von der Sied⸗ 
lung an Hauptverkehrsſtraßen allgemein ganz abzu⸗ 
ſehen ſein oder aber, wo es ſich nicht vermeiden läßt, 
der Gebäudeabſtand von der Straße erheblich über die 
Mindeſtmaße der Polizeiverordnung feſtzulegen ſein. 
Dies wird um ſo eher möglich ſein, da das zur Ver⸗ 
fügung ſtehende Baugelände wohl ausnahmslos aus- 
reichend bemeſſen iſt. Dieſer größere Abſtand liegt 
auch im Intereſſe des Siedlers, da einmal ſein Ge⸗ 
höft dadurch den Einwirkungen des Straßenlärms 
und Staubes entzogen und die Anlage eines brauch⸗ 
5 Gartens von ausreichender Tiefe ermöglicht 
wird. 

Wegen der Bemeſſung der Gebäudeabſtände iſt in 
ſolchen Fällen mit den Wegeunterhaltungspflichtigen 
(Provinz, Kreis) rechtzeitig Fühlung zu nehmen. 


(BMBl. 1932 Sp. 826.) 
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Gemeinnützigkeit 


RdErl. d. MB. v. 12. 9. 1932, betr. Durchführung 
der Gemeinnützigkeitsverordnung; Muſter der 
Miet: und Nutzungsverträge — II 3400 4/19. 7. 


Nach den Vorſchriften der Gemeinnützigkeitsverord⸗ 
nung in § 4 Abſ. 2c und der Ausführungsverordnung 
vom 20. 3. 1931 in Art. 4 Abſ. 2 ſoll die Satzung eines 
d Wohnungsunternehmens ſicherſtellen, 
daß die Miet⸗ und Nutzungsverträge für die Ueber⸗ 
laſſung der Wohnungen des Wohnungsunternehmens 
nur nach Muſtern abgeſchloſſen werden, die von der 
oberſten Landesbehörde oder der von ihr beſtimmten 
Stelle genehmigt ſind, und daß weſentliche Abweichun⸗ 
gen von dieſen Muſtern verboten ſind. Für Woh⸗ 
nungsunternehmen, die ihre Tätigkeit in mehreren 
Ländern ausüben, bedarf dieſe Vorſchrift der Er⸗ 
läuterung. 

Mit Rückſicht auf die Bann der wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe und der Gewohnheiten der Bevöl⸗ 
kerung in den einzelnen Ländern iſt beſtimmt worden, 
daß im Sinne obiger Vorſchriften örtlich zuſtändig iſt 
die oberſte Landesbehörde, in deren Bereich 
die Wohnungen liegen, bezüglich deren die 
Miet⸗ oder Nutzungsverträge geſchloſſen worden find. 
Bei Wohnungen, die nicht in dem Lande liegen, in 
dem ſich der Sitz des Wohnungsunternehmens befin⸗ 
det, ſind demnach maßgebend die 1 1 für Miet⸗ 
und Nutzungsverträge, die von der Behörde des Lan⸗ 
des genehmigt ſind, in dem ſich die Wohnungen örtlich 
befinden. 

Von dieſer Regelung wäre nur eine Ausnahme zu 
machen bei Wohnungsunternehmen, die ihre Tätigkeit 
einerſeits über das ganze Reich erſtrecken, andererſeits 
aber auf einen ganz beſtimmten gleichartigen Per⸗ 
ſonenkreis beſchränken, der im öffentlichen Intereſſe 
einheitlich behandelt werden muß, wie z. B. bei den 
Wohnungsunternehmen, die ausſchließlich für Ange⸗ 
hörige der Wehrmächt tätig ſind. 


Ich erſuche, hiernach zu verfahren. 
(VM Bl. 1932 Sp. 828.) 


Erlaß vom 17. 9. 1932 zur Ausführung der 
Gemeinnützigkeitsverordnung — II 3403/27. 8. 


Nach Anlage 2 zu der Verordnung zur weiteren 
Ausführung der Gemeinnützigkeitsverordnung vom 
2. Auguſt 1931 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 463) unter C. V. 
haben die gemeinnützigen Wohnungsunternehmen eine 
Abſchreibung vom Gebäudewert in Höhe von 1 v. H 
der urſprünglichen Baukoſten vorzunehmen. 


Die wirtſchaftliche Lage der gemeinnützigen Woh⸗ 
nungsunternehmen in der gegenwärtigen Notzeit, ins⸗ 
beſondere die Rückſicht auf die Geſtaltung der Mieten 
und die Sicherung der Liquidität der Unternehmen, 
laſſen es zurzeit nicht zu, überall und unter allen Um: 
ſtänden auf Erfüllung der obigen Vorſchrift zu be⸗ 
ſtehen. Ich ermächtige deshalb die Anerkennungs⸗ 
behörden, bis auf weiteres bei der Entſcheidung über 
die Anerkennung der Gemeinnützigkeit eines Woh⸗ 
nungsunternehmens oder die Verſagung oder Ent⸗ 
ziehung dieſer Anerkennung einen Mindeſtſatz von 1% 
für die jährlichen Abſchreibungen dann nicht zu ver⸗ 
langen, wenn das Wohnungs unternehmen nachweis⸗ 
bar nicht in der Lage iſt, Abſchreibungen in dieſer 
Höhe vorzunehmen, ohne zu untragbaren Mieten 
oder zur Ueberſchuldung zu gelangen. Die tatſäch⸗ 
lichen Abſchreibungen müſſen jedoch in jedem Falle 
mindeſtens in Höhe der vertragsmäßigen Tilgungen 
erfolgen. gez. Scheidt. 


Aus dem Reichsverbande der Wohnungsfürſorgegeſellſchaften 


Jahresabſchlüſſe 1931 


Wohnungsfürſorgegeſellſchaft 
G. m. b. H., Oppeln. 


Die Wirtſchaftskriſe mit ihren für die Neubau⸗ 
tätigkeit vernichtenden Folgen iſt im Jahre 1931 
nicht ohne Einfluß auf die Arbeit der Wohnungs⸗ 
fürſorgegeſellſchaft für Oberſchleſien geblieben. 
Von den zu Beginn des Berichtsjahres von pri⸗ 
vater und baugenoſſenſchaftlicher Seite noch in 
größerer Zahl zur Betreuung angemeldeten Bau- 
vorhaben mußte wegen der ungewiſſen Finan⸗ 
zierungsmöglichkeiten ein erheblicher Teil zurück⸗ 
geſtellt werden. Die Geſellſchaft beſchränkte ſich 
auf die Betreuung von 723 neuen Bauvorhaben 
(im Vorjahr 1290). Dank eines Ueberhanges 
von 645 unfertiger Bauten aus 1930 umfaßte der 
Arbeitsbeſtand in 1931 immerhin insgeſamt noch 
1368 Wohnungen gegenüber 1629 im Vorjahr. 
Von dem Geſamtbauprogramm entfallen 1149 
(1196) auf Hauszinsſteuerwohnungen und 219 
(433) auf Landarbeiterheime. Von den betreuten 
Hauszinsſteuerwohnungen waren beſtimmt: 1000 
für Arbeiter, 70 für Beamte und Angeſtellte, 
79 für Sonſtige. Nachdem im Berichtsjahr 1020 
Wohnungen fertiggeſtellt ſind, verblieb für das 
neue Jahr ein Ueberhang von 348 Wohnungen. 
Die Geſellſchaft hat infolge der von vornherein 
geübten Zurückhaltung in der Annahme neuer 
Betreuungsanträge die Geldanforderungen der 
Bauherren und Anternehmer auch in den ſchwie⸗ 
rigſten Tagen in vollem Umfange erfüllen kön⸗ 
nen, und es gelang ihr auch, eine vorzeitige Still⸗ 
legung von Bauten in allen Fällen bis auf einige 
Wohnungen in Gleiwitz zu vermeiden. Die von 
der Wohnungsfürſorgegeſellſchaft für Oberſchleſien 
vermittelten erſtſtelligen Hypotheken beliefen ſich 
in 1931 auf RM 1 410 000, — (im Vorjahr noch 
RM 7039 000,—), die Hauszinsſteuerhypotheken 
und Zuſatzdarlehen auf RM 1624 000,.— (RM 
3 506 000,—), die Landarbeiterdarlehen auf RM 
937 000,— (1 366 000,—). 


Neben der Betreuungstätigkeit im Wohnungsbau 
hat die Wofo ihre ſtädtebaulichen Arbeiten fort- 
geſetzt, allerdings in einem geringeren Umfang 
als in früheren Jahren. Immerhin konnten im 
Berichtsjahr 5 Bebauungspläne, 33 Fluchtlinien⸗ 
pläne, 7 Bauklaſſenpläne und 1 Ortsſtatut zum 
Abſchluß gebracht werden. Ihre Tätigkeit um⸗ 
faßte ſchließlich auch noch Vermeſſungsarbeiten 
für Anliegerſiedlungen und Rentengutsſiedlungen 
im Auftrage der örtlichen Landſtelle der „Oſt⸗ 
hilfe“ und eines Tochterunternehmens der Wofo. 


für Oberſchleſien 


Im Laufe des Berichtsjahres wurde auch von 
der Wofo die Förderung der ländlichen Kleinſied⸗ 
lung im Rentengutsverfahren aufgenommen. 
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Durch die von ihr zu dieſem Zweck gegründete 
Bau⸗ und Siedlungsgeſellſchaft Oberſchleſien G. m. 
b. H. wurden 3 Güter in Größe von rund 6000 
Morgen angekauft und mit Beginn des neuen 
Jahres in Beſiedlung genommen. 


Die Bilanzſumme beziffert ſich Ende 1931 auf 
RM 13,9 Millionen gegenüber RM 14,3 Millio⸗ 
nen im Vorjahr. Die Aktivpoſitionen der Bilanz 
zeigen folgende Vermögensverwendung: Rück- 
ſtändige Einlagen auf das Stammkapital RM 
7500, — (im Vorjahr RM 140 000,—), Anlagen 
RM 3 219 000,— (RM 3 250 000 —), und zwar 
find bewertet die unbebauten Grundſtücke mit 
RM 810 000,— (RM 855 000,—), die Grundſtücke 
mit Gebäuden mit RM 2 369 000 (RM 2 345 000), 
das Inventar mit RM 40 000,— (RM 50 000,—). 
Ferner erſcheinen Beteiligungen in Höhe von 
RM 1461 000, — (RM 1 246 000,—), Forderungs⸗ 
hypotheken mit RM 790 000,— (RM 565 000,—), 
Darlehen und Forderungen mit RM 7 325 000,— 
(RM 7917 000,—). Wertpapiere find ausge⸗ 
wieſen mit RM 176 000,.— (RM —), Wech⸗ 
ſel mit RM 129 000. — (RM 235 000,—), Kaſſe, 
Poſtſcheck⸗ und Bankguthaben mit RM 768 000,— 
(RM 865 000,—), Schwebende Verrechnungen mit 
RM 25 000,— (RM 26 000,—). Ein Beſtand an 
Waren (im Vorjahr RM 10 000.—) tritt nicht 
mehr in Erſcheinung. Als Vermögensquellen 
zeigt die Paſſivſeite der Bilanz das Stammkapital 
mit RM 6 690 000,— (RM 6 680 000. —9, die Re⸗ 
ſerven unverändert mit RM 209 000. —, Staats⸗ 
vorſchüſſe auf weitere Kapitalbeteiligung mit 
RM 995 000, — (RM 1000 000,—), Akzepte mit 
RM 169 000,— (RM 272 000,—), Darlehen, Hy⸗ 
potheken und ſonſtige Verbindlichkeiten mit RM 
5 838 000,— (RM 6 149 000. —) und Schwebende 
Verrechnungen mit RM 52 000,— (RM 15 000). 
Rückgriffsforderungen und Eventualverbindlich⸗ 
keiten aus Bürgſchaften und Giro erſcheinen auf 
beiden Seiten der Bilanz vor dem Strich mit 
RM 1 462 000,— (RM 464 000, —9). 


Das Wirtſchaftsergebnis der Wofo in 1931 
kommt in der Verminderung des vorjährigen Ver⸗ 
luſtvortrages von RM 70 000, — um RM 20 000 
auf rund RM 50 000, — zum Ausdruck. Die Ge⸗ 
ſchäftsunkoſten erforderten RM 351 000,— (RM 
389 000, — und RM 109 000, — Betriebsunkoſten 
in 1930), die Abſchreibungen und Rückſtellungen 
RM 165 000,.— (RM 102 000, —). Die Gewinn⸗ 
und Verluſtrechnung iſt ferner belaſtet wie im 
Vorjahr mit RM 9000,— für Verluſt auf Ge⸗ 
ländekonto. Demgegenüber ſtehen die Einnah⸗ 
men an Zinſen und Proviſionen mit RM 331 000 
(RM 228 000,—), an Gebühren RM 214 000,— 
(RM 407 000,—), ſodaß ein Verluſt verbleibt in 
Höhe von rund RM 50 000. — die auf neue Rech⸗ 
nung vorgetragen werden ſollen. 


FEE ee a IE en rn 1 EZ ———————rV—j ̃ en 


Pommerſche Heimſtätte G. m. b. H. Stettin. 


Die Pommerſche Heimſtätte mußte ebenſo wie 
ihre Schweſtergeſellſchaften das für 1931 urſprüng⸗ 
lich vorgeſehene Betreuungsprogramm im Ver⸗ 
laufe des Berichtsjahres wegen der bekannten 
Schwierigkeiten in der Sicherſtellung der Finan⸗ 
zierung ganz erheblich einſchränken, ſoweit es ſich 
um Hauszinsſteuer⸗Bauvorhaben handelte. Von 
den 856 vorgeſehenen Hauszinsſteuerwohnungen 
konnten ſchließlich nur 340 — 40% durchgeführt 
werden. Insgeſamt wurden von der Pommer⸗ 
ſchen Heimſtätte im Berichtsjahr 1276 (im Vor⸗ 
jahr 1559) Wohnungen betreut, wovon 641 (442) 
unfertig aus dem Vorjahr übernommen und 588 
(1117) neu begonnen ſind. Von den neu begon⸗ 
nenen 588 Wohnungen entfallen 340 auf Haus⸗ 
zinsſteuerwohnungen, 122 auf Landarbeiter⸗ 
Eigenheime und 126 auf ländliche Siedlungs⸗ 
bauten. Fertiggeſtellt ſind im Berichtsjahr 962 
Betreuungswohnungen, in das neue Jahr über⸗ 
nommen wurden demnach 314. Die von der Pom⸗ 
merſchen Heimſtätte in 1931 gewährten Zwiſchen⸗ 
kredite auf Dauerbeleihungen beliefen ſich auf 
5 Millionen Mark, die vermittelten Hauszins⸗ 
ſteuerhypotheken betrugen RM 803 000,—, I. Hy⸗ 
pothefen wurden ausgezahlt RM 654 000,—, 
Landarbeiterdarlehen RM 855 000,— und ſonſtige 
Darlehen RM 107 000,—. Die ſtarke Minderung 
des Arbeitsbeſtandes machte die Entlaſſung einer 
größeren Anzahl von Angeſtellten und die Schlie⸗ 
ßung von 4 auswärtigen Baubüros erforderlich. 


Die Bilanzſumme ſtellt ſich Ende 1931 auf 5,6 
Millionen Mark gegenüber 6,1 Millionen Mark 
im vorhergehenden Jahr. Anter den Aktiven ſind 
ausgewieſen: Noch nicht eingezahltes Stammkapi⸗ 
tal mit RM 320 000, — (im Vorjahr RM 480 000); 
die zurückerworbenen Stammeinlagen wie im 
Vorjahr mit RM 16 900,—; Kaſſenbeſtand, Bank⸗ 
und Poſtſcheckguthaben mit RM 439 200,— (RM 
206 500,—); Wechſelbeſtand mit RM 5000,— 
(RM 42500,—). Die Außenſtände beziffern ſich 
auf RM 3 263 300, — (RM 3 615 700,—); die Be⸗ 


Nachrichten des Bau⸗ 


Siedlungsfragen und Wohnungsbauproblem 
auf der 14. Hauptverſammlung der „Kommunalen 
Vereinigung für Wohnungsweſen“. 


Aus Anlaß ihrer 14. Hauptverſammlung hatte 
die „Kommunale Vereinigung für Wohnungs⸗ 
weſen“ für den 10. und 11. September d. J. zu 
mehreren Arbeitsſitzungen in das Rathaus zu 
Kaſſel eingeladen. Der Einladung hatten zahl⸗ 
reiche Fachleute Folge geleiſtet, darunter auch 
Vertreter des Reichsarbeitsminiſteriums (Mini⸗ 
ſterialdirektor Dr. Weigert und Miniſterialrat 
Durſt), des Preußiſchen Volkswohlfahrtsminiſte⸗ 
riums (Oberregierungsrat Baumgarten), des 
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teiligungen auf RM 530 500,— (RM 533 200,—), 
die Aktivhypotheken auf RM 648 400,.— (RM 
680 300,—). Die übrigen Vermögensteile be⸗ 
ſtehen in Inventar und Mobilien zum Buchwert 
von RM 22 500, — (RM 15 000,—), in Immobi⸗ 
lien in Höhe von RM 379 700,— (RM 527 000), 
in ſchwebenden Abrechnungen über RM 12 100,— 
(RM 6700,—). 

Auf die Paſſivſeite erſcheint das Stammkapital 
mit RM 4 134 900,— (im Vorjahr eingetragen 
RM 1553 500,.—, noch nicht eingetragen RM 
2 581 400,—), die Rücklagen find ausgewieſen mit 
RM 170 000,— (RM 135 000,—), die Verpflich⸗ 
tungen aus Staatsvorſchuß auf Beteiligungen mit 
RM 692 500,.— (RM 1 122 500, —), aus Bank⸗ 
ſchulden mit RM 11 400,— (RM 220 500,—), aus 
Darlehen und ſonſtigen Schulden mit RM 483 700 
(RM 379 000,—). 

Die Gewinn- und Verluſtrechnung ſchließt mit 
einem Reingewinn von RM 66 400,—, nachdem 
dem Rückſtellungskonto vorweg ein größerer Be— 
trag zugeführt iſt. Das ausgewieſene Ergebnis 
blieb hinter dem des Vorjahres (RM 113 000,—) 
faſt um die Hälfte zurück als Folge des zwangs⸗ 
läufig verminderten Arbeitsbeſtandes. Die Ge⸗ 
ſchäftsunkoſten in Höhe von RM 336 000,— (RM 
364 100,—) wurden durch die Betreuungsgebühren 
und Proviſionen in Höhe von RM 164 600,— 
(RM 276 000,—) nur noch zu 49% (im Vorjahr 
76%) gedeckt. Der Zinsüberſchuß wird mit RM 
234 200,.— ausgewieſen und ſtellt ſich um rund 
RM 6000, — höher als im Vorjahr. Offene Ab⸗ 
ſchreibungen wurden im Berichtsjahr nicht vorge⸗ 
nommen, während in 1930 RM 32500,— zu 
Laſten der Gewinn- und Verluſtrechnung auf In⸗ 
ventar und Grundſtücke abgeſchrieben worden 
ſind. Als Belaſtung der Gewinn- und Verluſt⸗ 
rechnung 1931 erſcheint noch ein Verluſt auf 
Grundſtücksertragskonto in Höhe von RM 3500. 
Der Reingewinn von RM 66 400, — ſoll zu Ab⸗ 
ſchreibungen und zur Stärkung der Reſerven Ver⸗ 
wendung finden bis auf 4700,—, die auf neue 
Rechnung vorgetragen werden ſollen. 


und Siedlungsweſens 


Bayeriſchen Arbeitsminiſteriums (Miniſterialrat 
Dr. Löhner) und verſchiedener anderer Zentral⸗ 
ſtellen und Behörden. Für die verſchiedenen 
Sitzungen, die ſich unter der Leitung des Vor⸗ 
ſitzenden, des Stadtbaudirektors Dr. Gut aus 
München, glatt abwickelten, war ein äußerſt 
reichhaltiger Speiſezettel zuſammengeſtellt, aus 
dem wir diejenigen beiden Themen herausgreifen, 
die für unſeren Leſerkreis beſonderes Intereſſe 
haben: die vorſtädtiſche Kleinſiedlung und das 
Problem der Rentabilität der Wohnungsneu⸗ 
bauten. Die erſtere war Verhandlungsgegen⸗ 
ſtand der Hauptſitzung der Geſamtvereinigung, 
die zweite Hauptverhandlungsgegenſtand der Ar- 


beitsſitzung der Gruppe der kommunalen Bauge⸗ 
ſellſchaften. 


I. Die vorſtädtiſche Kleinſiedlung. 


Zu dieſem Thema ſprachen drei Redner: Ober⸗ 
bürgermeiſter Dr. Stadler aus Kaſſel von der 
Warte der Volkwirtſchaft und der allgemeinen 
Verwaltung, Stadtbaurat Dr.-Ing. Wolf aus 
Leipzig als Hauptredner vom Standpunkt des 
Städtebauers und Technikers, Stadtoberbaurat 
Jobſt aus Kaſſel aus dem Wirkungskreis einer 
einzelnen Stadt (Erläuterung der Kaſſeler Stadt⸗ 
randſiedelungen, die ſpäter beſichtigt wurden). 
Ohne Anſpruch auf Vollſtändigkeit ſollen einige 
der wichtigſten Leitgedanken der beiden erſten 
Redner hier wiedergegeben werden. 


Oberbürgermeiſter Dr. Stadler: 


Das Neuartige der vorſtädtiſchen Kleinſiedlung 
liegt darin, daß Eigenheime im eigenen Garten 
nicht einer beſitzenden Bevölkerungsklaſſe, ſondern 
den wirtſchaftlich Bedrängteſten, den Erwerbs⸗ 
loſen, für die ſonſt in den Städten nur die billige 
Mietwohnung als mögliche Wohnform gegolten 
hat, erſchloſſen werden ſollen. Vom Reich und 
den Gemeinden wird den Erwerbsloſen das Ver: 
trauen geſchenkt, daß ſie das zur Sicherung eines 
Baudarlehens notwendige Eigenkapital durch am 
Bau zu leiſtende Arbeit erſetzen können, und dar⸗ 
aufhin wird ein Baukredit gewährt. Alſo: Ver⸗ 
bindung von Arbeitsbeſchaffung und Erwerbs⸗ 
loſenhilfe. Dem Arbeitsloſenproblem in ſeiner 
Totalität iſt mit der Stadtrandſiedlung jedoch 
nicht beizukommen. Vor überſpannten Hoffnun⸗ 
gen muß daher gewarnt werden. Dennoch hat 
dieſe neue Form der Siedlung einen berechtigten 
Kern, obwohl zahlreiche Bedenken nicht von der 
Hand zu weiſen ſind. Dieſe Bedenken müſſen 
durch richtige Anlage und Organiſation der Sied⸗ 
lung ausgeräumt werden. Daher: 1. möglichſte 
Stadtnähe, 2. keine übertriebene Größe des Baus 
geländes, 3. Verwendung möglichſt billigen Ge⸗ 
ländes (Parzellierung von Domänen, Nutzbar⸗ 
machung von Oedland), 4. richtige Auswahl und 
Miſchung der Siedler. Das ſchwerwiegendſte Be- 
denken: Der Siedler kann ſich nicht auf eigener 
Scholle ernähren. Infolgedeſſen muß zum Ertrag 
der Siedlerſtelle Arbeitsverdienſt oder Wohl⸗ 
fahrtsunterſtützung hinzukommen; daher der 
Name: Nebenerwerbsſiedlung. Führen die bis⸗ 
herigen Verſuche zu einem wirtſchaftlichen Erfolg, 
ſo muß die vorſtädtiſche Kleinſiedlung wegweiſend 
für den künftigen Wohnungsbau und die vor⸗ 
ſtädtiſche Siedlung überhaupt werden. Dann liegt 
in der vorſtädtiſchen Kleinſiedlung der Kern zur 
Löſung der großen Zukunftsaufgabe: das ganz 
einfache und billige Eigenheim mit Garten auch 
für Minderbemittelte und vielleicht ſogar Unbe⸗ 
mitelte zu einer wirtſchaftlich möglichen Form zu 
geſtalten. 
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Stadtbaurat Dr. Wolf: Vier Arten der vor⸗ 
ſtädtiſchen Kleinſiedlung haben ſich aus der ein⸗ 
ſchlägigen Geſetzgebung und der Praxis heraus 
entwickelt: 1. Die mit Reichsmitteln geförderte 
Stadtrandſiedlung (1. und 2. Bauabſchnitt mit 
73 Millionen RM für rd. 24 000 Siedlerſtellen) 
iſt grundſätzlich zu bejahen, verlangt aber hin⸗ 
ſichtlich der Finanzierung und der Bodenbereit- 
ſtellung kritiſche Einſtellung. Wichtiger als der 
Bau der Siedlung iſt die Frage der Lebensfähig⸗ 
keit hinſichtlich der Bewirtſchaftung. 2. Die ohne 
Reichsmittel zu errichtende und nicht auf Er⸗ 
werbsloſe oder Kurzarbeiter beſchränkte freie 
Kleinſiedlung (Erlaß des Reichskommiſſars vom 
2. März 1932) muß ſeitens der Gemeinden wegen 
der geſundheitlichen, finanziellen und ſtädtebau⸗ 
lichen Bedenken abgelehnt werden. Es iſt ein 
grundlegender Irrtum, zu glauben, daß man mit 
2500 RM ein Siedlerheim auch nur in der Größe 
und Geſtaltung der jetzigen Randſiedlungen her- 
ſtellen könne. 3. Die Kleinſiedlung mit dem 
Kleinhaus für 5000 bis 6000 ARM Herſtellungs⸗ 
koſten verdient als das zu erſtrebende Eigenheim 
des kleinen Mannes mit einigem Eigenbeſitz 
(1000 bis 2000 RM) bei der Befriedigung des 
noch vorhandenen Wohnungsbedarfs unbedingt 
die Förderung durch öffentliche Mittel (Reichs⸗ 
zuſchüſſe als zweite Hypothek). 4. Die Ausſied⸗ 
lung in die unmittelbare ländliche Nachbarſchaft 
über das Weichbild hinaus kommt nur in Frage, 
wo die Arbeitsmöglichkeiten in der bisherigen 
Wohnſtadt auch nach der Ausſiedlung geſichert 
bleiben. 

Aus der Entſchließung: Unbeſchadet 
der wünſchenswerten weiteren Förderung der 
vorſtädtiſchen Kleinſiedlung muß mit allem Nach— 
druck darauf hingewieſen werden, daß auf dieſem 
Wege allein die beſonders in den Großſtädten 
immer noch vorhandene Wohnungsnot, die ſich in 
einem wachſenden Fehlbetrag an billigen kleinen 
und kleinſten Wohnungen äußert, der von dem 
Ueberangebot an großen Wohnungen nicht be= 
rührt wird, nicht beſeitigt werden kann. Im Hin⸗ 
blick auf die Tatſache, daß das Angebot an klei⸗ 
nen Wohnungen in vielen Städten nicht einmal 
dazu ausreicht, um die obdachloſen Familien 
unterzubringen, bedarf es in dieſer Hinſicht bal⸗ 
diger planmäßiger, durchgreifender Maßnahmen. 


II. Die Rentabilität der Wohnungsneubauten. 


Als Ergebnis der eingehenden Beratungen 
wurden folgende Maßnahmen als unumgänglich 
notwendig erachtet (Auszug): 

Zur Mietenſenkung: a) Die Zinſen⸗ 
frage iſt entſcheidend für die Mietpreisbildung. 
Die auf dem Neubaubeſitz ruhende Zinſenlaſt iſt 
nicht mehr tragbar. Deshalb muß die Reichs⸗ 
regierung unverzüglich alle politiſch und wirt⸗ 
ſchaftlich tauglichen Mittel zur Senkung der Zins⸗ 
ſätze anwenden. Die Eigenart des Grundbeſitzes, 
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die darin beſteht, daß das inveſtierte Kapital 
außerordentlich langſam umgeſchlagen wird, er⸗ 
laubt auf die Dauer tragbare Mieten und die Er⸗ 
haltung der inveſtierten Kapitalien nachgewieſe⸗ 
nermaßen nur zu Vorkriegszinsſätzen (rd. 4% für 
la⸗ und Ib⸗Hypotheken). In die Zinsſenkung 
ſind nach Möglichkeit auch die Auslandsanleihen 
und diejenigen Hypothekendarlehen, die auf Aus⸗ 
landsanleihen beruhen, einzubeziehen, erforder⸗ 
lichenfalls auf dem Ausgleichswege. 

b) Damit eine dementſprechende Mietenſenkung 
unabhängig von Beſonderheiten der Finanzierung 
in vollem Umfange zur Auswirkung kommt, dür⸗ 
fen die Zinszuſchüſſe und Zinsnachläſſe aus öffent⸗ 
lichen Wohnungsfürſorgefonds bei Eintreten der 
Zinskonverſion nicht gekürzt werden. Sie ſind 
auf die Dauer von weiteren 10 Jahren beizube— 
halten. 

Zur Vermeidung von Mieterhöhun⸗ 
gen: a) Die am 1. April 1932 in Kraft befind⸗ 
lichen Erleichterungen auf dem Gebiete der ſtaat⸗ 
lichen und gemeindlichen Grundvermögensſteuer 
müſſen in vollem Umfange für die Dauer von 
weiteren 10 Jahren beſtehen bleiben. 

b) Soweit die Tilgung der Hauszinsſteuerhypo⸗ 
theken nach dem Stande vom 30. September 1932 
noch nicht in Kraft getreten iſt, iſt ſie auf weitere 
5 Jahre hinauszuſchieben. Die hierdurch etwa 
freiwerdenden Barmittel find zur zuſätzlichen Til 
gung der Bürgſchaftshypotheken bzw. Ib⸗-Hypo⸗ 
theken zu verwenden. 

Zur Deckung von Mietverluſten: 
a) Den Schuldnern von Pfandbriefhypotheken iſt 
das Recht einzuräumen, auch die laufenden ver⸗ 
traglichen Tilgungen einſchließlich des Zuwachſes 
in natura zu leiſten. Vor allem muß das Recht 
der Schuldenrückzahlung in Pfandbriefen geeig⸗ 
neter Art über Ende 1933 hinaus verlängert 
werden. 

b) Die erwerbsloſen Neubaumieter dürfen in 
fürſorgeriſcher Beziehung nicht ſchlechter geſtellt 
werden als erwerbsloſe Altraummieter unter 
Berückſichtigung der den letzteren gewährten 
Hauszinsſteuernachläſſe. 

Man war ſich klar darüber, daß mit dieſen 
Maßnahmen nur ein unhaltbares Mißverhältnis 
zwiſchen Alt⸗ und Neubaumieten gelindert wer⸗ 
den wird, aber von einer Mietangleichung noch 
keine Rede ſein kann. Trotzdem wurde davon Ab⸗ 
ſtand genommen, die Streichung der Hauszins⸗ 
ſteuerhypothekenzinſen und der laufenden Grund⸗ 
vermögensſteuern zu fordern, weil dieſe Erleich⸗ 
terungen als letzte Notſtandsmaßnahmen zur Ab⸗ 
wendung von Konkurſen im Einzelfall aufzu⸗ 
ſparen ſeien. Berechtigt war auch der Hinweis, 
daß ſich der Neuhausbeſitz gegenüber dem Alt- 
hausbeſitz inſofern ganz erheblich im Nachteil be⸗ 
finde, als der beſchleunigte Abbau der Hauszins⸗ 
ſteuer und die Einführung der Steuergutſcheine 
dem letzteren eine weſentliche Entlaſtung bringt, 
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die dem erſteren bei ungleich größerem Riſiko 
verſagt ſei. Auf die ſich hieraus ergebenden Ge⸗ 
fahren wurden die maßgebenden Stellen aufs 
dringlichſte hingewieſen. 


Landmaſchineneinkäufe — 
ein Mittel zur Steigerung landwirtſchaftlichen 
Umſatzes. 

Dipl.⸗Ing. Dr. phil. Walter Hillmann, Vor⸗ 
ſtandsmitglied des Verbandes der Deutſchen 
Landmaſchinen⸗Induſtrie, veröffentlicht in der 
Berliner Börſen⸗Zeitung Nr. 441 eine eingehende 
Anterſuchung über die inneren marktpolitiſchen 
Wirkungen einer Steigerung des Abſatzes von 
Landmaſchinen. Im Hinblick auf die Siedlung 
führt Dr. Hillmann u. a. aus: 

„Primitivpſiedlung“ iſt notwendig, um den Sied⸗ 
ler nicht im voraus zu ſtark zu belaſten. Wenn 
die „Primitivität“ aber ſo weit geht, daß die 
Verwendung geeigneter Maſchinen und Geräte, 
wobei insbeſondere auch an deren gemeinſame 
Beſchaffung und Benutzung zu denken iſt, unter⸗ 
bleibt, obgleich die Maſchinenverwendung die 
Siedlerarbeit weſentlich verbilligen, verbeſſern, 
erleichtern und beſchleunigen kann, ſo iſt dies eine 
falſch angebrachte Sparſamkeit. Denn auch bei 
dem kleinſten Betrieb muß heute das oberſte Ge⸗ 
bot lauten, lebensfähig zu bleiben. Es gilt des⸗ 
halb, weniger an Betriebsmitteln als an Bes 
triebskoſten zu ſparen. 

Wenn der Landwirt eine Maſchine kauft, ſo 
muß er aber hierbei nicht nur von dem unmittel⸗ 
baren Nutzen ausgehen, der ſich auf Grund einer 
Wirtſchaftlichkeitsberechnung aus der richtigen 
Anwendung der Maſchine im Rahmen ſeines Ge— 
ſamtbetriebes ergibt, ſondern er muß auch immer 
den Geſichtspunkt berückſichtigen, daß ein großer 
Teil der Anſchaffungskoſten in Form von Nah⸗ 
rungsmittelkäufen wieder an die Landwirtſchaft 
zurückfließt und dadurch ihren Umſatz vergrößert. 

Man geht hierbei am beſten von dem Lohn— 
anteil in der Landmaſchinen⸗-Indu⸗ 
ſtrie aus. Neben den von den Landmaſchinen⸗ 
fabriken ſelbſt aufzubringenden Löhnen und Ge- 
hältern werden auch in allen Wirtſchaftszweigen, 
die durch Lieferung von Roh- und Hilfsitoffen an 
dem Landmaſchinenbau beteiligt ſind, Löhne und 
Gehälter gezahlt, die ebenfalls eine Nachfrage 
nach landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen hervor⸗ 
rufen. Gleiches gilt natürlich für den Land— 
maſchinen⸗Vertrieb und alle Verkehrsleiſtungen, 
die der Verteilung der Landmaſchinen und Geräte 
an die Abnehmer dienen. Alle dieſe Lohn- und 
Gehaltsſummen ſind deshalb zu addieren und der 
Berechnung des Nachfragewertes der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Erzeugniſſe zugrunde zu legen. 

Nach den Betriebsvergleichs-Ergebniſſen des 
Vereins Deutſcher Maſchinenbau⸗ 
anſtalten verteilt ſich der Erzeugungswert der 


UFA . EEG a a a a u a men: 


Landmaſchinen⸗Induſtrie auf die einzelnen Koſten⸗ 
arten wie folgt: 


Löhne, Gehälter und ſonſtige Fe 


ausgaben 8 43,0% 
Fertigungsſtoffe (Eiſen, Stahl, Holz) 40,0% 
Hilfsſtoffe (Riemen, „ 

Farben uw.) ) 4,0% 
Betriebsitoffe (Energie für Antrieb, 

Licht und Heizung) 3,0% 
Frachten 4,0% 
Steuern 3,5% 
Abjchreibungen . 2,5 9% 

100,0 % 


Alle dieſe Koſtenarten enthalten einen mehr 
oder weniger hohen Lohnanteil, wobei allerdings 
der in den Abſchreibungen ſteckende Lohn, bezogen 
auf die geſamte Landmaſchinenerzeugung, ſo ge⸗ 
ring iſt, daß er ohne große Fehler bei der wei⸗ 
teren Berechnung vernachläſſigt werden kann. 
Rechnet man für alle andern Koſtenarten den 
Lohnanteil aus und addiert die Einzelteile, ſo 
ergibt ſich für die Landmaſchinen-Induſtrie ein 
ſowohl die unmittelbaren wie mittelbaren Löhne 
und Gehälter umfaſſender Anteil von 78%. 

In je 100 RM Landmaſchinenkäufen der Land: 
wirtſchaft ſtecken 78 RM Lohn- und Gehaltsein⸗ 
kommen, die als Kaufkraft für Verbrauchsgüter 
auf dem Markt erſcheinen. 

Nach den amtlichen Erhebungen über die Ver⸗ 
wendung des Einkommens werden im Durchſchnitt 
der Einkommensklaſſen von 2500 bis 4000 RM 
Jahreslohn rund 47% für Nahrungsmittel aller 
Art verwandt. Dieſe 47% enthalten auch die 
Ausgaben für eingeführte Nahrungsmittel; ſetzt 
man den hierauf entfallenden Anteil ab, ſo er⸗ 
geben ſich 43,3% des Geſamteinkommens, die für 
inländiſche Nahrungsmittel ausgegeben werden. 

Von dem Geſamtwert der Landmaſchinen⸗Er⸗ 
zeugung fließen demnach ſofort wieder 34% an 
die Landwirtſchaft zurück. 

Für jede 100 RM, die der Landwirt für Ma⸗ 
ſchinenkäufe anlegt, kaufen ihm mithin die in der 
Landmaſchinen-Induſtrie und den ihr vorgelager⸗ 
ten Erzeugungsſtufen ſowie die im Landmaſchi⸗ 
nen⸗Vertrieb beſchäftigten Erwerbstätigen für 
34 RM eigene Erzeugniſſe ab. 


Der Umlauf an Pfandbriefen und Kommunal⸗ 
obligationen. 
Unverminderter Rückgang. 

Die Statiſtik der Boden- und Kommunalkredit⸗ 
inſtitute per 31. Auguſt 1932 läßt erkennen, daß 
die Abnahme des Umlaufes an Schuldverſchrei⸗ 
bungen der Inlandinſtitute ſich im Auguſt in un⸗ 
verändertem Umfang fortgeſetzt hat. Der Umlauf 
hat ſich insgeſamt um 47,7 Mill. RM (51,1) ver⸗ 
ringert. Der größte Teil der Abnahme entfällt 
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wieder mit 42,3 Mill. RM (47,1) auf die Pfand⸗ 
briefe. Der Umlauf an Goldpfandbriefen hat ſich 
um 26 Mill. RM (im Juli um 34 Mill. RM) 
verringert. Im einzelnen betrugen die Verän⸗ 
derungen im Pfandbrief⸗ und Kommunalobliga⸗ 
tionengeſchäft (ohne Rentenbank⸗Kreditanſtalt⸗, 
Liquidations⸗ und Sachwertſchuldverſchreibungen 
und Oſthilfe⸗Entſcheidungsbriefe, die erſtmalig 
in der Statiſtik erſcheinen) im 
Auguſt 1932 33,3 Mill. RM Rückg. 


Juli 20,00 1 „ 

Juni 41,4 „ RL, 

Mai i 

April ZU 4 5 „ 

März 30, „ 25 2 
Februar 135 „ 7 5 
Januar 7,9 

Auguſt 1931 46,3 Mill. RM Zug. 
Auguſt 1930 SEE: 


Insgeſamt betrug alſo der Rückgang in den erſten 
8 Monaten 1932 203,1 Mill. RM. Der Zugang 
in der entſprechenden Zeit des Vorjahres bezif⸗ 
ferte ſich dagegen auf 566,1 Mill. RM. 

Den Bruttozugang, die Rückflüſſe und den 
Reinzugang bzw. Rückgang im Inland zeigt die 
nachſtehende Tabelle, in der die Zahlen für Auguſt 
1931 in Klammern geſetzt ſind (in Mill. RM): 


Bruttozugang Rückflüſſe Veränderungen 
Inland 17,0 43,3 26,3 Rückg. 
(21,7) (8,8) (12,9 Zug.) 


Eine Novelle zum öſterreichiſchen Bauſparkaſſen⸗ 
Geſetz. 

In Oeſterreich iſt das Bauſparweſen durch das 
Geſetz vom 5. Januar 1932 geregelt worden, deſſen 
Geltungsdauer bis zum 31. Dezember 1932 be⸗ 
friſtet iſt. Dieſes Geſetz ſieht eine Prüfung der 
Bauſparkaſſen durch den Bundeskanzler vor und 
ermächtigt ihn, in beſtimmten Fällen den Ab⸗ 
ſchluß neuer Bauſparverträge zu verhindern und 
die Bauſparkaſſen aufzulöſen. 

Nunmehr iſt auf Grund der Erfahrungen von 
der öſterreichiſchen Regierung ein Entwurf zur 
Novelle des Bauſparkaſſengeſetzes den geſetzgeben⸗ 
den Körperſchaften zur Aeußerung vorgelegt wor⸗ 
den. Dieſe Novelle verlangt die Geltungsdauer 
des vorläufigen Geſetzes bis zum 31. Dezember 
1934 und bringt eine Reihe neuer wichtiger Be⸗ 
ſtimmungen. 


Hilfe für den Neuhausbeſitz. 

Der Wohnungsausſchuß des preuß. Landtags 
hat folgenden Zentrumsantrag angenommen: 
„Durch die hohen Baukoſten der letzten Jahre 
ergeben ſich für die in dieſer Zeit erſtellten Woh⸗ 
nungen vielfach untragbar hohe Mieten. Ein 
Teil dieſer Wohnungen, insbeſondere der größe— 
ren, ſteht trotz Wohnungsmangels heute bereits 
leer, da durch die erheblich geſchmälerten Ver⸗ 


dienſte weiter Volksſchichten die hohen Mieten 
nicht mehr aufgebracht werden können. Beim 
Althausbeſitz liegen durch die Steigerung der 
öffentlichen Laſten ähnliche Verhältniſſe vor. Um 
dieſem unhaltbaren Zuſtand abzuhelfen, wolle 
der Landtag beſchließen: Das Staatsminiſterium 
wird erſucht, 1. die Verzinſung der Hauszins⸗ 
ſteuerhypotheken auf den niedrigſten Satz zu 
ſenken; 2. zur Erzielung tragbarer Mieten für 
die in den letzten Jahren zu teuer gebauten 
Wohnungen in erforderlichem Umfange Umſchul⸗ 
dungen vorzunehmen und Zinszuſchüſſe zu be⸗ 
willigen; 3. beim Althausbeſitz die öffentlichen 
Laſten herabzuſetzen und die Mieten entſprechend 
zu ſenken.“ 


Günſtige Entwicklung bei den Sparkaſſen. 


Das Ergebnis der Spareinlagenbewegung bei 
den preußiſchen Sparkaſſen im Auguſt 1932 zeigt 
zum erſten Mal ſeit der Zahlungskriſe beinahe 
einen Ausgleich zwiſchen Einzahlung und Aus⸗ 
zahlung. Die Einzahlungen betrugen 232,2 Mil⸗ 
lionen RM., die Abhebungen 238,4 Mill. RM. 
Das Minus für den Monat Auguſt beträgt daher 
nur 6,2 Mill. RM gegenüber einem Minus von 
55,2 Mill. RM im Juli. Die günſtige Entwick⸗ 
lung hat im September weiter angehalten. 


Entſcheidungen über Bauſparkaſſen. 


Am 20. September wurde von dem Berufungs- 
ſenat des Reichsaufſichtsamts für Privatverſiche⸗ 
rung in drei Sachen über Berufungen gegen Ent⸗ 
ſcheidungen, auf Grund deren der Antrag auf 
Eröffnung des Konkurſes geſtellt worden war, 
entſchieden. 

Die Berufungen der beiden Bauſparkaſſen: 
Bauſparer⸗Gilde, Bauſparkaſſe G. m. b. H. in 
Eſſen und Terra-Nuova A.⸗G. in Berlin wurden 
zurückgewieſen. 

Auf die Berufung des Deutſchen Sparerbundes 
für Eigenheime e. G. m. b. H. in Düſſeldorf wurde 
die Entſcheidung der erſten Inſtanz aufgehoben. 
Ferner wurde dieſe Bauſparkaſſe gemäß 5 
Kap. V der Notverordnung vom 14. Juni 1932 
von den Verpflichtungen aus Terminzuſagen be⸗ 
freit; außerdem wurde gemäß $ 89 des Verſiche⸗ 
rungsaufſichtsgeſetzes ein Zahlungsverbot erlaſſen. 


Am 21. September 1932 ſind folgende Entſchei⸗ 
dungen ergangen: \ 

1. Der Bauhilfe e. G. m. b. H. in Berlin. Die 
Berufung gegen die Senatsentſcheidung vom 
2. April 1932 wurde zurückgewieſen. Damit iſt 
die Entſcheidung über den Antrag auf Eröffnung 
des Konkurſes über das Vermögen dieſer Unter⸗ 
nehmung rechtskräftig geworden. 

2. Der „Weſtdeutſche Kredithilfe“ e. G. m. b. H. 
in Liqu. in Eſſen. Die Berufung gegen die Se⸗ 
natsentſcheidung vom 2. April 1932, die dahin 


ging, daß das Unternehmen der Aufſicht unter⸗ 
liege, wurde zurückgewieſen. 

3. Der „Deutſche Bau- und Hypothekenſparkaſſe“ 
e. G. m. b. H. in Hamburg. Die Berufung gegen 
die Senatsentſcheidung vom 18. Mai 1932 wurde 
mit der Maßgabe zurückgewieſen, daß die Pflich⸗ 
ten der in erſter Inſtanz eingeſetzten Ueber⸗ 
wachungsperſon in anderer Weiſe geregelt werden. 


In der Senatsſitzung vom 29. September 1932 
ſind bei nachſtehend aufgeführten Bauſparkaſſen 


1. Heimſtättenfürſorge Siedlungs- und Bau⸗ 
ſparkaſſe für Wohn⸗ und Wirtſchaftsheim⸗ 
ſtätten G. m. b. H. in Berlin, 

2. Merkuria⸗Volkstarif Zweck- und Bauſparkaſſe 
G. m. b. H. in Heidelberg, 

3. Allgemeine Bau-Sparkaſſe Friedeberg Nm. e. 
G. m. b. H. in Friedeberg Nm., 

4. Mitteldeutſche Zweckſpar-Geſellſchaft m. b. H. 
in Magdeburg 

folgende Entſcheidungen getroffen worden: 

Den Bauſparkaſſen wird der Geſchäftsbetrieb 
unterjagt. Die beſtehenden Bauſparverträge wer⸗ 
den vereinfacht abgewickelt. Die Unterjagung des 
Geſchäftsbetriebes wirkt wie ein Auflöſungsbe⸗ 
ſchluß. Die Liquidation wird einem vom Reichs⸗ 
aufſichtsamt noch zu beſtimmenden Liquidator 
übertragen. Ferner werden den Unternehmun⸗ 
gen mit ſofortiger Wirkung alle Arten von Zah⸗ 
lungen mit Ausnahme von Steuern, öffentlichen 
Abgaben und laufenden Verwaltungskoſten bis 
zum 1. Februar 1933 verboten. 


Die neuen Konkurſe und Vergleichsverfahren des 
Jahres 1931. 

Beobachtet man die Kurve der neuen Konkurſe 
ſeit der Währungsſtabiliſierung, ſo zeigt ſich ein 
raſcher Anſtieg der neuen Konkurſe in den Jahren 
1924 und 1925, der ſeinen Höhepunkt im Depreſ⸗ 
ſionsjahr 1926 mit einer Zahl von 15 829 Kon⸗ 
kurſen erreichte. Ganz eindeutig iſt ſodann der 
neuerliche Anſtieg der Konkursverfahren ſeit 1929 
zu beobachten. Im Jahre 1931 wurden alle bis⸗ 


herigen Zahlen mit 19 254 neuen Konkurſen über⸗ 
ſchritten. 
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Weiterer Rückgang der induſtriellen Produktion. 
Die induſtrielle Produktion iſt in den letzten 
Monaten weiter zurückgegangen. Die Inderziffer 
der Produktion wichtiger Induſtriezweige (1928 
— 100), die Anfang des Jahres 55,2 betragen und 
dann bis Mai/Juni annähernd dieſen Stand ge⸗ 
halten hatte, ſtellt ſich für Juli auf 52,3 und für 
Auguſt auf 51,6. Das Produktionsvolumen war 
ſomit geringer als jemals ſeit der Stabiliſierung; 
ſeit dem letzten konjunkturellen Höchſtſtand Mitte 
1929 beträgt die Schrumpfung mehr als 50 v. H. 
Demnach zeigt die induſtrielle Produktion, ähn⸗ 
lich wie in der 1. Hälfte des Jahres 1930, eine 
langſam auslaufende Abwärtsbewegung. 


Großhandelspreiſe Anfang September 1932. 

Die Geſamtindexziffer der Großhandelspreiſe, 
die in der zweiten Auguſthälfte mit 94,8 ihren 
ſeither tiefſten Stand erreicht hatte, iſt bis An⸗ 
fang September auf 95,6 geſtiegen. Dieſe Er⸗ 
höhung des Preisniveaus wurde in der Haupt⸗ 
ſache durch das weitere Anziehen der Weltroh⸗ 
ſtoffpreiſe bewirkt. Die Indexziffer der Preiſe 
induſtrieller Rohſtoffe und Halbwaren hat ſich 
ſeit ihrem tiefſten Stand von Ende Juli (86,5) 
um 3,1 v. H. auf 89,2, d. h. etwa auf den Stand 
von Mitte April d. J. gehoben. 


Rückgang der Arbeitsloſenzahl. 

Nach dem Bericht der Reichsanſtalt für Arbeits⸗ 
loſenverſicherung und Arbeitsloſenvermittlung 
für die Zeit vom 16.—30. September 1932 waren 
Ende September bei den Arbeits⸗ 
ämtern rund 5,1 Millionen Arbeits⸗ 
loſe gemeldet. Gegenüber dem letzten Stich— 
tag Mitte des Monats iſt ein Rückgang um 
rund 163 000 eingetreten. Während des 
ganzen Monats September hat damit die Arbeits⸗ 
loſenzahl nach einer vorübergehenden Erhöhung 
um rund 123 000 abgenommen. 

Mehreinſtellungen in der metallverar⸗ 
beitenden Induſtrie, im Baugewerbe und in der 
Induſtrie der Steine und Erden dürften über⸗ 
wiegend auf das Arbeitsbeſchaffungs⸗ 
programm und auf die Verordnungen zur Be⸗ 
lebung der Wirtſchaft zurückzuführen ſein. Ein 
jahreszeitlicher Auftrieb, der durch die 
Maßnahmen der Reichsregierung unterſtützt wird, 
war beſonders in der Landwirtſchaft, im Beklei⸗ 
dungsgewerbe und in mehreren Zweigen des 
Nahrungs⸗ und Genußmittelgewerbes feſtzu⸗ 
ſtellen. Anzeichen einer konjunkturellen Entſpan⸗ 
nung bleiben bis jetzt auf einzelne Zweige der 
Spinnſtoffinduſtrie und der Holzverarbeitung be⸗ 
ſchränkt. 

Stawa⸗Großformatziegel. 

Ein großformatiger Hohlziegel der Allgemeinen 
Deutſchen Ziegel A.⸗G., Berlin W 62, Kleiſtſtr. 17, 
welcher auf deren eigenen Ziegelei außer dem 
bereits in Baukreiſen bekannten Einhandhohl⸗ 


ziegel⸗ EH hergeſtellt wird, iſt mit Beginn der 
diesjährigen Baucampagne unter der Bezeichnung 
„Stawa“ auf dem Markt erſchienen. 

Bei der Einführung dieſes Ziegels wird ins⸗ 
beſondere den Bedürfniſſen der Stadtrandſied⸗ 
lungen ſowie des Siedlungs- und Kleinhausbaues 
Rechnung getragen, wozu ſchon vorzugsweiſe die 
20 Zentimeter dicke Außenwand genehmigt wor⸗ 
den iſt. Für dieſen Zweck wird der Hohlziegel 
„Stawa“ im Format ca. 9,5 X 20 X 14,2 Zmtr. 
hergeſtellt, der etwa das Gewicht eines normal⸗ 
formatigen Vollmauerziegels hat. Außer dem 
erwähnten Format ſtellt die Patentinhaberin 
Stawa⸗Hohlziegel in den Abmeſſungen 25 X 12 
x 10,4 Zmtr. her, die zum Aufbau der 25 Zmtr. 
ſtarken tragenden Außenwand gleichzeitig auch 
zuſammen mit normalformatigen Ziegeln ver⸗ 
wendet werden können. 

Seine Verwendung als Querlochſtein gewähr⸗ 
leiſtet hohe Mauerwerksdruckfeſtigkeit. Die bruch⸗ 
ſichere Teilbarkeit des Ziegels wird durch Tei⸗ 
lungsſchlitze erreicht. Seit dem 24. Mai 1932 iſt 
der Stawa⸗Hohlziegel amtlich zugelaſſen durch die 
Staatliche Prüfungsſtelle für ſtatiſche Berechnun⸗ 
gen, Berlin NW 40, Invalidenſtraße. Bei Wän⸗ 
den in 20 Zentimeter bis zu 2% Geſchoſſen. Das 
Kellermauerwerk 25 Zentimeter ſtark. 

Bei längs⸗gelochten Hohlziegeln (der Stawa iſt 
quer gelocht und wird ſenkrecht in der Lochrichtung 
verſetzt) ſind die Stoßfugen ſchwieriger zu dichten. 
Die Anwendung des Verbandes (wie in der unten⸗ 
ſtehenden Stawa⸗Wand gezeigt) garantiert für 
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Unterbrechung der Stoßfugen. Hiernach iſt pro 
aufſteigendem Meter nur einmal die durchgehende 
Stoßfuge erkennbar. Die Anterbrechung der 
Stoßfugen erhöht die Wärmedurchgangszahl uno 
erreicht eine 22 Zentimeter ſtarke Stawa⸗Wand 
die Wärme einer 38 Zentimeter ſtarken Wand 
aus normalformatigen Vollmauerziegeln. 

Weitere Verwendungsmöglichkeit des Stawa 
liegt in der Stahlſkelettbauweiſe oder anderen 
Spezialbauausführungen, wobei Form und Ab- 
meſſung des Ziegels wertvoll ſind. 

Bei dem gegenwärtigen Stand der Preiſe für 
NF⸗Mauerſteine kann 1 Quadratmeter Stawa⸗ 
Wand in 20 Zentimeter Stärke einſchließlich 
Mörtellieferung ohne Arbeitslohn, alſo nur 
Materialwert, unter RM 3,— geliefert werden. 

Der Stawa dürfte als geeignetſtes Material zur 
Fabrikation für Ziegeleien gelten, welche groß⸗ 
formatige Ziegel herzuſtellen beabſichtigen. 
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90) S. 550, E. Rohde Der griechische 
Roman und seine Vorläufer? (1900) S. 414. Ähnliches auch bei den Juden, s. 
Scheftelowitz Altpalästinischer Bauernglaube in religionsgeschichtlicher Beleuch- 
tung (1925) $ 56. In der Vita des Porphyr von Gaza verkündet ein sieben- 
jäbriges Kind im Zustand der Inspiration auf syrisch und griechisch Orakel, 
s. A. Meyer Jesu Muttersprache (1896) S. 156. 

® Auch Huet ist nicht der Meinung, die ganze Susanna erklärt zu haben, 
scheint vielmehr, wenn er auf Brüll verweist (S. 283), mit der Möglichkeit zu 
rechnen, daß dessen Auffassung mit der seinen irgendwie zu kombinieren sei. 

® Vgl. Amalfi ZVV 5 (1895) S. 72ff, 1001 Nacht Littm. IV S. 330 ff., 
Chauvin VI S. 11f., 13 VII S. 50; Meißner Neubab. Geschichten S. 17 ff.; L. Fro- 
benius Der schwarze Dekameron (1910) S. 380 ff. = Atlantis VIII (1922) S. 90 ff.; 
Kretschmer Neugriechische Volksmärchen (1917) S. 174 ff., 334; Hertel Katharatna- 
kara 1 S. 41ff.; Tawney-Penzer Katha Sarit Sagara I S. 32ff., 42ff. (Buch I c. 4); 
Lidzbarski IJ S. 188ff.; Aarne Nr. 1730; E. Tegethoff Französische Märchen I 
(1923) S. 182ff.; Jos. Bédier Les fubliaux* (1925) S. 454 ff. 

4 Grimm Deutsche Sagen Nr. 538, vgl. Nr. 442; 1001 Nacht Henning XVIII 
S. 66 ff. 

5 S, Gunkel Genesis ®"° S. 422, Tawney-Penzer II S. 120 ff. IV S. 104 ff 
18* 
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von der Merhuma.! Ihr Mann empfiehlt sie, ehe er die Pilgerfahrt an- 
tritt, dem Schutz seines Bruders. Dieser sieht sie eines Tages in ihrem 
Zimmer unverhüllt in ihrer ganzen Schönheit, verliebt sich in sie und 
bittet sie um Gegenliebe. Von ihr entschieden abgewiesen, sinnt er auf 
Rache und beschuldigt sie des Ehebruchs, indem er vier von ihm ge- 
dungene falsche Zeugen aufstellt. Sie wird vom Gericht verurteilt und 
vor der Stadt gesteinigt, bleibt aber wunderbarerweise am Leben, wird 
nach vielen weiteren Anfechtungen mit ihrem Gatten wieder vereint 
und hält über all ihre ehemaligen Widersacher Gericht. — Die Ge- 
schichte, von der uns hier nur der Eingang angeht ?, ist weit verbreitet, 
auch zu den Juden gekommen‘ und in dieser judaisierten Gestalt in 
1001 Nacht aufgenommen worden.” Wesentliche Züge der Susannage- 
schichte finden sich hier wieder: die durch den Anblick der schönen 
Frau geweckte Begier, der zurückgewiesene Liebesantrag, die Beschul- 
digung des Ehebruchs auf Grund falschen Zeugnisses, die Verurteilung. 
Da dem aber allerlei Verschiedenheiten (bei Susanna zwei Männer, diese 
selber die falschen Zeugen, die Szene im Garten, die Vollstreckung des 
Urteils verhindert) gegenüberstehen, kann von Identität der beiden Er- 
zählungen doch nicht wohl die Rede sein. Wichtig bleibt die Merhuma 
trotzdem als nächste Verwandte der Susanna, zumal auch sie den jüdi- 
schen Boden passiert hat, wenn auch vielleicht — aber wer kann es 
wissen? — erst in späterer Zeit. 

Und wenn die beiden Geschichten sich vor allem darin zu unter- 
scheiden scheinen, daß dort das falsche Urteil zur Ausführung kommt, 
hier nicht, so begegnet die hochdramatische Rettung der angeblichen 
Ehebrecherin oder sonstigen Sünderin im letzten Moment, auf dem 
Scheiterhaufen, auch anderwärts: in der Tamargeschichte Gen. 38, 25f., 
im Märchen vom Marienkind (Grimm KHM Nr. 3), den zwölf Brüdern 


(KHM Nr. 9), den sieben Raben (KHM Nr. 25), den sechs Schwänen 
(KHM Nr. 49). 


1 Tuti-Nameh 7. Abend, S. 65 ff. 


2 Die Fortsetzung geht in den Crescentiatypus über, s. Tegethoff I S. 82f. 
310, vgl. auch H. Schmidt und P. Kahle Volkserzählungen aus Palästina (1918) 
S. 99 ff., 30*%. 

3 1001 Nacht Henning XVIII S. 187 ff., Chauvin VI S. 155f.; J. G. v. Hahn 
Griechische und albanesische Märchen (1864) I S. 140ff.; Rohde Roman? S. 568°. 

t Bin Gorion I S. 268 ff. („Die jüdische Ärztin“, vom Herausgeber selber 
als „eine Susannageschichte“ bezeichnet!), Gaster Nr. 313. 

5 Henning IX S. 14ff. = Littmann III S. 738f., vgl. Chauvin VI S. 154. 

° Vgl. noch A. v. Löwis of Menar Finnische und esthnische Volksmärchen 
(1922) S. 219, H. Naumann Isländische Volksmärchen (1923) S. 96, 176, Tegethoff 
I S. 112f., und die Sage von Kroisos auf dem Scheiterhaufen (Hdt. I 86), dazu 
Rohde Roman? S. 420, Aly S. 44f. 
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Ebenso hat der köstliche Einzelzug, daß jeder der beiden Alten sich 
in der Morgenfriihe zum Garten hinschleicht und unangenehm über- 
rascht ist, den andern auch schon dort zu finden, sein Gegenstück — 
wenn auch in ganz anderem Zusammenhang — in einem Schweizermärchen.' 

So stellt die Susanna, da die Geschichten vom weisen Richterspruch 
sonst immer von anderen Rechtsfällen handeln und die Genovevage- 
schichten nie mit dem weisen Richterspruch enden, offenbar die Ver- 
bindung einer solchen Genoveva- oder Merhumageschichte 
mit dem Motiv des weisen richtenden Knaben dar. Wie man 
sich den Hergang genauer zu denken hat, ob die Erzählung ursprüng- 
lich einen anderen Schluß, in der Art der Genovevageschichten, gehabt, 
der dann durch den jetzigen verdrängt wurde?, oder ob es eine freie 
Schöpfung mit bloßer Benutzung von Elementen der beiden Typen ist, 
müssen wir mangels sicherer Indizien offen lassen. Es verschlägt am 
Ende auch wenig gegenüber der grundsätzlichen Erkenntnis, daß die 
Susanna eine m. W. ganz einzigartige und wohlgelungene Verbindung 
jener Typen darstellt. 

[Wie ich nachträglich sehe, vergleicht H. Gunkel Das Märchen im 
Alten Testament S. 126f. die Geschichte der Upakosä aus Somadevas 
Katha Sarith Sagara Buch I c. 4 (Tawney-Penzer I S. 32 ff.): Der könig- 
liche Hauspriester, der Oberrichter und der Lehrer des Thronerben er- 
blicken die schöne Upakosä auf ihrem täglichen Gang zum Bade im 
Ganges und machen ihr unsittliche Anträge. Sie geht scheinbar darauf 
ein, weiß sich aber ihrer zu entledigen und sie schändlich zu überführen, 
worauf sie vom König ihrer Güter beraubt und verbannt werden. 

Gunkel schreibt: „Beide Überlieferungen stimmen darin überein, daß 
mehrere und würdige Männer ein Weib vergeblich bei Gelegen- 


1 H. Bächtold Schweizer Märchen (1916) S. 225. 

® Dies ist allem nach das Verhältnis zwischen zwei jüdischen Geschichten, 
die beide davon handeln, wie einer die Braut eines Freundes für sich bean- 
sprucht. In der einen (Bin Gorion I S. 292 ff.) sind Joser und Tehilla schon 
als Kinder von ihren Vätern verlobt worden, aber später auseinandergerissen; 
Rahab, der Magdsohn, gibt sich dann für Joser aus, aber ein Unwetter am 
Hochzeitstage führt zur Feststellung, daß er die vom Vater Emet urkundlich 
niedergelegten Erkennungsmerkmale nicht trägt. In der anderen (Bin Gorion 
I S. 289 ff.) verliebt sich Seker in Tehilla, die Braut des Joser, und behauptet 
mit der Hilfe eines falschen Zeugen Keseb, sie sei seine eigene Braut. Der 
Richter verhört Seker und Keseb einzeln, wo die Verlobung stattgefunden. Der 
eine sagt im Weinhans, der andere: im Hause des und des. — Trotz einiger 
Verschiedenheiten sind die Geschichten miteinander identisch, wie schon Hin 
Gorion (I S. 366) gesehen. Die Befragung durch den Richter hat in der zweiten — 
etwa nach dem Vorbild der Susanna? — die hier unmögliche Entdeckung durch 
die Identitätsmerkmale ersetzt. Ebensogut hätte sich auch noch die Figur des 
weisen Knaben hineinbringen lassen. 
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heit eines Bades mit ihrer Liebe verfolgen; vielleicht ist diese Zu- 
sammenstimmung in dem einen Motive aus Wurzelverwandtschaft der 
Überlieferungen zu erklären.“ — Es scheint Gunkel entgangen zu sein, 
daß jenes nur eine Variante ist von der oben (S. 275) erwähnten Ge- 
schichte von der klugen Frau, die ihre zudringlichen Liebhaber zu sich 
einlädt und einen nach dem andern einsperrt. In den übrigen Versionen 
fehlt der Gang zum Bade, und die Frau sucht die Amtspersonen selber 
auf, entweder um ausgeliehenes Geld mit ihrer Hilfe zurückzuerhalten, 
oder um ihren in Haft befindlichen Gatten freizubekommen. Der Gang 
zum Bade usw. gehört somit zu den sekundären Zügen der Geschichte — 
wie es übrigens auch in der Susanna der Fall ist (s. o. U 3c) —, und 
es bleibt nur die bereits festgestellte allgemeinere Verwandtschaft mit 
dem Genovevatypus, wobei außerdem nicht übersehen werden darf, daß 
ihr ganzer Charakter von Anfang an mehr schwankhaft, oft geradezu 
derb ist; in der von Frobenius beigebrachten Mande-Version aus dem 
Sudan wird daraus die Rache einer Hure für ihren zu Unrecht ausge- 
peitschten Bruder. Eine Wurzelverwandtschaft der Upakosä mit der 
Susanna ist somit ausgeschlossen. K.N.] 


Jetzt vermögen wir auch das relative Recht, das — allerdings sehr 
geringe — Wahrheitsmoment zu erkennen, das jenen in II 3 c kurz be- 
sprochenen Versuchen, die Susanna auf ältere Sagen und Mythen zurück- 
zuführen, eignet. Fries und namentlich Schultz gehen z. T. von richtigen 
Beobachtungen aus; Schultz hat auch bereits die Verwandtschaft mit 
dem Genovevatypus erkannt. Aber vorschnell folgern sie aus einzelnen 
Anklängen, die nur Ähnlichkeiten, bestenfalls Verwandtschaft ergeben, 
Identität der Geschichten. Tatsächlich kommen wir über eine vielleicht 
etwas einfachere, aber der jetzigen im Verlauf jedenfalls parallele Ge- 
stalt der Erzählung nicht zurück. Auf einen kultischen oder astralen 
Hintergrund führt nichts. 


Ob diese Verbindung der beiden Erzählungstypen bei den Juden 
selber entstanden, oder ob sie, wie so manche andere schöne Geschichte, 
von auswärts zu ihnen kam, das zu entscheiden, sehe ich keine Möglich- 
keit. Wohl aber bestätigt sich jetzt eine längst geäußerte Vermutung !, 
daß der weise Knabe gar nicht von Anfang an Daniel war, sondern daß 
dieser erst später, wahrscheinlich unter dem Einfluß der so nahe liegen- 
den Deutung seines Namens als ,,Gottesrichter“ oder „Gott ist Richter“ 
die Rolle des bis dahin namenlosen Knaben übernahm. Schon das Fehlen 
des höfischen und überhaupt des babylonisch-persischen Milieus und der 
doch etwas andere Charakter des Knaben erweisen die Susannage- 


1 S. Fritzsche S. 118, Fries Sp. 345, Duhm Israels Propheten? (1922) 
S. 412. 
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schichte als einen jüngeren und wohl erst auf palästinischem Boden zu- 
gewachsenen Sproß innerhalb des Danielsagenkreises.! 

Vielleicht findet aus solcher Herkunft der Erzählung auch einer der 
oben (II 3 ¢ Ende) erwähnten Anstöße seine Erklärung. Das auffällige 
Zurücktreten des Jojakim könnte, wie schon Schultz vermutet, damit 
zusammenhängen, daß in jenen Genovevageschichten der Gatte auf einer 
Wallfahrt, im Krieg, oder auf einer Geschäftsreise abwesend zu sein 
pflegt, so daß die Frau den Nachstellungen dessen, der sie eigentlich 
beschützen sollte, preisgegeben ist. Deutet jener Zug in der Susanna 
darauf hin, daß die beiden Ältesten auf den Bruder des abwesenden 
Gatten zurückgehen und die Susanna somit doch aus der Merhuma er- 
wachsen ist? Die Frage muß gestellt werden, wenn sich auch die Ant- 
wort nicht mit Sicherheit geben läßt. 


5. Die Susannageschichte war somit ursprünglich eine rein pro- 
fane Volkserzählung, vielleicht sogar außerjüdischen Ursprungs. 
Aber sie ist das nicht geblieben. Sie erfuhr eine leise Umgestaltung in 
dem Sinne, daß zum unterhaltenden Moment das erbauliche hinzukam. 
Es ist der Prozeß, der sich in der jüdischen Überlieferung — aber auch 
anderwärts — so oft beobachten läßt?, von dem die Geschichte von 
Tobia, und so manches Beispiel aus den Sammlungen von Bin Gorion 
und Gaster Zeugnis ablegt: daß Geschichten, die man anfänglich zum 
reinen Verg